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Gesetz zur Änderung des Landessicherheitsüberprüfungsge-
setzes und des Landesverfassungsschutzgesetzes

A .  Z i e l s e t z u n g

Dieses Gesetz soll den weitgehenden Gleichklang zu den Regelungen auf Bun-
desebene wiederherstellen, da das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 
16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634) umfassend geändert wurde. Damit wird zugleich 
die Feststellung des parlamentarischen Untersuchungsausschusses der 15. Wahl-
periode des Landtags von Baden-Württemberg „Rechtsterrorismus/NSU BW“ 
aufgegriffen, dass der Geheimschutz bundesrechtlichen Vorgaben folge und ein 
Alleingang bei einer Novellierung des Geheimschutzrechts nicht zielführend sei 
(Landtags-Drucksache 15/8000, Seite 974). So werden auch ein einheitliches  
Sicherheitsniveau aufrechterhalten und eine gegenseitige Anerkennung der  
Sicherheitsüberprüfung ermöglicht. Zudem soll das Landessicherheitsüber-
prüfungsgesetz zukünftig neben dem personellen Geheim- und Sabotageschutz 
Grundsätze zum materiellen Geheimschutz enthalten.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Die Änderungen des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes umfassen insbeson-
dere folgende Regelungen:
–  In das Gesetz werden Grundsätze zum materiellen Geheimschutz aufgenom-

men, da diese bisher nur in untergesetzlichen Regelungen enthalten waren. 
–  Die Liste der Maßnahmen, die bei einer Sicherheitsüberprüfung getroffen wer-

den, wird erweitert.
– Die in der Sicherheitserklärung zu machenden Angaben wurden überarbeitet. 
–  Das Gesetz weitet die Wiederholungsüberprüfung auf alle Überprüfungsarten 

aus. Nach der Erstüberprüfung wechseln sich Aktualisierung und Wiederho-
lungsüberprüfung ab.
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–  Die Fristen, nach denen in Dateien gespeicherte personenbezogene Daten zu 
löschen sind, wurden überarbeitet.

Zudem werden in das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz und das Landesver-
fassungsschutzgesetz Regelungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
in elektronischen Akten aufgenommen.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .   K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  ( o h n e  E r f ü l l u n g s -
a u f w a n d )

Finanzielle Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haus-
halte sind nicht ersichtlich. Sofern der im Folgenden dargestellte Erfüllungsauf-
wand zu einem nicht innerhalb der vorhandenen Mittel deckbaren Stellen- und 
Mittelbedarf führen sollte, ist darüber im Rahmen künftiger Haushaltsplanaufstel-
lungsverfahren zu entscheiden. 

E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Der zusätzliche Erfüllungsaufwand entsteht vorrangig im Zusammenhang mit 
dem Ausfüllen der Sicherheitserklärung und beträgt circa 207 Stunden je Jahr. 
Hinzu kommt ein einmaliger Umstellungsaufwand von circa 263 Stunden bis zum 
Jahr 2024 für das Ausfüllen der vereinfachten Sicherheitserklärung für die Wie-
derholungsüberprüfung des Bestandspersonals, für das eine einfache Sicherheits-
überprüfung nach § 8 oder eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung nach § 9 durch-
geführt wurde. Finanzielle Belastungen entstehen nicht.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft entsteht nicht.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung kommt es zu jährlichen Kosten in Höhe von circa 39.000 
Euro. Einmaliger Umstellungsaufwand entsteht in Höhe von circa 15.000 Euro 
bis zum Jahr 2024 für die erstmalige Durchführung von Wiederholungsüberprü-
fungen des Bestandspersonals, für das eine einfache Sicherheitsüberprüfung nach 
§ 8 oder eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung nach § 9 durchgeführt wurde.
Die Möglichkeit für die betroffene Person, ihre Zustimmung zur Sicherheitsüber-
prüfung in elektronischer Form zu erklären, führt bei der jeweils zuständigen Stel-
le zu einer geringfügigen Erleichterung des Verfahrens. 
Die Regelungen, die im Landessicherheitsüberprüfungsgesetz und im Landesver-
fassungsschutzgesetz die Möglichkeit der elektronischen Aktenführung schaffen, 
führen voraussichtlich zu keinem Erfüllungsaufwand für die Verwaltung, der über 
die finanziellen Auswirkungen des E-Government-Gesetzes Baden-Württemberg 
(Landtags-Drucksache 15/7724, S. 28 ff.) hinausgeht. Unabhängig davon lässt sich 
der Erfüllungsaufwand für eine etwaige Einführung der elektronischen Akten-
führung derzeit ohnehin noch nicht beziffern. Gleiches gilt für die Protokollierung 
der Abfragen personenbezogener Daten in elektronischen Akten. Der Zeitauf-
wand, den die Regelungen zur Protokollierung der Abfrage personenbezogener 
Daten in elektronischen Akten mittels automatisierter Verarbeitung bei der Ver-
waltung verursachen, kann noch nicht beziffert werden.
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F .  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

Von der Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung konnte nach 
Nummer 4.4.4 der VwV Regelungen abgesehen werden.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium Stuttgart, 15. Oktober 2019
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes und des 
Landesverfassungsschutzgesetzes. Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Land-
tags herbeizuführen. Die Zuständigkeit liegt beim Innenministerium.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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 Der Landtag wolle beschließen, 

  dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung 
zu erteilen:

 Gesetz zur Änderung des Landessicher-
 heitsüberprüfungsgesetzes und des
 Landesverfassungsschutzgesetzes

 Artikel 1
 Änderung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes

  Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz vom 12. Feb-
ruar 1996 (GBl. S. 159), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GBl. S. 1552, 1556) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
  „Gesetz über die Sicherheitsüberprüfung aus
 Gründen des Geheim- und Sabotageschutzes 
 und den Schutz von Verschlusssachen 
 (Landessicherheitsüberprüfungsgesetz – LSÜG)“

 2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „(Wie-

derholungsüberprüfung)“ ein Komma und die 
Wörter „sowie den Schutz von Verschlusssachen“ 
eingefügt.

 b)  In Absatz 2 Nummer 2 wird das Wort „überstaat-
licher“ durch die Wörter „über- oder zwischen-
staatlicher“ ersetzt.

 c)  In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Verschluß-
sachengrade“ durch das Wort „Verschlusssachen-
grade“ sowie das Wort „Verschlußsachengra-
den“ durch das Wort „Verschlusssachengraden“ 
ersetzt.

 3. § 2 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 2 werden nach dem Wort „schriftli-

chen“ die Wörter „oder elektronischen“ ein-
gefügt.

  bb)  In Satz 4 werden nach dem Wort „bereits“ die 
Wörter „vor weniger als fünf Jahren“ einge-
fügt und das Wort „durchgeführt“ wird durch 
die Wörter „abgeschlossen wurde, ohne dass 
ein Sicherheitsrisiko festgestellt“ ersetzt.

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
    „In die Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 9 

und 10 soll einbezogen werden:
   1.  der volljährige Ehegatte der betroffenen 

Person,
   2.  der Lebenspartner der betroffenen Person 

oder
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   3.  der volljährige Partner, mit dem die betrof-
fene Person in einer auf Dauer angelegten 
Gemeinschaft lebt (Lebensgefährte).“

  bb)  In Satz 3 werden die Wörter „des Ehegatten 
oder Lebenspartners“ durch die Wörter „die-
ser Person“ ersetzt.

  cc) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:
    „Sofern die Person im Sinne des Satzes 1 in 

die Sicherheitsüberprüfung einbezogen wird, 
ist sie mitbetroffene Person.“

  dd) Der neue Satz 6 wird wie folgt geändert:
   aaa)  Die Wörter „oder die eheähnliche Ge-

meinschaft“ werden gestrichen. 
   bbb)  Nach dem Wort „ein“ werden die Wörter 

„oder begründet sie die auf Dauer ange-
legte Gemeinschaft während oder nach 
der Sicherheitsüberprüfung“ eingefügt.

   ccc)  Nach dem Wort „Stelle“ wird das Wort 
„unverzüglich“ eingefügt.

   ddd)  Die Wörter „des Ehegatten oder des Le-
benspartners“ werden durch die Wörter 
„der Person im Sinne des Satzes 1“ er-
setzt.

  ee) Der neue Satz 7 wird wie folgt gefasst:
    „Das gleiche gilt, wenn die Volljährigkeit des 

Ehegatten oder des Lebensgefährten während 
oder nach der Sicherheitsüberprüfung eintritt.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa)  Die Wörter „Dieses Gesetz gilt nicht“ werden 

durch die Wörter „Eine Sicherheitsüberprü-
fung ist nicht durchzuführen“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 2 wird das Wort „ausschließlich“ 
gestrichen.

 d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
   „(4) Die Sicherheitsüberprüfung kann unterblei-

ben, wenn eine Person sich nur kurzzeitig in ei-
nem Sicherheitsbereich oder in einer sicherheits-
empfindlichen Stelle aufhalten soll und durch eine 
fachkundige überprüfte Person ständig begleitet 
wird.“

 e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

 4. § 3 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Nummer 1 werden die Wörter „einer Per-

son eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit 
zu weisen, übertragen oder sie dazu ermächti-
gen“ durch die Wörter „eine Person mit einer 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betrauen“ 
ersetzt.

  bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
   „2.  die im Landtag vertretene politische Par-

tei nach Artikel 21 des Grundgesetzes, die 
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eine betroffene Person mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit innerhalb der 
Partei oder ihrer Stiftung betrauen will,“

  cc)  In Nummer 3 werden nach der Angabe „will,“ 
die Wörter „für eine betroffene Person dieser 
nicht-öffentlichen Stelle“ eingefügt.

  dd) Nummer 4 wird aufgehoben.
 b)  In Absatz 2 werden die Wörter „deren jeweilige“ 

durch die Wörter „ihrer jeweiligen“ ersetzt.
 c) Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
   „Die Rechtsaufsichtsbehörde ist ebenfalls zustän-

dig für die Sicherheitsüberprüfung der Geheim-
schutzbeauftragten der Landratsämter, der Ge-
meinden und der öffentlichen Stellen, deren Trä-
ger eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
ist, die der Aufsicht des Landes untersteht, und 
ihrer Stellvertreter.“

 d)  In Absatz 5 werden die Wörter „der unteren Son-
derbehörden, der Geheimschutzbeauftragten so-
wie deren jeweilige“ durch die Wörter „und der 
Geheimschutzbeauftragten der unteren Sonderbe-
hörden sowie ihrer jeweiligen“ ersetzt.

 e)  In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „führt Si-
cherheitsüberprüfungen bei Bewerbern und Mit-
arbeitern des eigenen Dienstes allein durch“ durch 
die Wörter „ist für Bewerber sowie für Mitarbei-
ter des eigenen Dienstes zuständige Stelle für die 
Sicherheitsüberprüfung und mitwirkende Behörde 
zugleich“ ersetzt.

 f) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:
   „(9) Die Aufgaben der zuständigen Stelle sind 

von einer von der Personalverwaltung, dem Da-
tenschutzbeauftragten und der Ansprechperson 
für Korruptionsprävention getrennten Organisa-
tionseinheit wahrzunehmen.“

 5. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt:

 „§ 3 a
 Geheimschutzbeauftragte, 
 Sabotageschutzbeauftragte

  (1) Die nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 3 für den 
Bereich des Geheimschutzes zuständigen Stellen 
sollen zur Erfüllung ihrer Aufgaben einen Geheim-
schutzbeauftragten sowie eine zur Vertretung be-
rechtigte Person bestellen. Soweit ein Geheimschutz-
beauftragter nicht bestellt wird, nimmt die Leitung 
der Dienststelle die Aufgaben des Geheimschutzbe-
auftragten wahr. Der Geheimschutzbeauftragte sorgt 
in seiner Dienststelle für die Durchführung dieses 
Gesetzes und der dazu ergangenen Regelungen.

  (2) Die nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 für den Bereich 
des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes 
zuständigen Stellen sollen zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben einen Sabotageschutzbeauftragten sowie eine 
zur Vertretung berechtigte Person bestellen. Absatz 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
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  (3) Die näheren Aufgaben der Geheimschutzbeauf-
tragten und der Sabotageschutzbeauftragten regeln 
die allgemeinen Verwaltungsvorschriften im Sinne 
des § 34 a.“

 6. § 4 wird wie folgt geändert:
 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 4
  Allgemeine Grundsätze zum Schutz 
  von Verschlusssachen“

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Interesse“ 

ein Komma und die Wörter „insbesondere 
zum Schutz des Wohles des Bundes oder ei-
nes Landes,“ eingefügt.

  bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
    „Verschlusssachen können auch Produkte und 

die dazugehörenden Dokumente sowie zuge-
hörige Schlüsselmittel zur Entschlüsselung, 
Verschlüsselung und Übertragung von Infor-
mationen sein (Kryptomittel).“

  cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz anngefügt:
    „Geheimhaltungsbedürftig im öffentlichen 

In teresse können auch Geschäfts-, Betriebs-, 
Erfindungs-, Steuer- oder sonstige private Ge-
heimnisse oder Umstände des persönlichen 
Lebensbereichs sein.“

 c)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a einge-
fügt: 

   „(1 a) Von einer Verschlusssache dürfen nur Per-
sonen Kenntnis erhalten, die aufgrund ihrer Auf-
gabenerfüllung Kenntnis haben müssen. Keine 
Person darf über eine Verschlusssache umfas-
sender oder eher unterrichtet werden, als dies aus 
Gründen der Aufgabenerfüllung notwendig ist.“

 d)  In Absatz 2 werden die Wörter „Eine Verschluß-
sache ist“ durch die Wörter „Verschlusssachen 
werden entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit 
von einer amtlichen Stelle des Landes oder auf 
deren Veranlassung in folgende Geheimhaltungs-
grade eingestuft:“ ersetzt.

 e) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:
   „(3) Wer aufgrund dieses Gesetzes oder in sons-

tiger Weise Zugang zu einer Verschlusssache er-
langt,

  1.  ist zur Verschwiegenheit über die ihm dadurch 
zur Kenntnis gelangten Informationen ver-
pflichtet und

  2.  hat durch Einhaltung der Schutzmaßnahmen, 
die aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden 
sind, dafür Sorge zu tragen, dass keine unbe-
fugte Person Kenntnis von der Verschlusssache 
erlangt.
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   (4) Öffentliche Stellen sind verpflichtet, Ver-
schlusssachen durch Maßnahmen des materiellen 
Geheimschutzes nach der jeweils für sie gelten-
den allgemeinen Verwaltungsvorschrift, die nach 
§ 34 a zu erlassen ist, so zu schützen, dass Durch-
brechungen ihrer Vertraulichkeit entgegengewirkt 
wird, und darauf hinzuwirken, dass solche Ver-
suche erkannt und aufgeklärt werden können. 
Dies gilt auch für die Weitergabe von Verschluss-
sachen an nicht-öffentliche Stellen. Die eine Ver-
schlusssache herausgebende Stelle kann weitere 
Vorgaben zum Schutz der Verschlusssache tref-
fen.“

 7. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 a) Satz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  Nach dem Wort „Anhaltspunkte“ werden die 

Wörter „Folgendes begründen:“ eingefügt.
  bb)  In Nummer 1 werden die Wörter „begründen 

oder“ durch ein Komma ersetzt.
  cc) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
   „2.  eine besondere Gefährdung der betroffe-

nen Person, insbesondere aufgrund ihrer 
Erpressbarkeit, durch mögliche Anbah-
nungs- oder Werbungsversuche insbeson-
dere

    a) ausländischer Nachrichtendienste, 
    b)  von Vereinigungen im Sinne der §§ 129 

bis 129 b des Strafgesetzbuches oder
    c)  von Organisationen, die Bestrebungen 

im Sinne des § 3 Absatz 2 des Landes-
verfassungsschutzgesetzes verfolgen,

   oder“
  dd)  In Nummer 3 wird das Wort „begründen“ ge-

strichen.
 b)  In Satz 2 werden die Wörter „zur Person des Ehe-

gatten oder Lebenspartners“ durch die Wörter 
„nach Satz 1 im Hinblick auf die mitbetroffene 
Person“ ersetzt.

 8. § 6 wird wie folgt geändert:
 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 6
  Rechte der betroffenen und der 
  mitbetroffenen Person“

 b)  In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „zur Anhö-
rung mit einem Rechtsanwalt erscheinen“ durch 
die Wörter „im Rahmen der Anhörung einen 
Rechtsanwalt beiziehen“ ersetzt.

 c) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  Die Wörter „in der Person des Ehegatten oder 

Lebenspartners“ werden durch die Wörter 
„im Hinblick auf die mitbetroffene Person“ 
ersetzt.
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  bb)  Nach dem Wort „Anhaltspunkte“ werden die 
Wörter „nach § 5 Absatz 1 Satz 1“ eingefügt.

  cc)  Die Wörter „die ein Sicherheitsrisiko begrün-
den,“ werden gestrichen.

  dd)  Das Wort „ihm“ wird durch das Wort „ihr“ 
ersetzt.

 9.  In § 7 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „mit“ 
die Wörter „schriftlicher oder elektronischer“ ein-
gefügt und die Wörter „der einbezogenen“ werden 
durch die Wörter „mit schriftlicher Zustimmung der 
mitbetroffenen“ ersetzt.

10. § 11 wird wie folgt geändert:
 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst

  „§ 11
  Befugnis zur Datenerhebung“

 b)  In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 7“ 
durch die Angabe „Absatz 8“ ersetzt.

 c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Person und bei 

dem in die Sicherheitsüberprüfung einbezo-
genen Ehegatten oder Lebenspartner“ durch 
die Wörter „und der mitbetroffenen Person“ 
ersetzt.

  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „Person oder ih-
res Ehegatten oder Lebenspartners“ durch die 
Wörter „oder der mitbetroffenen Person“ er-
setzt.

11. § 12 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift werden nach dem Wort „Über-

prüfungsarten“ ein Komma und das Wort „Über-
prüfungszeitraum“ angefügt.

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Nummer 2 werden nach dem Wort „Bun-

deszentralregister“ ein Komma und die Wör-
ter „dem Gewerbezentralregister“ eingefügt.

  bb)  Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt:

   „2 a.  soweit im Einzelfall erforderlich, bei 
ausländischen betroffenen Personen, die 
keine freizügigkeitsberechtigten Unions-
bürger sind, Ersuchen um eine Über-
mittlung der nach § 3 Absatz 1 und 2 
Nummer 5, 6 und 9 des AZR-Gesetzes 
gespeicherten Daten,“

  cc)  In Nummer 3 wird das Wort „Grenzschutzdi-
rektion“ durch die Wörter „in der Rechtsver-
ordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespoli-
zeigesetzes bestimmte Bundespolizeibehör-
de“ und der Punkt durch ein Komma ersetzt.

  dd)  Folgende Nummern 4 und 5 sowie folgende 
Sätze werden angefügt:
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   „4.  Einsicht in erforderlichem Maße in öffent-
lich sichtbare Internetseiten zu der betrof-
fenen Person einschließlich des öffentlich 
sichtbaren Teils sozialer Netzwerke und

     5.  Anfragen an ausländische Sicherheitsbe-
hörden oder nach dortigem Recht für sol-
che Anfragen zuständige öffentliche Stel-
len bei Auslandsaufenthalten von ununter-
brochen längerer Dauer als sechs Monaten 
in den vergangenen fünf Jahren.

    Eine Anfrage nach Satz 1 Nummer 5 bedarf 
der gesonderten Zustimmung der betroffenen 
Person. Bei einer Anfrage dürfen an die aus-
ländischen Sicherheitsbehörden oder an die 
nach dortigem Recht für solche Anfragen zu-
ständigen öffentlichen Stellen nur folgende 
Daten übermittelt werden:

   1.  Namen, auch frühere, Vornamen, auch frü-
here,

   2. Geburtsdatum und Geburtsort,
   3.  Staatsangehörigkeit, auch frühere und wei-

tere Staatsangehörigkeiten,
   4.  Wohnsitze, Adressen des Aufenthalts in 

dem Staat, dessen Sicherheitsbehörde oder 
zuständige öffentliche Stelle angefragt wer-
den soll,

   5. aktueller Wohnsitz, sofern erforderlich,
   6.  Nummer des Personalausweises oder Rei-

sepasses oder Kopie des Ausweisdoku-
ments, sofern erforderlich,

   7.  Angaben zu den Eltern, sofern erforderlich, 
sowie

   8. Anlass der Anfrage.
    Die Anfrage unterbleibt, wenn ihr entgegen-

stehen:
   1.  auswärtige Belange der Bundesrepublik 

Deutschland,
   2.  Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 

Deutschland oder
   3.  unter Berücksichtigung des besonderen öf-

fentlichen Interesses der Anfrage überwie-
gende schutzwürdige Interessen der betrof-
fenen oder der mitbetroffenen Person.

    Das schutzwürdige Interesse der betroffenen 
oder der mitbetroffenen Person überwiegt ins-
besondere, wenn ein angemessenes Daten-
schutzniveau im angefragten Staat nicht ge-
währleistet ist. Wird eine Anfrage aus den in 
Satz 4 genannten Gründen nicht durchgeführt 
oder wurde sie nicht beantwortet, ist Absatz 5 
entsprechend anzuwenden.“

 c)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Wird der 
Ehegatte oder Lebenspartner der betroffenen Per-
son in die Sicherheitsüberprüfung gemäß § 2 Ab-
satz 2 einbezogen,“ durch die Wörter „Für die 
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mitbetroffene Person“ ersetzt und die Wörter „be-
züglich der einzubeziehenden Person“ gestrichen.

 d) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
   „In den Fällen des § 10 Nummer 3 sind diese 

Maßnahmen in der Regel auch im Hinblick auf 
die mitbetroffene Person durchzuführen und die 
betroffene Person kann auch selbst befragt wer-
den.“

 e) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
   aaa)  Die Wörter „Person oder der einbezoge-

nen“ werden durch die Wörter „oder der 
mitbetroffenen“ ersetzt.

   bbb)  Nach den Wörtern „Staatssicherheits-
dienst der“ wird jeweils das Wort „ehe-
maligen“ gestrichen.

   ccc)  Die Wörter „Person oder die einbezoge-
ne“ werden durch die Wörter „oder die 
mitbetroffene“ ersetzt.

   ddd)  Nach den Wörtern „Gebiet der“ wird das 
Wort „ehemaligen“ gestrichen.

  bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
    „Die Anfrage bezieht sich auch auf Hinweise 

über frühere Verbindungen zu einem auslän-
dischen Nachrichtendienst.“

 f) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
    „Soweit es eine sicherheitserhebliche Er-

kenntnis erfordert, können die betroffene und 
die mitbetroffene Person selbst befragt wer-
den.“

  bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:
    „Reicht diese Befragung nicht aus, stehen ihr 

schutzwürdige Interessen entgegen oder er-
fordert es die Prüfung der Identität, kann die 
mitwirkende Behörde neben den Maßnahmen 
nach den Absätzen 1 bis 3 weitere geeigne-
te Auskunftspersonen oder andere geeignete 
Stellen befragen oder Einzelmaßnahmen der 
nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprü-
fung durchführen. Ferner kann die betroffene 
Person aufgefordert werden, für die Aufklä-
rung der sicherheitserheblichen Erkenntnis 
geeignete Unterlagen beizubringen. Zusätz-
lich können von öffentlichen Stellen Akten 
beigezogen werden, von Gerichten, Staatsan-
waltschaften oder Finanzbehörden auch über 
Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat im 
Sinne des § 369 der Abgabenordnung.“

  cc)  Im neuen Satz 5 wird die Angabe „Abs. 5“ 
durch die Angabe „Absatz 4“ ersetzt.

 g) Folgender Absatz 6 wird angefügt:
   „(6) Die Überprüfung erstreckt sich in der Regel 

auf den Zeitraum der letzten fünf Jahre, bei den in 
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§ 3 Absatz 8 Satz 1 genannten Personen auf den 
Zeitraum der letzten zehn Jahre. Internationale 
Vorschriften, die einen anderen Zeitraum vor-
sehen, bleiben unberührt.“

12. § 13 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:
   aaa)  In Nummer 1 werden nach dem Wort 

„Vornamen“ ein Komma und die Wörter 
„auch frühere“ eingefügt.

   bbb)  Nach Nummer 2 wird folgende Num-
mer 2 a eingefügt:

    „2 a. Geschlecht,“
   ccc)  In Nummer 4 werden nach dem Wort 

„Familienstand“ die Wörter „und das 
Bestehen einer auf Dauer angelegten Ge-
meinschaft“ eingefügt.

   ddd)  In Nummer 5 werden das Wort „ehema-
ligen“ gestrichen sowie nach dem Wort 
„Republik“ das Wort „grundsätzlich“ 
und nach dem Wort „Lebensjahr“ ein 
Komma und die Wörter „in jedem Fall 
aber in den vergangenen fünf Jahren“ 
eingefügt.

   eee) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
    „8.  private und berufliche telefonische 

und elektronische Erreichbarkeit,“
   fff)  In Nummer 9 werden nach dem Wort 

„Geburtsort“ ein Komma und die Wörter 
„Staatsangehörigkeit, Geschlecht“ ein-
gefügt.

   ggg)  In Nummer 10 werden nach dem Wort 
„Staatsangehörigkeiten“ ein Komma und 
das Wort „Geschlecht“ eingefügt.

   hhh)  In Nummer 11 werden nach dem Wort 
„Anschriften“ ein Komma und die Wör-
ter „für Zeiten der Nichtbeschäftigung 
den Aufenthaltsort, sofern der jeweilige 
Zeitraum ununterbrochen mehr als drei 
Monate umfasst“ eingefügt.

   iii)  In Nummer 12 werden nach dem Wort 
„Reisepasses“ die Wörter „sowie die 
ausstellende Behörde und das Ausstel-
lungsdatum“ eingefügt.

   jjj) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:
    „13.  laufende oder in den vergangenen 

fünf Jahren abgeschlossene Insol-
venzverfahren, in den vergangenen 
fünf Jahren gegen sie durchgeführte 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
und eine Erklärung dazu, ob zur 
Zeit die finanziellen Verpflichtun-
gen erfüllt werden können,“



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 7046

14

   kkk)  In Nummer 14 wird das Wort „ehemali-
gen“ gestrichen.

   lll)  In Nummer 16 wird das Wort „Straf-“ 
durch die Wörter „Strafverfahren ein-
schließlich Ermittlungsverfahren“ er-
setzt.

   mmm)  Nach Nummer 16 wird folgende Num-
mer 16 a eingefügt:

    „16 a.  strafrechtliche Verurteilungen im 
Ausland,“

   nnn)  In Nummer 17 werden die Wörter „An-
gaben zu Wohnsitzen, Aufenthalten, 
Reisen, nahen Angehörigen und sonsti-
gen“ durch die Wörter „Wohnsitze, Auf-
enthalte, Reisen, nahe Angehörige und 
sonstige“ und das Wort „befaßten“ durch 
das Wort „befassten“ ersetzt.

   ooo) Nummer 18 wird aufgehoben.
   ppp)  Die bisherige Nummer 19 wird Nummer 

18 und nach der Angabe „Vornamen,“ 
werden die Wörter „Geburtsdatum, Ge-
burtsort, Geschlecht,“ eingefügt und das 
Wort „Rufnummern“ durch die Wörter 
„telefonische und elektronische Erreich-
barkeit“ ersetzt.

   qqq)  Die bisherige Nummer 20 wird Num-
mer 19 und die Wörter „Angaben zu 
früheren“ werden durch die Wörter „frü-
here“ und der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

   rrr) Folgende Nummer 20 wird angefügt:
    „20.  die Adressen eigener Internetseiten 

und die Mitgliedschaften in sozia-
len Netzwerken im Internet unter 
Angabe des Benutzernamens.“

  bb)  In Satz 3 werden die Wörter „sind zwei ak-
tuelle Lichtbilder“ durch die Wörter „ist ein 
aktuelles Lichtbild“ ersetzt.

  cc) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
    „Im Fall der elektronischen Zustimmung zur 

Sicherheitsüberprüfung ist der Erklärung eine 
Unterschriftenprobe der betroffenen Person 
beizufügen.“

 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 Halbsatz 1 wird die Angabe „Nr. 8,“ 

durch das Wort „Nummer“ und das Wort 
„Lichtbilder“ durch die Wörter „eine Unter-
schriftenprobe “ ersetzt.

  bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
    „Angaben zu Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 

dürfen nachträglich erhoben werden, soweit 
Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 zu treffen sind.“

  cc)  In Satz 3 werden die Wörter „oder Lebens-
partners“ durch ein Komma und die Wörter 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 7046

15

„des Lebenspartners oder des Lebensgefähr-
ten“ ersetzt.

  dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst:
    „Bei der Sicherheitsüberprüfung nach § 9 ent-

fallen die Angaben zu Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 18.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:
   „(3) Zur mitbetroffenen Person sind zusätzlich die 

in Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 bis 7, Nummer 12, 
13, 16, 16 a und 17 genannten Daten anzugeben. 
Sofern die Zustimmung zur Einbeziehung in die 
Sicherheitsüberprüfung nach § 2 Absatz 2 Satz 3 
in elektronischer Form erteilt wird, gilt Absatz 1 
Satz 4 entsprechend.“

 d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
   „(4) Bei Sicherheitsüberprüfungen der in § 3 Ab-

satz 8 Satz 1 genannten Personen sind zusätzlich 
anzugeben:

  1. die Wohnsitze seit der Geburt,
  2.  die Kinder, die das 14. Lebensjahr vollendet 

haben (Namen, Vornamen, auch frühere, Ge-
burtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit und 
Geschlecht), 

  3.  die Geschwister (Namen, Vornamen, auch frü-
here, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehö-
rigkeit und Geschlecht),

  4.  abgeschlossene Strafverfahren einschließlich 
Ermittlungsverfahren und Disziplinarverfahren,

  5.  alle Kontakte zu ausländischen Nachrichten-
diensten oder zu Nachrichtendiensten der Deut-
schen Demokratischen Republik,

  6.  zwei Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung 
der betroffenen Person (Namen, Vornamen, 
Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, telefoni-
sche und elektronische Erreichbarkeit und Ver-
hältnis zur Person),

  7.  im Falle des Vorhandenseins einer mitbetroffe-
nen Person zwei Auskunftspersonen zu deren 
Identitätsprüfung (Namen, Vornamen, Geburts-
datum, Geburtsort, Anschrift, telefonische und 
elektronische Erreichbarkeit und Verhältnis zur 
Person).“

 e) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 wird das Wort „Lebenspartner“ 

durch das Wort „Lebensgefährten“ ersetzt. 
  bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
    „Dies gilt auch, soweit für einen nahen Ange-

hörigen der mitbetroffenen Person eine solche 
Gefahr begründet werden könnte.“

 f)  In Absatz 6 Satz 3 werden die Wörter „können die 
Personalakten“ durch die Wörter „kann die Perso-
nalakte“ ersetzt.

 g)  In Absatz 7 werden die Wörter „Person des Ehe-
gatten oder Lebenspartners“ durch die Wörter 
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„mitbetroffenen Person“ und das Wort „diesen“ 
durch das Wort „dieser“ ersetzt.

13. § 14 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird das Wort „Abschluß“ 

durch das Wort „Abschluss“ ersetzt.
 b)  In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Stel-

le“ die Wörter „schriftlich oder elektronisch“ ein-
gefügt.

 c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ 

die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt.
  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „die Mitteilung 

über“ durch die Wörter „auch eine nachricht-
liche Mitteilung an“ ersetzt.

 d)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a einge-
fügt:

   „(2 a) Kommt die mitwirkende Behörde zu dem 
Ergebnis, dass die Sicherheitsüberprüfung nicht 
abgeschlossen werden kann, so teilt sie dies der 
zuständigen Stelle unter Darlegung der Gründe 
mit. Kommt die mitwirkende Behörde zu dem Er-
gebnis, dass die Sicherheitsüberprüfung nicht ab-
geschlossen werden kann, weil die betroffene Per-
son in Bezug auf den in § 12 Absatz 6 genannten 
Zeitraum nicht überprüfbar ist, teilt sie der zustän-
digen Stelle zusätzlich mit, welche Maßnahmen 
sie nach § 12 getroffen hat und welche sicherheits-
erheblichen Erkenntnisse sich hieraus ergeben 
haben. Die Mitteilungen erfolgen schriftlich oder 
elektronisch.“

 e) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
    „Die Bewertung der übermittelten Erkennt-

nisse erfolgt aufgrund einer am Zweck der 
Sicherheitsüberprüfung orientierten Gesamt-
würdigung des Einzelfalles, insbesondere im 
Hinblick auf die vorgesehene Tätigkeit.“

  bb) Folgender Satz wird angefügt:
    „Entscheidet die zuständige Stelle, dass ein 

Sicherheitsrisiko vorliegt, das der sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit der betroffenen Per-
son entgegensteht, teilt sie dies der mitwir-
kenden Behörde schriftlich oder elektronisch 
mit.“

 f) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
   „(4) Die zuständige Stelle teilt der betroffenen 

Person das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung 
mit.“

 g) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
   „(5) Die zuständige Stelle stellt die Sicherheits-

überprüfung ein, wenn die betroffene oder die 
mitbetroffene Person 

  1.  der für den Abschluss der Sicherheitsüberprü-
fung erforderlichen Mitwirkung an der Sicher-
heitsüberprüfung nicht nachkommt oder
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  2.  in Bezug auf den in § 12 Absatz 6 genannten 
Zeitraum nicht überprüfbar ist.

   Ohne eine abgeschlossene Sicherheitsüberprü-
fung, die zum Ergebnis hat, dass kein Sicherheits-
risiko vorliegt, darf die betroffene Person nicht 
mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit be-
traut werden. § 2 Absatz 1 Satz 4, § 8 Absatz 2 
und § 15 bleiben unberührt.“

14. § 15 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird das Wort „Zuweisung“ 

durch die Wörter „Betrauung mit“ ersetzt.
 b)  Die Wörter „§ 2 Abs. 1 Satz 1 die sicherheits-

empfindliche Tätigkeit der betroffenen Person vor 
Abschluß der Sicherheitsüberprüfung erlauben“ 
werden durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 die 
betroffene Person vor Abschluss der Sicherheits-
überprüfung mit einer sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit betrauen“ ersetzt.

15. § 16 wird wie folgt geändert:
 a)  In Satz 1 wird nach dem Wort „über“ das Wort 

„die“ durch die Wörter „Veränderungen der“ er-
setzt und die Wörter „eine sicherheitsempfind-
liche Tätigkeit ausüben“ werden durch die Wörter 
„mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit be-
traut werden sollen oder bereits betraut sind“ er-
setzt. 

 b) Satz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Nummer 4 werden nach der Angabe 

„Überweisungsbeschlüsse,“ die Wörter „Mit-
teilungen über abgeschlossene Insolvenzver-
fahren sowie Beschlüsse zur Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbe-
freiung,“ eingefügt.

  bb)  In Nummer 5 werden das Wort „Straf-“ durch 
die Wörter „Strafverfahren einschließlich Er-
mittlungsverfahren“, das Wort „Disziplinar-
sachen“ durch das Wort „Disziplinarverfah-
ren“ und der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

  cc) Folgende Nummer 6 wird angefügt:
   „6. Nebentätigkeiten.“

16. § 17 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird das Wort „Abschluß“ 

durch das Wort „Abschluss“ ersetzt.
 b)  In Absatz 1 werden die Wörter „Person oder den 

in die Sicherheitsüberprüfung einbezogenen Ehe-
gatten oder Lebenspartner“ durch die Wörter 
„oder die mitbetroffene Person“ ersetzt.

 c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
   „(3) Liegt eine sicherheitserhebliche Erkenntnis 

vor, kann die zuständige Stelle die weitere Be-
trauung der betroffenen Person mit der sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit bis zu einer end-
gültigen Entscheidung über das Vorliegen eines 
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Sicherheitsrisikos untersagen, sofern die beson-
dere Bedeutung der Erkenntnis und die Art der 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit dies erfordern 
und die Untersagung keinen Aufschub duldet. § 6 
bleibt unberührt.“

17. § 18 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird das Wort „Ergänzung“ 

durch das Wort „Aktualisierung“ und das Wort 
„Sicherheitserklärung“ durch das Wort „Sicher-
heitsüberprüfung“ ersetzt.

 b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  Die Wörter „alle fünf Jahre“ werden durch 

die Wörter „nach fünf Jahren“ und das Wort 
„ergänzen“ durch das Wort „aktualisieren“ er-
setzt.

  bb) Folgende Sätze werden angefügt:
    „Die zuständige Stelle prüft die Aktualisie-

rungen auf ihre Vollständigkeit und Richtig-
keit; § 13 Absatz 6 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die zuständige Stelle beauftragt die mitwir-
kende Behörde, die Maßnahmen nach § 12 
Absatz 1 im erforderlichen Umfang für die 
betroffene und die mitbetroffene Person er-
neut durchzuführen und zu bewerten.“

 c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „Bei sicherheits-

empfindlichen Tätigkeiten nach § 10 ist in der 
Regel im Abstand von zehn Jahren“ durch die 
Wörter „Im Abstand von in der Regel zehn 
Jahren ist“ ersetzt.

  bb)  In Satz 3 Halbsatz 2 werden vor dem Wort 
„die“ die Wörter „bei der Sicherheitsüber-
prüfung nach den §§ 9 oder 10 kann“ einge-
fügt und nach dem Wort „Behörde“ das Wort 
„kann“ gestrichen.

  cc)  In Satz 4 werden nach den Wörtern „bedarf 
der schriftlichen“ die Wörter „oder elektro-
nischen“ eingefügt und die Wörter „seines 
Ehegatten oder Lebenspartners, falls er ein-
bezogen wird“ werden durch die Wörter „der 
mitbetroffenen Person“ ersetzt.

 d) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
   „(3) Verweigert die betroffene oder die mitbetrof-

fene Person die erforderliche Mitwirkung bei den 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2, darf die 
betroffene Person nicht weiter mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden. § 14 
Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.“

18. § 19 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird nach den Wör-

tern „Staatssicherheitsdienst der“ das Wort „ehe-
maligen“ gestrichen.

 b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Nummer 3 werden die Wörter „des Fami-

lienstandes,“ gestrichen.
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  bb)  Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
eingefügt:

   „4.  Beginn oder Ende einer Ehe, einer Le-
benspartnerschaft oder einer auf Dauer an-
gelegten Gemeinschaft,“

  cc)  Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden die 
Nummern 5 bis 7.

  dd)  In der neuen Nummer 6 werden nach der An-
gabe „Überweisungsbeschlüsse,“ die Wörter 
„Mitteilungen über abgeschlossene Insolvenz-
verfahren sowie Beschlüsse zur Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens und zur Restschuld-
befreiung sowie“ eingefügt.

  ee)  In der neuen Nummer 7 wird das Wort 
„Straf-“ durch die Wörter „Strafverfahren 
einschließlich Ermittlungsverfahren“ und das 
Wort „Disziplinarsachen“ durch das Wort 
„Disziplinarverfahren“ ersetzt.

 c) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
   „Zum Zwecke der Prüfung nach § 2 Absatz 1 Satz 4 

kann der anfordernden Stelle die Sicherheitsakte 
zur Einsichtnahme übersandt werden.“

 d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
   aaa)  In Nummer 3 werden die Wörter „des 

Familienstandes,“ gestrichen und der 
Punkt am Ende wird durch ein Komma 
ersetzt.

   bbb) Folgende Nummer 4 wird angefügt:
    „4.  Beginn oder Ende einer Ehe, einer 

Lebenspartnerschaft oder einer auf 
Dauer angelegten Gemeinschaft.“

  bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 4 bis 6“ durch 
die Wörter „Nummer 5 bis 7“ ersetzt.

  cc) Folgende Sätze werden angefügt:
    „Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. Im 

Falle des Wechsels der Dienststelle oder des 
Dienstherrn ist die Sicherheitsüberprüfungs-
akte auf Anforderung an die zuständige mit-
wirkende Behörde abzugeben, wenn eine si-
cherheitsempfindliche Tätigkeit nicht nur vo-
rübergehend ausgeübt werden soll.“

 e) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 3“ durch die 

Wörter „Nummer 3 und 4“ ersetzt.
  bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2 Nr. 1“ 

durch die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1“ ersetzt.

  cc) Folgender Satz wird angefügt:
    „Die in Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 genannten 

Daten sind unverzüglich der mitwirkenden 
Behörde zu übermitteln, wenn sicherheitser-
hebliche Erkenntnisse oder Erkenntnisse, die 
ein Sicherheitsrisiko begründen, vorliegen.“
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 f) Folgende Absätze 6 bis 8 werden angefügt:
   „(6) Die Sicherheitsakte und die Sicherheitsüber-

prüfungsakte dürfen auch in elektronischer Form 
geführt werden. Insoweit kommen die Regelun-
gen zu personenbezogenen Daten in Akten Ab-
satz 1 bis 4 und 8, § 20 und § 23 Absatz 1 zur 
Anwendung. Eine Abfrage personenbezogener 
Daten mittels automatisierter Verarbeitung ist nur 
zulässig, wenn für die Daten die Voraussetzung 
der Speicherung nach § 21 vorliegt. Der automa-
tisierte Abgleich personenbezogener Daten ist un-
zulässig.

   (7) Bei jeder Abfrage einer Sicherheitsüberprü-
fungsakte mittels automatisierter Verarbeitung 
nach Absatz 6 sind für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle der Zeitpunkt, die Angaben, die die 
Feststellung der abgefragten Daten ermöglichen, 
sowie Angaben zur Feststellung des Abfragen-
den zu protokollieren. Die protokollierten Daten 
dürfen nur für Zwecke der Datenschutzkontrol-
le, der Datensicherung, zur Sicherstellung eines 
ordnungsgemäßen Betriebs der Datenverarbei-
tungsanlage sowie für hiermit in Zusammenhang 
stehende Maßnahmen gegenüber Bediensteten 
verwendet werden. Die Protokolldaten sind nach 
Ablauf von zwei Jahren zu löschen. Die Löschung 
dieser Daten unterbleibt, soweit die Daten für 
Maßnahmen gegenüber Bediensteten nach Satz 2 
von Bedeutung sein können. In diesem Fall ist die 
Verarbeitung der Daten einzuschränken; sie dür-
fen nur für diesen Zweck verwendet werden.

   (8) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf 
bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen im 
Sinne des § 3 Absatz 8 Satz 1 die Sicherheitsakte 
zusammen mit der Sicherheitsüberprüfungsakte 
in einem gemeinsamen Aktenvorgang unter Be-
achtung der für die jeweiligen Akten geltenden 
unterschiedlichen Verwendungs- und Auskunfts-
regelungen führen.“

19. § 20 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „wenn“ die 

Wörter „bekannt wird, dass“ eingefügt und 
die Wörter „aufnimmt, es sei denn, die be-
troffene Person willigt in die weitere Aufbe-
wahrung ein“ werden durch die Wörter „auf-
genommen hat“ ersetzt.

  bb)  In Satz 2 werden nach dem Wort „vernichten“ 
das Komma und die Wörter „es sei denn, die 
betroffene Person willigt in die weitere Auf-
bewahrung ein oder es ist beabsichtigt, der 
betroffenen Person in absehbarer Zeit erneut 
eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit zu-
zuweisen, zu übertragen oder sie dazu zu er-
mächtigen“ gestrichen.
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  cc) Folgende Sätze werden angefügt:
   „Eine Vernichtung unterbleibt, wenn
   1.  die betroffene Person in die weitere Aufbe-

wahrung einwilligt,
   2.  ein Verwaltungsstreitverfahren oder ein 

Gerichtsverfahren anhängig ist, für das die 
Unterlagen über die Sicherheitsüberprü-
fung von Bedeutung sind,

   3.  beabsichtigt ist, die betroffene Person in ab-
sehbarer Zeit mit einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit zu betrauen oder

   4.  Grund zu der Annahme besteht, dass durch 
sie schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person beeinträchtigt würden.

    Im Fall des Satzes 3 Nummer 4 ist die Ver-
arbeitung einzuschränken; die Akte ist mit 
einem entsprechenden Vermerk zu versehen. 
In diesem Fall dürfen die Daten nur noch mit 
Einwilligung der betroffenen Person gespei-
chert, genutzt, verändert, übermittelt und ge-
löscht werden.“

 b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 7“ durch die 

Wörter „Absatz 8 Satz 1“ ersetzt.
  bb) Folgender Satz wird angefügt:
   „Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.“

20. § 21 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 1 wird die Angabe „20“ durch die An-

gabe „19“ ersetzt.
 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „20“ 

durch die Angabe „19“ ersetzt und die Wörter 
„Person und des in die Sicherheitsüberprü-
fung einbezogenen Ehegatten oder Lebens-
partners“ werden durch die Wörter „und der 
mitbetroffenen Person“ ersetzt.

  bb)  In Satz 2 wird nach der Angabe „§ 6“ die An-
gabe „Absatz 2“ eingefügt.

21. § 22 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
   aaa)  Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 

eingefügt:
    „2.  die mit anderen gesetzlich geregelten 

Überprüfungsverfahren zur Feststel-
lung der Zuverlässigkeit verfolgten 
Zwecke,“

   bbb)  Die bisherigen Nummern 2 und 3 wer-
den die Nummern 3 und 4.

   ccc)  In der neuen Nummer 3 werden nach 
dem Wort „der“ die Wörter „Verhinde-
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rung, sonstigen Verhütung oder“ einge-
fügt.

  bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
    „Die Übermittlung und Nutzung nach Satz 1 

Nummer 2 ist auf sicherheitserhebliche Er-
kenntnisse zu beschränken, die für die Bewer-
tung der Zuverlässigkeit für die vorgesehene 
Verwendung von Bedeutung sein können.“

  cc)  Im neuen Satz 3 wird die Angabe „Nr. 2“ 
durch die Angabe „Nummer 3“ ersetzt.

  dd)  Im neuen Satz 4 werden die Wörter „zur Ge-
währleistung des Verschlußsachenschutzes“ 
durch die Wörter „zu dem mit der Sicherheits-
überprüfung verfolgten Zweck“ ersetzt.

 b)  In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „Nr. 2“ durch 
die Angabe „Nummer 3“ ersetzt.

22. § 23 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
   „In Akten ist dies zu vermerken.“
  bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
    „Wird die Richtigkeit der personenbezogenen 

Daten von der betroffenen Person bestritten, 
ist dies in Akten zu vermerken oder in Da-
teien auf sonstige Weise festzuhalten.“

  cc)  Im neuen Satz 4 werden die Wörter „diesem 
Falle“ durch die Wörter „diesen Fällen“ er-
setzt.

 b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
  aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:
   aaa)  In Buchstabe a werden nach dem Wort 

„wenn“ die Wörter „bekannt wird, dass“ 
eingefügt und die Wörter „aufnimmt, es 
sei denn, die betroffene Person willigt in 
die weitere Speicherung ein“ durch die 
Wörter „aufgenommen hat“ ersetzt.

   bbb)  In Buchstabe b werden die Wörter „es 
sei denn, die betroffene Person willigt in 
die weitere Speicherung ein oder es ist 
beabsichtigt, der betroffenen Person in 
absehbarer Zeit eine sicherheitsempfind-
liche Tätigkeit zuzuweisen, zu übertra-
gen oder sie dazu zu ermächtigen,“ ge-
strichen.

  bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
   „2. von der mitwirkenden Behörde
    a)  bei allen Überprüfungsarten innerhalb 

eines Jahres, wenn bekannt wird, dass 
die betroffene Person keine sicherheits-
empfindliche Tätigkeit aufgenommen 
hat und keine sicherheitserheblichen 
Erkenntnisse angefallen sind,
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    b)  bei allen Überprüfungsarten nach Ab-
lauf von fünf Jahren, wenn bekannt 
wird, dass die betroffene Person keine 
sicherheitsempfindliche Tätigkeit auf-
genommen hat und sicherheitserheb-
liche Erkenntnisse angefallen sind; in 
diesem Fall dürfen die personenbezo-
genen Daten nur nach Maßgabe des 
§ 22 Absatz 1 und 2 genutzt und über-
mittelt werden,

    c)  bei einfachen Sicherheitsüberprüfungen 
nach Ablauf von fünf Jahren nach dem 
Ausscheiden der betroffenen Person aus 
der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,

    d)  bei erweiterten Sicherheitsüberprüfun-
gen und erweiterten Sicherheitsüber-
prüfungen mit Sicherheitsermittlungen 
nach Ablauf von 15 Jahren nach dem 
Ausscheiden der betroffenen Person 
aus der sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
    „Die Löschung nach Absatz 2 Satz 1 unter-

bleibt, wenn 
   1.  die betroffene Person in die weitere Spei-

cherung einwilligt,
   2.  ein Verwaltungsstreitverfahren oder ein 

Ge richtsverfahren anhängig ist, für das die 
gespeicherten personenbezogenen Daten 
von Bedeutung sind,

   3.  beabsichtigt ist, die betroffene Person in ab-
sehbarer Zeit mit einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit zu betrauen oder

   4.  Grund zu der Annahme besteht, dass durch 
sie schutzwürdige Belange der betroffenen 
Person beeinträchtigt würden.“

  bb)  In Satz 2 werden die Wörter „In diesem Fall“ 
durch die Wörter „Im Fall des Satzes 1 Num-
mer 4“ ersetzt.

23.  In der Überschrift des Fünften Abschnitts werden die 
Wörter „bei Sicherheitsüberprüfungen“ gestrichen.

24. § 25 wird wie folgt geändert:
 a)  Dem bisherigen Text wird die Absatzbezeichnung 

„(1)“ vorangestellt.
 b) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
   „Sicherheitsüberprüfungen von betroffenen Per-

sonen, die von der zuständigen Stelle zu einer 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit nach § 1 Ab-
satz 2 Nummer 1 und 2 in einer nicht-öffentlichen 
Stelle ermächtigt werden sollen, werden nach die-
sem Gesetz durchgeführt.“
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 c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:
   „(2) Sofern betroffene Personen nicht-öffentlicher 

Stellen mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 oder Absatz 3 
in einer öffentlichen Stelle betraut werden sollen, 
gelten die nachfolgenden Sonderregelungen.“

25. § 26 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  Die Angabe „Abs. 2 Nr. 1 bis 3“ wird durch 

die Wörter „Absatz 2 Nummer 1 und 2“ er-
setzt.

  bb) Folgender Satz wird angefügt:
    „Sie kann ihre Befugnis auf eine ihr nachge-

ordnete Behörde übertragen.“
 b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
   „(2) Die Aufgaben der nicht-öffentlichen Stelle 

nach diesem Gesetz übernimmt
  1.  für den Bereich des Geheimschutzes nach § 1 

Absatz 2 ein Sicherheitsbevollmächtigter,
  2.  für den Bereich des vorbeugenden personellen 

Sabotageschutzes nach § 1 Absatz 3 ein Sabota-
geschutzbeauftragter.

   Für den Sicherheitsbevollmächtigten sowie den 
Sabotageschutzbeauftragten ist eine zur Vertre-
tung berechtigte Person zu bestellen.“

 c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
  aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
    „§ 3 Absatz 9 gilt für die nicht-öffentliche 

Stelle entsprechend.“
  bb)  In Satz 2 werden nach dem Wort „Ausnah-

men“ die Wörter „von § 3 Absatz 9“ einge-
fügt.

26. § 27 wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „ist“ die 

Wörter „oder beschäftigt werden soll“ einge-
fügt.

  bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
    „Die Sicherheitserklärung kann in den Fällen 

des Satzes 1 mit Zustimmung der zuständigen 
Stelle auch der nicht-öffentlichen Stelle zu-
geleitet werden, für die die betroffene Person 
tätig werden soll.“

  cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:
    „Die Zustimmung der mitbetroffenen Person 

ist beizufügen.“
 b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
  aa)  In Satz 1 werden die Angabe „Abs. 2“ durch 

die Angabe „Absatz 3“ und die Wörter „dem 
Grundsatz der Wahrnehmung der Aufgaben 
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der nicht-öffentlichen Stelle durch eine von 
der Personalverwaltung getrennte Organisa-
tionseinheit“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 9“ 
ersetzt. 

  bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
    „Die Zustimmung der mitbetroffenen Person 

ist beizufügen.“
 c)  In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Person des 

Ehegatten oder Lebenspartners“ durch die Wör-
ter „mitbetroffenen Person“ ersetzt und nach dem 
Wort „können“ werden die Wörter „von dieser“ 
eingefügt.

27. § 28 wird wie folgt geändert:
 a)  In der Überschrift wird das Wort „Abschluß“ 

durch das Wort „Abschluss“ ersetzt.
 b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
 c)  In Satz 1 wird das Wort „zur“ durch die Wörter 

„mit der“ und die Wörter „ermächtigt oder nicht 
ermächtigt“ werden durch die Wörter „betraut 
oder nicht betraut“ ersetzt.

 d)  In Satz 2 werden die Wörter „der Ermächtigung 
zur“ durch die Wörter „oder Aufhebung der Be-
trauung mit der“ ersetzt.

 e)  In Satz 3 werden die Wörter „Zur Gewährleistung 
des Verschlußsachenschutzes“ durch die Wör-
ter „Sofern es zu dem mit der Überprüfung ver-
folgten Zweck zwingend erforderlich ist,“ ersetzt 
und nach dem Wort „können“ die Wörter „ab-
weichend von Satz 2“ eingefügt.

 f)  In Satz 5 werden die Wörter „Person oder den in 
die Sicherheitsüberprüfung einbezogenen Ehegat-
ten oder Lebenspartner“ durch die Wörter „oder 
die mitbetroffene Person“ ersetzt.

28. § 29 wird wie folgt gefasst:

 „§ 29
 Aktualisierung der Sicherheitsüberprüfung 
 und Wiederholungsüberprüfung

  Abweichend von § 18 Absatz 1 leitet die nicht-öffent-
liche Stelle der betroffenen Person ihre Sicherheits-
erklärung auf Anforderung der zuständigen Stelle zu 
und prüft die Aktualisierungen auf ihre Vollständig-
keit und Richtigkeit. § 18 Absatz 2 und 3 bleibt un-
berührt.“

29. § 30 wird wie folgt gefasst:

 „§ 30
 Übermittlung von Informationen über persönliche
 und arbeitsrechtliche Verhältnisse

  (1) Die nicht-öffentliche Stelle hat der zuständigen 
Stelle unverzüglich mitzuteilen:

 1.  das Ausscheiden aus oder die Nichtaufnahme der 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit,
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 2.  Änderungen des Namens, eines Wohnsitzes und 
der Staatsangehörigkeit,

 3.  Beginn oder Ende einer Ehe, einer Lebenspartner-
schaft oder einer auf Dauer angelegten Gemein-
schaft und

 4.  auf Anfrage der zuständigen Stelle weitere bei der 
nicht-öffentlichen Stelle vorhandenen Informa-
tionen zur Aufklärung sicherheitserheblicher Er-
kenntnisse.

  (2) § 2 Absatz 2 Satz 6 und 7, § 14 Absatz 4 Satz 1 
und § 16 gelten mit der Maßgabe, dass an die Stel-
le der zuständige Stelle die nicht-öffentliche Stelle 
tritt.“

30. § 33 wird wie folgt geändert:
 a)  In die Überschrift werden nach dem Wort „Rei-

sebeschränkungen“ die Wörter „und Anzeige-
pflicht“ eingefügt.

 b)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „den“ durch die 
Angabe „§ 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2,“ ersetzt.

 c)  In Absatz 2 wird das Wort „fremde“ durch das 
Wort „ausländische“ ersetzt.

 d)  In Absatz 3 werden die Wörter „in oder durch 
Staaten, in denen nach Feststellung des Innenmi-
nisteriums besondere Sicherheitsrisiken für die 
mit sicherheitsempfindlicher Tätigkeit befaßten 
Personen zu besorgen sind,“ gestrichen und das 
Wort „fremder“ wird durch das Wort „ausländi-
scher“ ersetzt.

31.  In § 34 Absatz 1 werden nach dem Wort „Rechtsvor-
schriften“ die Wörter „über- oder“ eingefügt.

32. Nach § 37 wird folgender § 38 angefügt:

 „§ 38
 Übergangsregelung

  Bei Sicherheitsüberprüfungsverfahren von betroffe-
nen Personen, die vor dem 1. Januar 2009 mit einer 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut wurden 
und für die in den vergangenen zehn Jahren vor dem 
… [Datum des Inkrafttretens nach Artikel 3 dieses 
Gesetzes einsetzen] keine Wiederholungsüberprü-
fung durchgeführt wurde, gilt bis zum … [Angabe  
des Tages und Monats des Inkrafttretens nach 
Artikel 3 dieses Gesetzes sowie die Jahreszahl des 
fünften auf das Inkrafttreten nach Artikel 3 folgen-
den Jahres einsetzen] § 18 Absatz 2 Satz 1 mit der 
Maßgabe, dass die Wiederholungsüberprüfung an die 
Stelle der nächsten regulären Aktualisierung tritt.“

33.  In § 3 Absatz 1 Nummer 3 und § 26 Absatz 1 wird 
das Wort „Verschlußsache“ jeweils durch das Wort 
„Verschlusssache“ ersetzt.

34.  In § 1 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3, Absatz 5 Satz 1, § 4 
Absatz 1 Satz 1, § 8 Absatz 1 Nummer 1, § 9 Num-
mer 1 und 2 sowie § 10 Nummer 1 und 2 wird das 
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Wort „Verschlußsachen“ jeweils durch das Wort 
„Verschlusssachen“ ersetzt.

35. Das Inhaltsverzeichnis ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Änderung des Landesverfassungsschutzgesetzes

§ 7 des Landesverfassungsschutzgesetzes in der Fassung 
vom 5. Dezember 2005 (GBl. 2006, S. 1), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GBl S. 1552, ber. 2019, S. 33) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
  „(2) Informationen, die nach Absatz 1 gespeicherte 

Angaben belegen, dürfen auch gespeichert werden, 
wenn in ihnen weitere personenbezogene Daten Drit-
ter enthalten sind. Eine Abfrage von Daten Dritter 
mittels automatisierter Verarbeitung ist unzulässig.“

2.  Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 3 
bis 6.

3. Der neue Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben.

4.  Im neuen Absatz 4 wird die Angabe „Absatz 2“ durch 
die Angabe „Absatz 3“ ersetzt.

5. Folgender Absatz wird angefügt:
  „(7) Akten oder Auszüge aus Akten dürfen auch in 

elektronischer Form geführt werden. Insoweit kom-
men die Regelungen zu personenbezogenen Daten in 
Akten in den Absätzen 1, 2, 5 und 6, § 5 Absatz 1 
Satz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 und § 14 
Absatz 1 und 4 zur Anwendung. Eine Abfrage per-
sonenbezogener Daten nach § 8 Absatz 1 Satz 1 mit-
tels automatisierter Verarbeitung ist unzulässig. Der 
automatisierte Abgleich personenbezogener Daten ist 
unzulässig. Bei jeder Abfrage mittels automatisierter 
Verarbeitung sind für Zwecke der Datenschutzkon-
trolle der Zeitpunkt, die Angaben, die die Feststellung 
der abgefragten Daten ermöglichen, sowie Angaben 
zur Feststellung des Abfragenden zu protokollieren. 
Die protokollierten Daten dürfen nur für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle, der Datensicherung, zur Sicher-
stellung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Daten-
verarbeitungsanlage sowie für hiermit in Zusammen-
hang stehende Maßnahmen gegenüber Bediensteten 
verwendet werden. Die Protokolldaten sind nach Ab-
lauf von zwei Jahren zu löschen. Die Löschung dieser 
Daten unterbleibt, soweit die Daten für Maßnahmen 
gegenüber Bediensteten nach Satz 2 von Bedeutung 
sein können. In diesem Fall ist die Verarbeitung 
der Daten einzuschränken; sie dürfen nur für diesen 
Zweck verwendet werden.“
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Artikel 3
Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
tritt am 31. August 2020 in Kraft, im Übrigen tritt dieses 
Gesetz am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz von 1996 wurde bisher lediglich zwei 
Mal geändert. 2005 wurde der vorbeugende personelle Sabotageschutz in An-
lehnung an die Rechtslage im Bund aufgenommen. 2018 erfolgten notwendige 
Folgeänderungen zu den Änderungen des allgemeinen Datenschutzrechts zum  
25. Mai 2018. 
Dieses Gesetz soll vor allem den weitgehenden Gleichklang zu den Regelun-
gen auf Bundesebene wiederherstellen, da das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des 
Bundes durch das Erste Gesetz zur Änderung des Sicherheitsüberprüfungsgeset-
zes vom 16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634) umfassend geändert wurde. Darüber 
hinaus hat der parlamentarische Untersuchungsausschuss der 15. Wahlperiode 
des Landtags von Baden-Württemberg „Rechtsterrorismus/NSU BW“ festgestellt, 
dass der personelle und der materielle Geheimschutz bundesrechtlichen Vor-
gaben folge und ein Alleingang bei einer Novellierung des Geheimschutzrechts 
nicht zielführend sei (Landtags-Drucksache 15/8000, Seite 974). Der weitgehende 
Gleichklang ist erforderlich, um ein einheitliches Sicherheitsniveau aufrechtzu-
erhalten und um eine gegenseitige Anerkennung der Sicherheitsüberprüfung zu 
ermöglichen. So kann eine zeitnahe erneute Überprüfung betroffener Personen bei 
einem Wechsel einschließlich der erneuten Erhebung vieler personenbezogener 
Daten vermieden werden. Zudem soll das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz 
zukünftig neben dem personellen Geheim- und Sabotageschutz Grundsätze zum 
materiellen Geheimschutz enthalten.

2. Inhalt

Die Änderungen des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes umfassen insbeson-
dere folgende Regelungen:

–  In das Gesetz werden Grundsätze zum materiellen Geheimschutz aufgenom-
men, da diese bisher nur in untergesetzlichen Regelungen enthalten waren,  
etwa in der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums zum materiellen und 
organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (VS-Anweisung – VSA). 

–  Die in die Sicherheitsüberprüfung einbezogene Person wird künftig als mitbe-
troffene Person bezeichnet. 

–  Die Liste der Maßnahmen, die bei einer Sicherheitsüberprüfung getroffen wer-
den, wird erweitert. So sind künftig Ersuchen um eine Übermittlung der nach 
dem Gesetz über das Ausländerzentralregister (AZR-Gesetz) gespeicherten 
Daten, die Einsicht in öffentlich sichtbare Internetseiten einschließlich des öf-
fentlich sichtbaren Teils sozialer Netzwerke sowie Anfragen an ausländische 
Sicherheitsbehörden bei längerem Auslandsaufenthalt möglich.

–  Die in der Sicherheitserklärung zu machenden Angaben wurden überarbeitet. 
In Zukunft müssen etwa nur noch Bewerber und Mitarbeiter des Landesamtes 
für Verfassungsschutz Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung benennen.

–  Das Gesetz weitet die bisher nur für die erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen vorgesehene Wiederholungsüberprüfung auf alle 
Überprüfungsarten aus. Nach der Erstüberprüfung wechseln sich dann Aktuali-
sierung und Wiederholungsüberprüfung ab.

–  Auch die Fristen, nach denen in Dateien gespeicherte personenbezogene Daten 
zu löschen sind, wurden überarbeitet.

Zudem werden in das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz und das Landesver-
fassungsschutzgesetz Regelungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
in elektronischen Akten aufgenommen.
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3. Alternativen

Keine. Bei der derzeitigen Rechtslage zu bleiben, ist angesichts der zahlreichen 
Änderungserfordernisse nicht zweckmäßig. Durch die Änderungen passt das Land 
seine Vorschriften auch an die des Bundes an und schafft so die Voraussetzungen, 
um mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz besser zusammenzuarbeiten.

4. Entbehrlich gewordene oder vereinfachte Vorschriften

Keine.

5. Finanzielle Auswirkungen

Finanzielle Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haus-
halte sind nicht ersichtlich. Ob der im Folgenden dargestellte Erfüllungsaufwand 
aufgrund der vorgesehenen Änderungen des Landessicherheitsüberprüfungsgeset-
zes jedoch zu einer Schaffung zusätzlicher Stellen sowie der Bereitstellung zu-
sätzlicher Sach- und Personalmittel führt, bleibt künftigen Haushaltsverhandlun-
gen vorbehalten.

6. Erfüllungsaufwand1

Insgesamt führt die Novellierung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes zu 
einer geringen Erhöhung des Erfüllungsaufwandes für Bürgerinnen und Bürger 
um circa 207 Stunden je Jahr sowie zu einem einmaligen Umstellungsaufwand 
von circa 263 Stunden bis zum Jahr 2024 für das Ausfüllen der vereinfachten 
Sicherheitserklärung für die Wiederholungsüberprüfung des Bestandspersonals, 
für das eine einfache Sicherheitsüberprüfung nach § 8 oder eine erweiterte Sicher-
heitsüberprüfung nach § 9 durchgeführt wurde.
Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. Es werden ins-
besondere keine Informationspflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben, 
sondern bereits bisher geltende Regelungen werden lediglich präzisiert.
Für die Verwaltung kommt es zu jährlichen Kosten in Höhe von circa 39.000 
Euro. Einmaliger Umstellungsaufwand entsteht in Höhe von circa 15.000 Euro 
bis zum Jahr 2024 für die erstmalige Durchführung von Wiederholungsüberprü-
fungen des Bestandspersonals, für das eine einfache Sicherheitsüberprüfung nach 
§ 8 oder eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung nach § 9 durchgeführt wurde. Für 
das Bestandspersonal sollen Wiederholungsüberprüfungen durchgeführt werden, 
sofern die letzte Sicherheitsüberprüfung vor zehn oder mehr Jahren stattgefunden 
hat.

1  Die Ermittlung des Erfüllungsaufwands (Vorgaben und Zeitaufwand pro Fall) orientiert 
sich am Erfüllungsaufwand des Bundes im Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes (Bundestags-Drucksache 18/11281).
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6.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Die Veränderung des Erfüllungsaufwands ergibt sich aus den Novellierungen der 
§§ 12, 13, 18 und 33 LSÜG wie folgt:
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Bezüglich der Regelung in § 13 Absatz 1 Satz 4 sowie § 13 Absatz 3 Satz 2 (Un-
terschriftenprobe bei elektronischer Zustimmung der betroffenen oder mitbetrof-
fenen Person zur Sicherheitsüberprüfung) sind derzeit noch keine belastbaren An-
gaben zum Erfüllungsaufwand möglich. Es ist noch nicht absehbar, in welchem 
Umfang von der neu eingeführten Möglichkeit der elektronischen Zustimmung 
zur Sicherheitsüberprüfung Gebrauch gemacht wird.

6.2 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Die Veränderung des Erfüllungsaufwands ergibt sich aus den Novellierungen der 
§§ 12, 14, 18, 27 und 33 LSÜG wie folgt:
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Eine Darstellung des Erfüllungsaufwands bezüglich der Regelung in § 33 Ab-
satz 3 (Unterrichtung über Anbahnungs- und Werbungsversuch bei Reisen) ist 
nach sorgfältiger Abwägung aus Gründen des Staatswohls nicht möglich. Die 
Kenntnisnahme von schützenswerten Angaben wie Anhaltspunkten, die auf einen 
Anbahnungs- und Werbungsversuch ausländischer Nachrichtendienste hindeuten 
können, könnte sich nachteilig für die Interessen des Landes Baden-Württemberg 
auswirken. Aus ihrem Bekanntwerden können Rückschlüsse auf den Erkenntnis-
stand der Verfassungsschutzbehörden gezogen werden.
Bei den Vorgaben für die Verwaltung in § 19 Absatz 5 Satz 3 (Übermittlung von 
Daten durch die zuständige Stelle) und in § 20 Absatz 2 Satz 5 (Speicherung, Nut-
zung, Veränderung, Übermittlung und Löschung von Daten, deren Verarbeitung 
eingeschränkt wurde, nur mit Einwilligung der betroffenen Person) handelt es 
sich um redaktionelle Klarstellungen.
In § 2 Absatz 4, § 4 Absatz 3 und 4, § 12 Absatz 4 Satz 2, § 17 Absatz 3, § 19 Ab-
satz 3 Satz 4 und Absatz 4, § 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, § 23 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 und Absatz 3 und § 30 Absatz 2 enthält der Gesetzentwurf Vorgaben, 
die der Klarstellung dienen oder schon derzeit untergesetzlich geregelt sind, wes-
halb der Erfüllungsaufwand mit den Gesetzesänderungen nicht verändert wird.
Die Möglichkeit für die betroffene Person, ihre Zustimmung zur Sicherheitsüber-
prüfung elektronisch zu erklären, führt bei der jeweils zuständigen Stelle zu einer 
geringfügigen Erleichterung des Verfahrens. 
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Die Regelungen, die im Landessicherheitsüberprüfungsgesetz (§ 19 Absatz 6  
und 7) und im Landesverfassungsschutzgesetz (§ 7 Absatz 7) die Möglichkeit der 
elektronischen Aktenführung schaffen, führen voraussichtlich zu keinem Erfül-
lungsaufwand für die Verwaltung, der über die finanziellen Auswirkungen des 
E-Government-Gesetzes Baden-Württemberg (Landtags-Drucksache 15/7724, 
S. 28 ff.) hinausgeht. Auch nach Artikel 8 Absatz 4 des Gesetzes zur Förderung der 
elektronischen Verwaltung und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 17. De-
zember 2015 (GBl. S. 1191) können die Behörden des Landes bis zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens von § 6 Absatz 1 des E-Government-Gesetzes Baden-Württem-
berg (EGovG BW) ihre Akten im Einvernehmen mit dem Landesarchiv und mit 
der oder dem Beauftragten der Landesregierung für Informationstechnologie be-
reits elektronisch führen. Unabhängig davon lässt sich der Erfüllungsaufwand für 
eine etwaige Einführung der elektronischen Aktenführung derzeit ohnehin noch 
nicht beziffern. Die Umsetzung der elektronischen Aktenführung befindet sich im 
Anfangsstadium, sodass sich Faktoren wie Kosten für die notwendige Software, 
Personal, Fortbildungen oder Integration des alten Aktenbestandes noch nicht 
konkretisieren lassen. Jedenfalls wird die Einführung der elektronischen Akten-
führung einen erheblichen Umstellungsaufwand mit sich bringen. Langfristig ist 
möglicherweise mit einer Entlastung zu rechnen, die derzeit gleichfalls noch nicht 
beziffert werden kann. Gleiches gilt für die Protokollierung der Abfragen perso-
nenbezogener Daten in elektronischen Akten. Der Zeitaufwand, den die Regelun-
gen zur Protokollierung der Abfrage personenbezogener Daten in elektronischen 
Akten mittels automatisierter Verarbeitung bei der Verwaltung verursachen, kann 
noch nicht beziffert werden, insbesondere da er davon abhängig ist, ab welchem 
Zeitpunkt und in welchem Umfang das Landesamt für Verfassungsschutz und die 
nach dem Landessicherheitsüberprüfungsgesetz zuständigen Stellen von der Er-
mächtigung zur elektronischen Aktenführung Gebrauch machen.

7.  Wesentliche Ergebnisse des Nachhaltigkeitschecks nach Nummer 4.4 der VwV 
Regelungen

Durch die Gesetzesänderung sind keine erheblichen Auswirkungen auf die öko-
nomischen, ökologischen und sozialen Verhältnisse zu erwarten. Dies betrifft 
auch die Regelungen zur elektronischen Aktenführung im Landessicherheitsüber-
prüfungsgesetz und im Landesverfassungsschutzgesetz. Sie haben keine erheb-
lichen Auswirkungen, die nicht bereits im Gesetzentwurf der Landesregierung zur 
Förderung der elektronischen Verwaltung und zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten (Landtags-Drucksache 15/7724 vom 17. November 2015) dargestellt sind. Zu-
dem gilt diese Regelung nur für einen eng umgrenzten Anwendungsbereich. Von 
der Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung konnte daher nach 
Nummer 4.4.4 der VwV Regelungen abgesehen werden.

8. Sonstige Kosten für Private

Durch die Änderungen entstehen keine Kosten für Private.
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B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Überschrift)

In das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz wurde bereits im Jahr 2005 der vor-
beugende personelle Sabotageschutz aufgenommen. Zudem umfasst das Gesetz 
zukünftig nicht nur den personellen Geheimschutz, sondern es werden auch 
Grundsätze zum materiellen Geheimschutz aufgenommen. Diese waren bisher 
nur in untergesetzlichen Regelungen enthalten, etwa in der Verwaltungsvorschrift 
des Innenministeriums zum materiellen und organisatorischen Schutz von Ver-
schlusssachen (VS-Anweisung – VSA). An diese Änderungen ist auch die Über-
schrift anzupassen.

Zu Nummer 2 (§ 1 – Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes)

Zu Buchstabe a (§ 1 Absatz 1 Satz 1)

Der Anwendungsbereich des Gesetzes wird auf Grundsätze zum materiellen Ge-
heimschutz ausgedehnt. Diese waren bisher nur in untergesetzlichen Regelun-
gen enthalten, etwa in der VS-Anweisung. Der materielle Geheimschutz umfasst 
technische, bauliche und organisatorische Maßnahmen, die den Schutz von Ver-
schlusssachen sicherstellen sollen. Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz ent-
hält zukünftig wie das Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes in § 3 a Rege-
lungen zu dem Geheimschutzbeauftragten und dem Sabotageschutzbeauftragten 
sowie in § 4 die wesentlichen gesetzlichen Grundlagen für einen effektiven mate-
riellen Geheimschutz. 

Zu Buchstabe b (§ 1 Absatz 2 Nummer 2)

§ 1 Absatz 2, der den Begriff der „sicherheitsempfindlichen Tätigkeit“ definiert, 
wird in Nummer 2 ergänzt. Damit wird eine Regelungslücke für Verschluss-
sachen zwischenstaatlicher Einrichtungen und Stellen, wie etwa der NATO, ge-
schlossen. Ihre Verschlusssachen werden den innerstaatlichen Verschlusssachen 
gleichgestellt.

Zu Buchstabe c (§ 1 Absatz 5 Satz 1)

Die Änderungen dienen der Korrektur der Rechtschreibung.

Zu Nummer 3 (§ 2 – Betroffener Personenkreis)

Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Nach § 2 Absatz 1 Satz 2 ist die Sicherheitsüberprüfung regelmäßig nur mit Zu-
stimmung der zu überprüfenden Person zulässig. Die Zustimmung war bisher 
schriftlich zu erteilen, d. h. entweder in schriftlicher Form nach § 126 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs (BGB) oder in elektronischer Form nach § 3 a Verwaltungs-
verfahrensgesetz für Baden-Württemberg (Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
– LVwVfG). Nunmehr wird durch die Einfügung der Wörter „oder elektronisch“ 
die Möglichkeit eröffnet, die Zustimmung nicht nur mittels der elektronischen 
Form im Sinne des § 3 a Absatz 2 Satz 1 LVwVfG, sondern auch durch die ein-
fachste elektronische Variante, z. B. durch E-Mail, zu übermitteln. Ein bestimm-
tes elektronisches Verfahren als Pendant zur handschriftlichen Unterschrift wird 
damit nicht mehr gesetzlich gefordert. Eine mündliche Zustimmung bleibt hin-
gegen weiterhin ausgeschlossen. Für die Zustimmung der mitbetroffenen Person 
(§ 2 Absatz 2 Satz 3) bleibt das Schriftformerfordernis in seiner bisherigen Form 
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jedoch bestehen, da die mitbetroffene Person als außenstehende Person stärker 
schutzbedürftig als die betroffene Person ist. Die mitbetroffene Person wird in die 
Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 9 und 10 einbezogen, obwohl sie selbst nicht 
mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden soll.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Änderungen in § 2 Absatz 1 Satz 4 stellen klar, dass eine Sicherheitsüberprü-
fung nur bei einer aktuellen gleich- oder höherwertigen Überprüfung entbehrlich 
sein kann. Ein Verzicht ist allerdings nur möglich, wenn die bereits durchgeführ-
te Überprüfung abgeschlossen wurde, ohne dass ein Sicherheitsrisiko festgestellt 
wurde.

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

§ 2 Absatz 2 Satz 1 wurde zum besseren Verständnis umformuliert. 

Lebenspartner werden in Satz 1 Nummer 2 aufgenommen, obwohl Lebenspartner-
schaften zukünftig nicht mehr begründet werden können, denn bereits bestehende 
Lebenspartnerschaften werden nur bei Erklärung beider Lebenspartner in eine 
Ehe umgewandelt (§ 20 a des Lebenspartnerschaftsgesetzes – LPartG). Nummer 2 
erfasst entsprechend den beiden anderen Nummern nur volljährige Lebenspartner. 
Für die wirksame Begründung einer Lebenspartnerschaft ist jedoch bereits nach 
§ 1 Absatz 3 Nummer 1 LPartG Voraussetzung, dass die Lebenspartner volljährig 
sind, wohingegen die Ehe zwar nicht vor Eintritt der Volljährigkeit eingegangen 
werden darf, aber eine Aufhebung ausgeschlossen ist, wenn sie beispielsweise 
nach Eintritt der Volljährigkeit bestätigt wird (§ 1303 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a BGB).
Eine „auf Dauer angelegten Gemeinschaft“ im Sinne der Nummer 3 ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur eheähnlichen Gemeinschaft 
eine Lebensgemeinschaft, die auf Dauer angelegt ist, daneben keine weitere Le-
bensgemeinschaft gleicher Art zulässt und sich durch innere Bindungen auszeich-
net, die ein gegenseitiges Einstehen der Partner füreinander begründen, also über 
die Beziehungen in einer reinen Haushalts- oder Wirtschaftsgemeinschaft hinaus-
gehen (Urteil vom 17. November 1992, 1 BvL 8/87).
Über Ausnahmen von der Einbeziehung in die Sicherheitsüberprüfung nach Satz 1 
entscheidet nach Satz 2 die zuständige Stelle. Derartige Ausnahmen können Fälle 
der Geschäftsunfähigkeit oder des Trennungsjahres darstellen. Dagegen handelt 
es sich bei der verweigerten Zustimmung durch die mitbetroffene Person in der 
Regel um keine Ausnahme zur Einbeziehung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.

Zu Doppelbuchstabe cc

Der Begriff der „einbezogenen Person“ oder des „einbezogenen Ehegatten oder 
Lebenspartners“ wird wie im Sicherheitsüberprüfungsgesetz des Bundes durch 
den geschlechtsneutralen und vereinfachten Begriff der „mitbetroffenen Person“ 
ersetzt.

Zu Doppelbuchstabe dd

Es handelt sich zum einen um Folgeänderungen zu Doppelbuchstabe aa. Die Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft ist nicht aufzunehmen, da diese in Zukunft 
nicht mehr begründet werden kann. Zum anderen ist die zuständige Stelle von der 
Eingehung einer Ehe oder der Begründung einer auf Dauer angelegten Gemein-
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schaft unverzüglich zu unterrichten, damit die Einbeziehung der Person im Sinne 
des Satzes 1 so schnell wie möglich erfolgen kann. 

Zu Doppelbuchstabe ee

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa. Die Regelung 
wird trotz der Änderung des § 1303 BGB beibehalten. Sie ist zum einen für Alt-
fälle erforderlich. Zum anderen darf eine Ehe zwar nicht vor Eintritt der Voll-
jährigkeit eingegangen werden, aber eine Aufhebung ist ausgeschlossen, wenn 
sie beispielsweise nach Eintritt der Volljährigkeit bestätigt wird (§ 1303 Satz 1 in 
Verbindung mit § 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a BGB).

Zu Buchstabe c (§ 2 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die neue Formulierung in Absatz 3 stellt klar, dass Absatz 3 den Personenkreis 
enthält, für den keine Sicherheitsüberprüfung durchgeführt werden muss, bevor er 
Zugang zu Verschlusssachen erhält. Die genannten Personen erhalten, wie bereits 
bisher, kraft Amtes Zugang zu Verschlusssachen. Aufgrund der Aufnahme von 
Grundsätzen zum materiellen Geheimschutz in das Landessicherheitsüberprü-
fungsgesetz sind diese Personen jedoch nicht mehr vom gesamten Anwendungs-
bereich des Gesetzes auszunehmen.
Für Abgeordnete (Nummer 1) gilt die Ausnahme von der Sicherheitsüberprüfung 
allerdings nur funktionsbezogen, das heißt soweit die sicherheitsempfindliche Tä-
tigkeit zu den Aufgaben gehört, die ihnen als Verfassungsorgan übertragen wur-
den. Ein Abgeordneter, der zum Beispiel in einer nicht-öffentlichen Stelle eine 
sicherheitsempfindliche Tätigkeit wahrnimmt, ist daher einer Sicherheitsüberprü-
fung zu unterziehen. Im Übrigen gilt die Ausnahme nur für Mitglieder der ge-
nannten Verfassungsorgane selbst, nicht für deren Mitarbeiter.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um die Beseitigung einer redundanten Regelung.

Zu Buchstabe d (§ 2 Absatz 4)

Nach dem neuen § 2 Absatz 4 kann in eng umgrenzten Fällen von einer Sicher-
heitsüberprüfung abgesehen werden. Die Regelung schafft Rechtssicherheit und 
-klarheit sowie die Möglichkeit, flexibel auf die Bedürfnisse der Praxis zu reagie-
ren. Art und Dauer der Beschäftigung lassen nach der neuen Regelung etwa eine 
Ausnahme bei einmaligen oder unvorhergesehenen Reparaturarbeiten zu. Voraus-
setzung für die Ausnahme ist, dass das nicht überprüfte Personal während der 
gesamten Dauer des Zutritts oder Zugriffs von sicherheitsüberprüftem Personal 
fachkundig beaufsichtigt wird.

Zu Buchstabe e (§ 2 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe d.

Zu Nummer 4 (§ 3 – Zuständigkeit)

Zu Buchstabe a (§ 3 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

In § 3 Absatz 1 Nummer 1 wird mit dem „Betrauen“ ein Oberbegriff eingeführt, 
der die Ermächtigung zum Zugang zu Verschlusssachen nach § 15 Absatz 1 VSA, 
die Zulassung für eine Tätigkeit nach § 15 Absatz 2 VSA und die förmliche Ver-
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pflichtung zur Geheimhaltung von Verschlusssachen gemäß § 49 Absatz 2 VSA 
umfasst. Beispielsweise auch die Legaldefinition des Begriffs der Sicherheitsüber-
prüfung in § 1 Absatz 1 Satz 1 Alternative 1 verwendet bereits den Begriff des 
Betrauens mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit. Bisher enthielt die Vor-
schrift lediglich einzelne Formen des Betrauens (Zuweisen, Übertragen, Ermäch-
tigen). Wird einer Person eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit zugewiesen oder 
übertragen, soll die Person in der Regel in einem Sicherheitsbereich beschäftigt 
werden. Dabei ist nicht von Bedeutung, ob die Person dort Zugang zu Verschluss-
sachen hat. Sie kann sich ihn dort verschaffen (§ 15 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 
VSA). Wird eine Person zur sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ermächtigt, erhält 
sie Zugang zu Verschlusssachen.
Unter die neu formulierte Nummer 1 fällt nun auch die öffentliche Stelle, die 
Aufgaben im Sinne von § 1 Absatz 3 (vorbeugender personeller Sabotageschutz) 
wahrnimmt und eine Person mit einer derartigen sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit betrauen will. Bisher galt hierfür die gesonderte Nummer 4.
Nummer 1 erfasst zukünftig auch den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
(Leiter sowie dessen Stellvertreter) aufgrund der Einrichtung als oberste Landes-
behörde sui generis – wie bereits bisher den Rechnungshof. Dagegen werden der 
Geheimschutzbeauftragte des Landesbeauftragten für den Datenschutz sowie des-
sen Stellvertreter zukünftig von § 3 Absatz 3 erfasst.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nummer 2 wird um die Mitarbeiter der Stiftungen der Parteien erweitert und 
entspricht nun der Regelung des Bundes in § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SÜG. 
Zudem wird nun der betroffene Personenkreis explizit genannt, für den die Stelle 
zuständig ist.

Zu Doppelbuchstabe cc

In Nummer 3 wird ebenfalls der Personenkreis explizit genannt, für den die Stelle 
zuständig ist.

Zu Doppelbuchstabe dd

Die bisherige Nummer 4 geht in der neu formulierten Nummer 1 auf. Damit 
ist auch im vorbeugenden personellen Sabotageschutz die öffentliche Stelle zu-
ständig, die eine betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit 
betrauen will. 

Zu Buchstabe b (§ 3 Absatz 2)

Es handelt sich um eine sprachliche Klarstellung.

Zu Buchstabe c (§ 3 Absatz 4 Satz 2)

Durch die Änderung wird ein Gleichklang mit den Regelungen in § 3 Absatz 2 und 5 
hergestellt. Der neue § 3 Absatz 4 Satz 2 regelt die Zuständigkeit für die Sicher-
heitsüberprüfung der Geheimschutzbeauftragten der Landratsämter, der Gemein-
den und der öffentlichen Stellen, deren Träger eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts ist, die der Aufsicht des Landes untersteht, und ihrer Stellvertreter. 
Bisher ist in diesen Fällen der Dienststellenleiter für die Sicherheitsüberprüfung 
des Geheimschutzbeauftragten zuständig, denn dem Geheimschutzbeauftragten, 
der die Aufgaben der zuständigen Stelle im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung 
wahrnimmt, darf als betroffener Person nach § 19 Absatz 3 Satz 2 LSÜG seine 
eigene Sicherheitsakte nicht zugänglich gemacht werden. Zukünftig ist wie auch 
in den Fällen des Satzes 1 die Rechtsaufsichtsbehörde zuständig.

Zu Buchstabe d (§ 3 Absatz 5)

Es handelt sich um eine sprachliche Klarstellung.
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Zu Buchstabe e (§ 3 Absatz 8 Satz 1)

Es handelt sich um eine Klarstellung.

Zu Buchstabe f (§ 3 Absatz 9)

Mit der Neuformulierung wird sichergestellt, dass alle Aufgaben der zuständigen 
Stelle von einer besonderen Organisationseinheit wahrgenommen werden. Die 
Trennung der Aufgaben der zuständigen Stelle von denen der Personalverwaltung 
bedeutet nicht nur eine organisatorische, sondern auch eine personelle Trennung. 
Der Geheim-/Sabotageschutzbeauftragte und dessen Mitarbeiter dürfen keine per-
sonalverwaltenden Funktionen ausüben. In der Regel sollten der Geheim-/Sabo-
tageschutzbeauftragte und dessen Mitarbeiter daher auch nicht in Personalver-
tretungsgremien tätig sein, um den Eindruck zu vermeiden, dass im Rahmen einer 
Sicherheitsüberprüfung gewonnene Erkenntnisse in eine Personalentscheidung 
eingeflossen sein könnten. Etwas anderes kann dann gelten, wenn sichergestellt 
ist, dass das mit den Aufgaben der zuständigen Stelle betraute Mitglied eines Per-
sonalverwaltungsgremiums nicht mit Personalentscheidungen befasst ist. Diese 
Erwägungen gelten auch für die Schwerbehindertenvertretung und die Gleichstel-
lungsbeauftragte der jeweiligen Dienststelle. 
Die Aufgaben der zuständigen Stelle sind zudem nicht nur von der Personal-
verwaltung zu trennen, sondern auch von dem Datenschutzbeauftragten und der 
Ansprechperson für Korruptionsprävention. Der Datenschutzbeauftragte hat auch 
auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften des Landessicher-
heitsüberprüfungsgesetzes hinzuwirken, weshalb eine Interessenkollision möglich 
erscheint. Für die Ansprechperson für Korruptionsprävention besteht eine mög-
liche Interessenkollision wegen der engen Zweckbindung der personenbezogenen 
Daten aus der Sicherheitsüberprüfung (§ 22 LSÜG). 

Zu Nummer 5 (§ 3 a – Geheimschutzbeauftragte, Sabotageschutzbeauftragte)

Zu Absatz 1

Die für die Sicherheitsüberprüfung einer betroffenen Person zuständige Stelle soll 
nach dem neuen § 3 a Absatz 1 Satz 1 zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Auf-
gaben nach dem Landessicherheitsüberprüfungsgesetz einen Geheimschutzbeauf-
tragten sowie eine vertretungsberechtigte Person bestellen. Der Geheimschutzbe-
auftragte ist innerhalb einer Behörde für die Durchführung aller personellen und 
materiellen Geheimschutzmaßnahmen verantwortlich. Er entscheidet etwa über 
das Vorliegen eines Sicherheitsrisikos (§ 14 Absatz 3) und betreut die betroffenen 
Personen sicherheitsmäßig. So muss nicht der Leiter unmittelbar tätig werden. 
Wird jedoch ein Geheimschutzbeauftragter nicht bestellt, ist nach Satz 2 der Lei-
ter der Dienststelle zuständig. Nach Satz 3 ist der Geheimschutzbeauftragte für 
die Durchführung des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes und der dazu er-
gangenen Regelungen zuständig.

Zu Absatz 2 

Die für die Sicherheitsüberprüfung einer betroffenen Person zuständige Stelle soll 
nach Absatz 2 Satz 1 zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben nach dem 
Landessicherheitsüberprüfungsgesetz einen Sabotageschutzbeauftragten sowie 
eine vertretungsberechtigte Person bestellen. Er ist zuvörderst für die Sicherheits-
überprüfung verantwortlich. Die Aufgaben des Geheim- und Sabotageschutzes 
kann auch eine Person wahrnehmen. Nach Satz 2 ist Absatz 1 Satz 2 und 3 ent-
sprechend anwendbar.

Zu Absatz 3

Die Aufgaben im personellen Geheim- und Sabotageschutz sowie im materiellen 
Geheimschutz regeln, wie bereits bisher, die nach § 34 a LSÜG zu erlassenden 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausführung des Landessicherheitsüber-
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prüfungsgesetzes (vor allem die VS-Anweisung). Das trägt dem Umstand Rech-
nung, dass erforderliche Veränderungen so schneller umgesetzt werden können. 
Zudem handelt es sich um Detailregelungen, die keiner Verankerung im formel-
len Gesetz bedürfen.

Zu Nummer 6 (§ 4 – Allgemeine Grundsätze zum Schutz von Verschlusssachen)

Im neuen § 4 werden die wesentlichen Grundlagen eines effektiven Geheimschut-
zes einschließlich seiner materiellen Aspekte gesetzlich verankert. Bisher waren 
diese weitgehend lediglich in untergesetzlichen Bestimmungen enthalten. Die 
Neufassung verdeutlicht, dass der Geheimschutz eine Ausprägung des Schutzes 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ist.

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die neue Überschrift verdeutlicht die inhaltlichen Änderungen.

Zu Buchstabe b (§ 4 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Ergänzung des Absatzes 1 Satz 1 stellt klar, dass der Geheimschutz insbeson-
dere dem Wohl des Bundes und der Länder dient.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neue Satz 2 enthält eine Definition der Kryptomittel. Der bisherige Satz 2 fin-
det sich zukünftig in Absatz 2 wieder.

Zu Doppelbuchstabe cc

Der neue Satz 3 verdeutlicht, dass auch private Geheimnisse Verschlusssachen 
sein können. Das ist der Fall, wenn das private Geheimnis im öffentlichen Interes-
se geheimhaltungsbedürftig ist.

Zu Buchstabe c (§ 4 Absatz 1 a)

Im neuen Absatz 1 a wird der bereits in § 1 Absatz 2 VSA enthaltene Grundsatz 
„Kenntnis nur, wenn nötig“ („Need to know“) gesetzlich verankert. Damit sind 
die Weitergabe von eingestuften Informationen und die Kenntnisnahme von sol-
chen Informationen auf das zur jeweiligen Aufgabenerfüllung notwendige Maß 
zu beschränken. Gleichzeitig soll aber auch jede Person, die für ihre Aufgabener-
füllung einen Bedarf an der Kenntnisnahme von einer Verschlusssache hat, diese 
Kenntnis erlangen. Dies trägt dem Prinzip „Need to share“ Rechnung, wonach 
Informationen allen Personen mit entsprechendem Bedarf bereitzustellen sind. 

Zu Buchstabe d (§ 4 Absatz 2)

In Absatz 2 wird der bisherige Absatz 1 Satz 2 eingefügt.

Zu Buchstabe e (§ 4 Absatz 3 und 4)

Zu Absatz 3 

Absatz 3 verankert die Pflicht der Personen, die Zugang zu Verschlusssachen er-
halten, zur Verschwiegenheit (Nummer 1) und zum Schutz der Verschlusssachen 
vor unbefugter Kenntnisnahme (Nummer 2) gesetzlich. Diese Verpflichtungen 
treffen alle Personen unabhängig davon, ob sie in berechtigter Weise oder unbe-
rechtigt Zugang zu einer Verschlusssache erhalten haben. Regelungen bezüglich 
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der hierzu erforderlichen Schutzmaßnahmen ergeben sich aus den allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften, die nach § 34 a erlassen werden dürfen.

Zu Absatz 4

Nach dem neuen Absatz 4 Satz 1 sind öffentliche Stellen, die mit Verschlusssa-
chen umgehen, verpflichtet, diese Verschlusssachen durch Maßnahmen des ma-
teriellen Geheimschutzes zu schützen. Ziel ist es, Verlust und Durchbrechungen 
der Vertraulichkeit von Verschlusssachen zu verhindern und zu versuchen, solche 
Versuche zu erkennen und sie aufzuklären. Die einzelnen zu ergreifenden techni-
schen, baulichen und organisatorischen Schutzmaßnahmen ergeben sich aus der 
VS-Anweisung. 
Nach Satz 2 gilt der materielle Geheimschutz auch, wenn die öffentliche Stel-
le eine Verschlusssache an eine nicht-öffentliche Stelle weitergibt. Dabei bedeu-
tet Weitergabe, dass Zugang zu einer Verschlusssache gewährt wird, dass die 
Möglichkeit einer Kenntnisnahme entsteht, die nicht durch organisatorische oder 
sonstige geeignete Maßnahmen ausgeschlossen werden kann, oder dass eine Ver-
schlusssache im Rahmen von Forschung und Entwicklung auf Veranlassung einer 
amtlichen Stelle oder im Interesse einer amtlichen Geheimhaltung erstellt wird.
Die in der VS-Anweisung normierten Maßnahmen reichen in der Regel zum 
Schutz der meisten Verschlusssachen. Sind im Einzelfall weitergehende Maß-
nahmen erforderlich, kann die Stelle, die die Verschlusssache herausgibt, diese 
anordnen (Satz 3). Bei einer Weitergabe der Verschlusssache ist eine solche An-
ordnung auch für den Empfänger verbindlich.

Zu Nummer 7 (§ 5 – Sicherheitsrisiken, sicherheitserhebliche Erkenntnisse)

Zu Buchstabe a (§ 5 Absatz 1 Satz 1)

Zu Doppelbuchstaben aa und bb

Die Änderungen erfolgen zur Vereinfachung des Satzbaus.

Zu Doppelbuchstabe cc

In § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird klargestellt, dass eine besondere Gefähr-
dung der betroffenen Person bereits dann vorliegen kann, wenn es noch nicht zu 
Anbahnungs- oder Werbungsversuchen gekommen ist. Eine besondere Gefähr-
dung muss nicht erst durch Anbahnungs- oder Werbungsversuche entstehen. 
Zudem wird in Buchstabe a künftig der Begriff der ausländischen Nachrichten-
dienste verwendet, um § 5 sprachlich an § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 14 und 
Absatz 4 anzugleichen. 
Zusätzlich werden Anbahnungs- oder Werbungsversuche von Vereinigungen im 
Sinne der §§ 129 bis 129 b des Strafgesetzbuches (Buchstabe b) und von verfassungs-
feindlichen Organisationen, die Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1, 3 und 4 des Landesverfassungsschutzgesetzes (LVSG) verfolgen (Buch-
stabe c), aufgenommen, um der aktuellen Sicherheitslage umfassend Rechnung 
zu tragen. Auch Vereinigungen im Sinne der §§ 129 bis 129 b des Strafgesetz-
buches oder verfassungsfeindliche Organisationen interessieren sich für den Wis-
sensstand der Sicherheitsbehörden und werden versuchen, sich Zugang zu diesen 
Informationen zu verschaffen.
Bei den Buchstaben a bis c handelt es sich um Regelbeispiele; als möglicher wei-
terer Anwendungsfall kommt beispielsweise eine Erpressbarkeit durch Rocker-
gruppierungen in Betracht.

Zu Doppelbuchstabe dd

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.
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Zu Buchstabe b (§ 5 Absatz 1 Satz 2)

Die Änderung dient der Klarstellung. Zugleich handelt es sich um eine Folgeän-
derung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc. Bereits bisher bezog sich 
Satz 2 lediglich auf Ehegatten und Lebenspartner, die in die Sicherheitsüberprü-
fung einbezogen wurden.

Zu Nummer 8 (§ 6 – Rechte der betroffenen und der mitbetroffenen Person)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird konkretisiert.

Zu Buchstabe b (§ 6 Absatz 1 Satz 2)

Die Änderung in § 6 Absatz 1 Satz 2 verdeutlicht, dass sich die betroffene Person 
auch schriftlich äußern kann. Dennoch bleibt die mündliche Anhörung die Regel 
und eine schriftliche Anhörung darf nur als Ersatz für diese angeboten werden.

Zu Buchstabe c (§ 6 Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc sowie um eine sprachliche Anpassung an den neu formulierten § 5 Absatz 1 
Satz 2 (siehe Nummer 7 Buchstabe b).

Zu Nummer 9 (§ 7 – Arten der Sicherheitsüberprüfung)

In § 7 Absatz 2 wird für die Zustimmung der betroffenen Person zur Anordnung 
der nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprüfung durch die zuständige Stelle 
festgelegt, dass diese im Gleichklang mit § 2 Absatz 1 Satz 2 schriftlich oder 
elektronisch erfolgen kann. Damit wird nunmehr die Möglichkeit eröffnet, die Zu-
stimmung mittels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail zu 
erteilen (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa). Für die Zustimmung 
der mitbetroffenen Person ist die Schriftform erforderlich, wie auch bei § 2 Absatz 2 
Satz 3 und bei der dem § 7 Absatz 2 entsprechenden Regelung des Bundes in § 7 
Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 Satz 4 SÜG, da die mitbetroffene 
Person als außenstehende Person stärker schutzbedürftig als die betroffene Person 
ist. Die mitbetroffene Person wird in die Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 9 
und 10 einbezogen, obwohl sie selbst nicht mit einer sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit betraut werden soll. Im Übrigen handelt es sich um eine Folgeänderung 
zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc.

Zu Nummer 10 (§ 11 – Befugnis zur Datenerhebung)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird geändert, um sie zu konkretisieren.

Zu Buchstabe b (§ 11 Absatz 1 Satz 3)

Es handelt sich um die Beseitigung eines Fehlers.

Zu Buchstabe c (§ 11 Absatz 2)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.
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Zu Nummer 11  (§ 12 – Maßnahmen bei den einzelnen Überprüfungsarten, Über-
prüfungszeitraum)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Änderung der Überschrift ist eine Folgeänderung zum neuen Absatz 6 (siehe 
unten Buchstabe g).

Zu Buchstabe b (§ 12 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Gründe für die Ablehnung eines Antrags auf Zulassung zu einem Gewer-
be wegen Unzuverlässigkeit, Ungeeignetheit oder Unwürdigkeit (zum Beispiel 
wegen strafrechtlicher Verurteilungen, ungeordneter Finanzen oder Drogenmiss-
brauchs) bzw. die Rücknahme einer Erlaubnis oder der Widerruf einer solchen 
können für die sicherheitsmäßige Beurteilung im Hinblick auf die Wahrnehmung 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit von Bedeutung sein. Mit der Ände-
rung des Bundeszentralregistergesetzes durch das Siebte Gesetz zur Änderung 
des Bundeszentralregistergesetzes vom 18. Juli 2017 (7. BZRGÄndG – BGBl. I 
S. 2732) wurde die Aufnahme der entsprechenden Entscheidungen in das Bundes-
zentralregister gestrichen. Hierdurch könnten der mitwirkenden Behörde Infor-
mationen zur Bewertung der Zuverlässigkeit zu überprüfender Personen entge-
hen. Dem ist durch eine entsprechende Auskunftserteilung aus dem Gewerbezen-
tralregister entgegenzuwirken. Ein solches Ersuchen um Datenübermittlung aus 
dem Gewerbezentralregister durch die Verfassungsschutzbehörden der Länder 
wird möglich sein, sobald die Regelung des neuen § 150 a Absatz 2 Nummer 5 
Gewerbeordnung (GewO) am 31. August 2020 in Kraft tritt (Artikel 3 Num-
mer 4 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 3  
7. BZRGÄndG).

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach der neuen Nummer 2 a kann die mitwirkende Behörde Daten des Auslän-
derzentralregisters abfragen. Dies stellt den Gleichklang mit der Bundesrege-
lung in § 12 Absatz 1 Nummer 2a SÜG und damit ein vergleichbares Niveau der  
Sicherheitsüberprüfungen her. Ein Ersuchen um Datenübermittlung aus dem Aus-
länderzentralregister durch die Verfassungsschutzbehörden der Länder sieht auch 
bereits § 20 AZR-Gesetz vor. 
Die Abfrage der Daten des Ausländerzentralregisters kann im Einzelfall schon 
bei der einfachen Sicherheitsüberprüfung erforderlich sein, um die Angaben der 
betroffenen Person in der Sicherheitsüberprüfung mit diesen Daten vergleichen 
zu können. Beispielsweise können die Grundpersonalien (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 
AZR-Gesetz) abgeglichen und die Angaben zu den Wohnsitzen im Inland auf 
Übereinstimmung mit den Angaben des Ausländerzentralregisters zum Zuzug (§ 3 
Absatz 1 Nummer 6 AZR-Gesetz) geprüft werden. Die Kenntnis über die unter-
schiedlichen Schreibweisen der Namen (§ 3 Absatz 1 Nummer 5 AZR-Gesetz) 
der betroffenen oder mitbetroffenen Person ist Voraussetzung für die erfolgreiche 
Durchführung weiterer Maßnahmen nach § 12 LSÜG, da nicht von vornherein 
klar ist, zu welcher Namensschreibweise Informationen zur betroffenen oder mit-
betroffenen Person bei anderen Stellen vorliegen. Deshalb müssen dort Informa-
tionen zu allen in Betracht kommenden Schreibweisen abgefragt werden können. 
Des Weiteren sind Informationen zur Bezeichnung der Stelle, die Daten über-
mittelt hat (§ 3 Absatz 1 Nummer 1 AZR-Gesetz), und über die zuständige Aus-
länderbehörde notwendig, um bei sicherheitserheblichen Erkenntnissen dort gege-
benenfalls nach § 12 Absatz 5 LSÜG weitere Informationen abfragen zu können. 
Durch die Abfrage der Daten des Ausländerzentralregisters können auch Informa-
tionen zu unerlaubten Einreisen, unerlaubten Aufenthalten, Einreisebedenken und 
anderen sicherheitserheblichen Erkenntnissen erlangt werden. 
Selbst im Einzelfall nicht notwendig sind die freiwillig gemachten Angaben zur 
Religionszugehörigkeit (§ 3 Absatz 1 Nummer 5 AZR-Gesetz) sowie die Anga-
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ben zu Entscheidungen der Bundesagentur für Arbeit über die Zustimmung zur 
Beschäftigung oder über die in einem anderen Staat erfolgte Anerkennung als 
Flüchtling nach dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom  
28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) und das Sterbedatum (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 
AZR-Gesetz). Ihre Abfrage ist daher nicht zulässig.
Die Beschränkung der Abfrage auf ausländische Personen, die keine freizügig-
keitsberechtigten Unionsbürger sind, erfolgt in Umsetzung der Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofes vom 16. Dezember 2008 (C-524/06) zur Speicherung 
und Nutzung von Unionsbürgerdaten im Ausländerzentralregister (siehe auch § 20 
Absatz 1 Satz 1 AZR-Gesetz).

Zu Doppelbuchstabe cc

Der Wortlaut der Nummer 3 wird an die seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Um-
benennung des Bundesgrenzschutzes in Bundespolizei vom 21. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1818) geltende Bezeichnung angepasst.

Zu Doppelbuchstabe dd

Zu Nummer 4

Bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung ist es der mitwirkenden Behörde zu-
künftig erlaubt, Einsicht in offen zugängliche Internetseiten zu der betroffenen 
Person zu nehmen, auch in den öffentlich sichtbaren Teil sozialer Netzwerke. 
Soziale Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass 
Nutzer Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder einer darüber hinausgehenden 
Öffentlichkeit zugänglich machen. Dagegen gelten Plattformen, die ausschließ-
lich zur Individualkommunikation bestimmt sind, wie etwa WhatsApp, nicht als 
soziale Netzwerke in diesem Sinne. Die Maßnahme ist erforderlich, um festzu-
stellen, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, da Internetauftritte und insbesondere 
soziale Netzwerke einen immer größeren Stellenwert einnehmen. Durch die Ein-
sichtnahme können auch Erkenntnisse über den Umgang mit persönlichen und 
sensiblen Daten gewonnen werden. Diese können vor allem bei der Einschätzung 
der Persönlichkeit und Zuverlässigkeit der betroffenen Person relevant sein. Die 
Entscheidung, ob eine Einsichtnahme erforderlich ist, ist insbesondere davon ab-
hängig, ob Anhaltspunkte dafür ersichtlich sind, dass die Angaben der betroffenen 
Person in der Sicherheitsüberprüfung mit den im Internet angegebenen Daten ver-
glichen werden sollten. Im Einzelfall kann eine Einsichtnahme schon bei einer 
einfachen Sicherheitsüberprüfung erforderlich sein. Zudem ist die Entscheidung 
über eine Einsichtnahme davon abhängig, zu welchen Verschlusssachen die be-
troffene Person Zugang erhalten soll. In der Sicherheitserklärung sind daher die 
Adressen eigener Internetseiten und die Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken 
samt Benutzernamen nach § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 20 anzugeben.

Zu Nummer 5

Die neue Nummer 5 enthält eine explizite Rechtsgrundlage für Anfragen an aus-
ländische Sicherheitsbehörden oder an für solche Anfragen zuständige öffentliche 
Stellen, wenn die betroffene Person sich in den vergangenen fünf Jahren in einem 
Land ununterbrochen länger als sechs Monate aufgehalten hat. Ohne die Abklä-
rung von längeren Auslandsaufenthalten durch Beteiligung dieser Stellen können 
Lücken in der Überprüfung entstehen, die gegebenenfalls zur Feststellung der 
Nichtüberprüfbarkeit der betroffenen Person führen. Unbeachtlich sind bezüglich 
der Dauer des Auslandsaufenthalts kurzfristige Unterbrechungen, etwa durch Hei-
maturlaub. Die betroffene Person hat Auslandsaufenthalte bereits jetzt nach § 13 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 in der Sicherheitserklärung anzugeben.

Zu Satz 2 bis 6

Nach dem neuen Satz 2 darf eine Anfrage an ausländische Sicherheitsbehörden 
oder an für solche Anfragen zuständige öffentliche Stellen nach Satz 1 Nummer 5 
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nur mit gesonderter Zustimmung der betroffenen Person (oder nach Absatz 2 Satz 2 
der mitbetroffenen Person) durchgeführt werden, zu der die Abfrage erfolgt. 
Zum Zweck der Anfrage dürfen nur die in Satz 3 aufgeführten Angaben übermit-
telt werden. Es handelt sich dabei um die zur Identifizierung der Person erforder-
lichen Daten. Als Anlass der Anfrage (Nummer 8) ist „Sicherheitsüberprüfung“ 
anzugeben. Keinesfalls dürfen etwaige bereits angefallene sicherheitserhebliche 
Erkenntnisse übermittelt werden. 
Satz 4 listet die Sachverhalte auf, bei deren Vorliegen eine Anfrage ausgeschlos-
sen ist. Eine Anfrage unterbleibt nach Nummer 1, wenn ihr auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. Danach sind etwa keine An-
fragen an Staaten zu richten, die nicht nach demokratischen Maßstäben regiert 
werden oder die die Menschenrechte nicht beachten. Nach Nummer 2 sind Si-
cherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zu berücksichtigen und nach 
Nummer 3 überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen oder der mit-
betroffenen Person. Diese sind im Einzelfall mit dem besonderen öffentlichen 
Interesse der Anfrage abzuwägen. Die schutzwürdigen Interessen der betroffe-
nen oder der mitbetroffenen Person überwiegen etwa, wenn bekannt ist, dass 
der angefragte Staat die Anfrage für eigene Zwecke verwendet, oder wenn in 
dem angefragten Staat kein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist 
(Satz 5). Die Beachtung der grundrechtlichen Anforderungen an einen angemes-
senen datenschutzrechtlichen Umgang im Empfängerstaat ist nicht lediglich ein 
Ab wägungsgesichtspunkt, der im Einzelfall zur Disposition der mitwirkenden  
Behörde steht. Vielmehr sind die grundrechtlichen Mindestanforderungen stets 
zur Geltung zu bringen (Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 20. April 2016, 
Az.: 1 BvR 966/09, 1 BvR 1140/09).
Wenn eine Anfrage nach Satz 4 unterbleibt oder von der angefragten Stelle nicht 
beantwortet wurde, kann die mitwirkende Behörde nach Satz 6 Ersatzmaßnahmen 
nach Absatz 5 durchführen. So lassen sich Lücken bei der Sicherheitsüberprüfung 
vermeiden. Kann der Auslandsaufenthalt jedoch auch durch die Ersatzmaßnah-
men nicht hinreichend abgeklärt werden, bleibt es bei der Nichtüberprüfbarkeit 
der Person. Sie darf dann mit keiner sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut 
werden (§ 14 Absatz 5). 

Zu Buchstabe c (§ 12 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Buchstabe d (§ 12 Absatz 3)

Der neue § 12 Absatz 3 Satz 2 Variante 1 soll in der Vergangenheit aufgetretene 
Sicherheitslücken schließen. Für die Überprüfung der Personen, die beim Landes-
amt für Verfassungsschutz tätig werden sollen oder tätig sind (§ 10 Nummer 3), 
darf die mitwirkende Behörde zukünftig die Befragung von Referenzpersonen 
und weiteren geeigneten Auskunftspersonen auch auf die mitbetroffene Person 
erstrecken. Bislang ist dies nicht möglich. Auch § 12 Absatz 5 Satz 1 reicht als 
Rechtsgrundlage nicht aus, da er die Befragung weiterer geeigneter Auskunfts-
personen nur zulässt, soweit bereits eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vor-
liegt. Zukünftig soll jedoch eine routinemäßige Befragung möglich sein. Bei der 
Befragung von Referenz- und weiteren geeigneten Auskunftspersonen handelt es 
sich um ein geeignetes und notwendiges Mittel, um die Gefährdungssituation um-
fassend einschätzen zu können. Gerade der von der Regelung betroffene Perso-
nenkreis ist besonders durch ausländische Nachrichtendienste gefährdet. Durch 
die Befragung können etwa in der mitbetroffenen Person selbst begründete si-
cherheitserhebliche Erkenntnisse gewonnen werden (wie etwa Kontakte zu ex-
tremistischen oder kriminellen Kreisen, sicherheitsrelevantes Finanzgebaren oder 
Sachverhalte, die gegenüber Dritten verheimlicht werden sollen und Grundlage 
für eine Anbahnung durch ausländische Nachrichtendienste oder extremistische 
Organisationen sein können).
Variante 2 enthält die gesetzliche Befugnis für eine generelle Befragung von Be-
werbern und Mitarbeitern des Landesamtes für Verfassungsschutz. Grund für die 
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generelle Befragung dieser Personen ist die besondere Sicherheitsempfindlichkeit 
der Tätigkeit beim Landesamt für Verfassungsschutz und die möglichen Auswir-
kungen der sicherheitserheblichen Erkenntnisse.

Zu Buchstabe e (§ 12 Absatz 4)

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei den Änderungen in § 12 Absatz 4 Satz 1 handelt es sich zum einen um Folge-
änderungen zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc. Zum anderen ist der 
Zusatz „ehemalige“ überflüssig, da die Bezeichnung „Deutsche Demokratische 
Republik“ in Rechtsvorschriften nur noch im Zusammenhang mit Sachverhalten 
aus der Vergangenheit vorkommt. Es bleibt jedoch weiter bei der Bezeichnung 
„Bundesbeauftragter für Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik“, da die Behörde weiterhin diesen Namen 
trägt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neue Satz 2 soll gewährleisten, dass der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repu blik bei der 
Anfrage der zuständigen Stelle nach Satz 1 alle Archive berücksichtigt.

Zu Buchstabe f (§ 12 Absatz 5)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die bisher in Satz 1 enthaltene Regelung ist zukünftig auf Satz 1 und 2 aufgeteilt. 
Dadurch wird verdeutlicht, dass Satz 1 die Rechtsgrundlage für die Eigenbefra-
gung der betroffenen und der mitbetroffenen Person enthält. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die nun im neuen Satz 2 enthaltene Regelung wird um die Befragung weiterer ge-
eigneter Auskunftspersonen oder anderer geeigneter Stellen in dem Fall erweitert, 
dass die Prüfung der Identität diese Befragung erfordert. Dies kompensiert den 
grundsätzlichen Wegfall der Angabe von zwei Auskunftspersonen zur Identitäts-
prüfung der betroffenen Person (bisheriger § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 18). 
Im Einzelfall kann die Befragung einer Auskunftsperson oder anderer geeigneter 
Stellen zur Prüfung der Identität weiterhin erforderlich sein. Die Streichung bis-
her explizit genannter geeigneter Stellen ist im Zusammenhang mit dem neuen 
Satz 3 zu sehen, wonach unter anderem von den bisher explizit in Satz 1 genann-
ten Stellen Akten beigezogen werden können.
Der neue Satz 3, nach dem die betroffene Person aufgefordert werden kann, ge-
eignete Unterlagen beizubringen, dient der Überprüfung der Angaben dieser Per-
son zu einer sicherheitserheblichen Erkenntnis. Die Pflicht zur Beibringung von 
Unterlagen ist das mildere Mittel gegenüber Ermittlungen der mitwirkenden Be-
hörde bei sonstigen Stellen, die zuweilen umfangreich sein können. Die Unter-
lagen bieten zudem oft ein zuverlässigeres Bild als die Ergebnisse von Befragun-
gen. Wirkt die betroffene Person nicht an der Sicherheitsüberprüfung durch die 
Beibringung von Unterlagen mit, stellt die zuständige Stelle das Überprüfungs-
verfahren nach dem neuen § 14 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 ein.
Der neue Satz 4 stellt klar, dass die mitwirkende Behörde Akten öffentlicher Stel-
len beiziehen darf. Dazu gehören etwa Ermittlungs- und Strafakten. Des Weiteren 
gehören dazu Akten von Finanzbehörden über Steuerstraftaten im Sinne des § 369 
der Abgabenordnung. Akten dürfen schon vor der Befragung der betroffenen oder 
der mitbetroffenen Person beigezogen werden.
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Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um die Beseitigung eines redaktionellen Fehlers.

Zu Buchstabe g (§ 12 Absatz 6)

Der neue Absatz 6 Satz 1 stellt klar, dass in der Regel mindestens ein Zeitraum 
von fünf Jahren überprüfbar sein muss, um eine Sicherheitsüberprüfung positiv 
abschließen zu können. Bei Bewerbern und Mitarbeitern des Landesamtes für 
Verfassungsschutz (§ 3 Absatz 8 Satz 1) beträgt dieser Zeitraum zehn Jahre. Si-
cherheitserhebliche Erkenntnisse, die länger zurückliegen, dürfen dennoch be-
rücksichtigt werden.
Nach Satz 2 bleiben auch internationale Vorschriften unberührt, die einen anderen 
Zeitraum vorsehen. Darunter fallen etwa Vorschriften der NATO und der EU.

Zu Nummer 12 (§ 13 – Sicherheitserklärung)

Zu Buchstabe a (§ 13 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Nach Satz 2 Nummer 1 sind zukünftig nicht nur auch frühere Nachnamen, son-
dern auch frühere Vornamen anzugeben. So können vorhandene Erkenntnisse der 
zu überprüfenden Person zugeordnet werden.
Nach der neuen Nummer 2 a muss die betroffene Person in Anlehnung an die Re-
gelung des Bundes ihr Geschlecht angeben.
Nach Nummer 4 ist neben dem Familienstand auch das Bestehen einer auf Dauer 
angelegten Gemeinschaft anzugeben, da diese Angabe nicht vom Begriff „Fami-
lienstand“ erfasst ist.
Nach Nummer 5 hat die betroffene Person Wohnsitze und längere Auslandsauf-
enthalte grundsätzlich ab dem 18. Lebensjahr anzugeben. Sind jedoch seit der 
Vollendung des 18. Lebensjahres noch keine fünf Jahre vergangen, müssen auch 
Wohnsitze und längere Auslandsaufenthalte vor Vollendung des 18. Lebensjahres 
angegeben werden. Insgesamt muss ein Zeitraum von fünf Jahren abgedeckt sein. 
Die Änderung in Nummer 5 soll verhindern, dass eine Überprüfung erst mit Voll-
endung des 23. Lebensjahres möglich ist, da sich der Überprüfungszeitraum nach 
dem neuen § 12 Absatz 6 regelmäßig auf die letzten fünf Jahre erstreckt.
Die bisher nach Nummer 8 anzugebende Anzahl der Kinder wurde gestrichen, da 
sie für die Feststellung eines Sicherheitsrisikos von untergeordneter Bedeutung 
ist.
Nach der neuen Nummer 8 ist die private und berufliche telefonische sowie elek-
tronische Erreichbarkeit anzugeben. Sie ist für Terminabsprachen erforderlich. 
Zudem kann sie für Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 nötig sein, 
um bei sehr verbreiteten Namen eine sichere Zuordnung von Internetseiten und 
Accounts in sozialen Netzwerken zu der betroffenen Person zu gewährleisten.
Nach Nummer 9 sind auch Staatsangehörigkeit und Geschlecht der im Haushalt 
lebenden Personen über 18 Jahre anzugeben. Diese Personen sind für die Beurtei-
lung eines möglichen Sicherheitsrisikos bedeutsam. Ihre Staatsangehörigkeit ist 
insbesondere bei Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken relevant. Die Angabe 
des Geschlechts erfolgt in Anlehnung an die Regelung des Bundes.
Zu den Eltern, Stief- oder Pflegeeltern ist zukünftig nach Nummer 10 in Anleh-
nung an die Regelung des Bundes auch das Geschlecht anzugeben.
Nummer 11 wird um den Aufenthaltsort bei Zeiten der Nichtbeschäftigung er-
gänzt, um eine lückenlose Darstellung des beruflichen Werdeganges der betrof-
fenen Person zu gewährleisten. Fallen mangels Beschäftigung keine Angaben zu 
Beschäftigungsstellen an, benötigt die mitwirkende Behörde diese Angaben zur 
Identitätsprüfung. So wird der Wegfall der Auskunftspersonen zur Identitätsprü-
fung (bisherige Nummer 18) ausgeglichen.
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Nach Nummer 12 sind auch die ausstellende Behörde und das Ausstellungsdatum 
des Personalausweises oder Reisepasses in der Sicherheitserklärung anzugeben. 
Dies beruht ebenfalls auf dem Wegfall der Auskunftspersonen zur Identitätsprü-
fung (bisherige Nummer 18). Zukünftig sollen zur Identitätsprüfung etwa auch 
Auskünfte von Meldebehörden genutzt werden. Hierfür ist die Nummer des Per-
sonalausweises oder Reisepasses allein nicht ausreichend.
Die Änderung in Nummer 13 stellt klar, dass auch laufende und abgeschlossene 
Insolvenzverfahren anzugeben sind.
In Nummer 14 ist der Zusatz „ehemalige“ überflüssig, da die Bezeichnung „Deut-
sche Demokratische Republik“ in Rechtsvorschriften nur noch im Zusammen-
hang mit Sachverhalten aus der Vergangenheit vorkommt.
In Nummer 16 wird klargestellt, dass die betroffene Person auch schon ein Ermitt-
lungsverfahren anzugeben hat.
Zukünftig sind nach Nummer 16 a auch strafrechtliche Verurteilungen im Aus-
land anzugeben. Sie sind für die Entscheidung relevant, ob ein Sicherheitsrisiko 
vorliegt. Dagegen sind strafrechtliche Ermittlungsverfahren im Ausland anders 
als in Nummer 16 nicht anzugeben. Mangels Zugriffs auf die Akten im Ausland 
ist es nicht möglich, sie in dem Umfang aufzuklären, dass sie Grundlage für die 
Entscheidung werden können, ob ein Sicherheitsrisiko gegeben ist.
Die Änderungen in Nummer 17 dienen der Vereinheitlichung von § 13 Absatz 1 
Satz 2 sowie der Korrektur der Rechtschreibung.
Zukünftig sind keine Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung der betroffenen 
Person mehr anzugeben (bisherige Nummer 18), da die Befragung dieser Per-
sonen bei allen Sicherheitsüberprüfungen nach den §§ 9 und 10 in keinem an-
gemessenen Verhältnis zum Aufwand steht. Lediglich Bewerber und Mitarbeiter 
des Landesamtes für Verfassungsschutz müssen weiterhin zwei Auskunftsperso-
nen zur Identitätsprüfung angeben (Absatz 4). In den übrigen Fällen ist weiterhin 
eine Identitätsprüfung durchzuführen (§ 12 Absatz 2 Satz 1), jedoch ohne Aus-
kunftspersonen. Stattdessen ist der berufliche Werdegang lückenlos darzustellen 
(Nummer 11) und es können Auskünfte bei den Meldebehörden eingeholt werden 
(siehe Nummer 12). Zudem kann die mitwirkende Behörde nach § 12 Absatz 5 
Satz 2 weitere geeignete Auskunftspersonen oder andere geeignete Stellen be-
fragen oder Einzelmaßnahmen der nächsthöheren Art der Sicherheitsüberprüfung 
durchführen.
Die nach der neuen Nummer 18 (bisherige Nummer 19) zusätzlich zu den Re-
ferenzpersonen zu machenden Angaben entsprechen den Nummern 2, 2 a und 8 
sowie der Regelung des Bundes.
Die Änderungen in der neuen Nummer 19 (bisherige Nummer 20) dienen der 
Vereinheitlichung von § 13 Absatz 1 Satz 2.
Die neue Nummer 20 ergänzt § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4. Die Angabe der 
Adressen eigener Internetseiten sowie der Mitgliedschaften in sozialen Netzwer-
ken einschließlich des Benutzernamens ist erforderlich, um Einsicht in die offen 
zugänglichen Inhalte dieser Internetseiten nehmen zu können. Eigene Internetsei-
ten sind solche, für deren Inhalte die betroffene Person verantwortlich ist. Soziale 
Netzwerke sind Plattformen im Internet, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer 
Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder einer darüber hinausgehenden Öffent-
lichkeit zugänglich machen. Dagegen gelten Plattformen, die ausschließlich zur 
Individualkommunikation bestimmt sind, wie etwa WhatsApp, nicht als soziale 
Netzwerke in diesem Sinne. Die Mitgliedschaft ist auch anzugeben, wenn sie 
nicht oder nicht mehr aktiv genutzt wird. Die Angabe des Benutzernamens ist er-
forderlich, da das Profil der betroffenen Person in einem sozialen Netzwerk sonst 
in vielen Fällen nicht auffindbar ist. Die Angabe dient damit zugleich dem Schutz 
anderer Nutzer des sozialen Netzwerks, da sonst Einsicht in die Profilseiten ver-
schiedener Personen genommen werden müsste, um die dort gemachten Angaben 
(etwa die Profilbilder) mit den bereits zu der betroffenen Person vorliegenden An-
gaben abgleichen und so das Profil der betroffenen Person auffinden zu können. 
Verfügt die betroffene Person über mehrere Accounts in sozialen Netzwerken, 
sind alle anzugeben.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Zukünftig ist der Sicherheitserklärung nur noch ein Lichtbild beizufügen. Das 
Lichtbild wird trotz des grundsätzlichen Verzichts auf die Angabe von zwei Aus-
kunftspersonen zur Identitätsprüfung in der Sicherheitserklärung weiterhin benö-
tigt, denn es dient dem Abgleich mit Fotos im Internet bei der Einsicht in Inter-
netseiten und soziale Netzwerke (siehe § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4). Gerade 
bei sehr verbreiteten Namen ist dies erforderlich, um eine sichere Zuordnung von 
Internetseiten und Accounts in sozialen Netzwerken zu der betroffenen Person zu 
gewährleisten. Zudem kann das Lichtbild auch der Identifizierung der betroffenen 
Person im Fall der Durchführung einer Eigenbefragung durch die mitwirkende 
Behörde dienen (§ 12 Absatz 5 Satz 1).

Zu Doppelbuchstabe cc

Der Sicherheitserklärung ist auch eine Unterschriftenprobe der betroffenen Person 
beizufügen, wenn diese der Sicherheitsüberprüfung elektronisch zustimmt (§ 2 
Absatz 1 Satz 2). Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe aa, wodurch die Möglichkeit der elektronischen Zustim-
mung zur Sicherheitsüberprüfung eingeführt wird. Die Unterschriftenprobe wird 
für die Identitätsprüfung der betroffenen Person nach § 12 Absatz 2 Satz 1 be-
nötigt. Auch eine eingescannte Unterschrift genügt. Stimmt die betroffene Person 
der Sicherheitsüberprüfung schriftlich zu, ist dagegen keine Unterschriftenprobe 
zu übermitteln, da diese bereits vorliegt. 

Zu Buchstabe b (§ 13 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, wo-
nach die Angabe der Anzahl der Kinder gestrichen wird. Die Angabe der Erreich-
barkeit nach dem neuen Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 ist für Terminabsprachen bei 
allen Arten der Sicherheitsüberprüfung erforderlich und wird daher auch bei einer 
einfachen Sicherheitsüberprüfung nicht ausgenommen. 
Ein Lichtbild hat zukünftig auch eine betroffene Person, für die eine Sicherheits-
überprüfung nach § 8 durchgeführt wird, der Sicherheitserklärung beizufügen, 
denn es dient auch dem Abgleich mit Fotos im Internet bei der Einsicht in Inter-
netseiten und soziale Netzwerke (§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4). Gerade bei 
sehr verbreiteten Namen ist dies erforderlich, um eine sichere Zuordnung von 
Internetseiten und Accounts in sozialen Netzwerken zu der betroffenen Person zu 
gewährleisten.
Die Pflicht, eine Unterschriftenprobe im Fall der elektronischen Zustimmung zur 
Sicherheitsüberprüfung abzugeben, entfällt bei der Sicherheitsüberprüfung nach 
§ 8. Die Unterschriftenprobe dient der Identitätsprüfung der betroffenen Person 
nach § 12 Absatz 2 Satz 1, die nur bei einer Sicherheitsüberprüfung nach § 9 und 
§ 10 durchgeführt wird.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach dem neuen Satz 2 dürfen Angaben zum Personalausweis oder Reisepass 
nachträglich erhoben werden. So können längere Auslandsaufenthalte durch An-
fragen an ausländische Sicherheitsbehörden oder nach dortigem Recht für solche 
Anfragen zuständigen öffentlichen Stellen überprüft werden (§ 12 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5).
Der bisherige Satz 2 findet sich zukünftig in veränderter Form in Satz 4 wieder.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa.
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Zu Doppelbuchstabe dd

Nach der Regelung des neuen Satzes 4, der bisher in veränderter Form in Satz 2 
enthalten war, sind bei der erweiterten Sicherheitsüberprüfung keine Referenz-
personen anzugeben. Wie bereits bisher sind nur bei einer erweiterten Sicherheits-
überprüfung mit Sicherheitsermittlungen drei Referenzpersonen anzugeben.
Der bisherige Satz 4 wird aufgehoben. Die Regelung, dass weitere Überprüfungs-
maßnahmen nur mit Zustimmung des Ehegatten, des Lebenspartners oder des 
Lebensgefährten zulässig sind, wenn sich zu dieser Person sicherheitserhebliche 
Erkenntnisse ergeben, ist bereits in § 7 Absatz 2 enthalten. Dessen Satz 1 regelt, 
dass die mitbetroffene Person der erweiterten Sicherheitsüberprüfung zustimmen 
muss.

Zu Buchstabe c (§ 13 Absatz 3)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc und zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa. Da die mitbetroffe-
ne Person die anhängigen Strafverfahren einschließlich Ermittlungsverfahren und 
Disziplinarverfahren nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 16 anzugeben hat, sind künf-
tig auch die strafrechtlichen Verurteilungen im Ausland nach Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 16 a anzugeben. Auf Absatz 1 Satz 2 Nummer 18 wird nicht mehr verwiesen, 
da die bisher dort geregelte Angabe der Auskunftspersonen zukünftig entfällt.
Den Angaben der mitbetroffenen Person ist dann eine Unterschriftenprobe der 
mitbetroffenen Person beizufügen, wenn diese der Einbeziehung in die Sicher-
heitsüberprüfung in elektronischer Form im Sinne des § 3 a Absatz 1 und 2 
LVwVfG zustimmt (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa). Nach 
§ 3 a Absatz 2 Satz 1 LVwVfG kann die durch Gesetz angeordnete Schriftform 
durch die elektronische Form ersetzt werden, soweit der Empfänger hierfür einen 
Zugang eröffnet hat (§ 3 a Absatz 1 LVwVfG). Wird die Zustimmung zur Ein-
beziehung in elektronischer Form nach § 3 a Absatz 2 LVwVfG erteilt, ist zum 
Zwecke der Identitätsprüfung nach § 12 Absatz 2 Satz 1 und 2 eine Unterschrif-
tenprobe beizufügen. Auch eine eingescannte Unterschrift genügt. Stimmt die 
mitbetroffene Person der Sicherheitsüberprüfung in schriftlicher Form nach § 126 
BGB zu, ist dagegen keine Unterschriftenprobe zu übermitteln, da diese bereits 
vorliegt.

Zu Buchstabe d (§ 13 Absatz 4)

In Absatz 4 werden die Angaben der in § 3 Absatz 8 genannten Personen zur 
besseren Übersichtlichkeit nummeriert. Mit der Angabe „§ 3 Absatz 8“ wurde 
ein redaktioneller Fehler korrigiert. Die Sicherheitserklärung der Bewerber und 
Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungsschutz wird um mehrere Angaben 
ergänzt, die deren besonderer Gefährdungslage Rechnung tragen. 
Nach Nummer 2 sind zukünftig die Kinder, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
anzugeben. Diese Angabe umfasst im Gegensatz zu Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 da-
mit auch nicht im Haushalt lebende Kinder. Zu ihnen können beim Landesamt für 
Verfassungsschutz in Dateien personenbezogene Daten gespeichert sein (siehe § 8 
Absatz 1 Satz 2 LVSG). Durch die Angabe ist es möglich, ein umfassendes Bild 
für eine besonders belastbare sicherheitsmäßige Beurteilung der in § 3 Absatz 8 
genannten Personen zu gewinnen.
Nach Nummer 3 sind zu Geschwistern dieselben Angaben wie zu Kindern zu 
machen.
Nummer 4 wird parallel zu Absatz 1 Satz 2 Nummer 16 ergänzt. 
In Nummer 5 wird der Zusatz „ehemalige“ gestrichen, da die Bezeichnung „Deut-
sche Demokratische Republik“ in Rechtsvorschriften nur noch im Zusammen-
hang mit Sachverhalten aus der Vergangenheit vorkommt. 
Die neuen Nummern 6 und 7 sind Folgeänderungen zu Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa (Aufhebung des bisherigen § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 18), wonach 
nicht mehr bei allen Sicherheitsüberprüfungen nach den §§ 9 und 10 eine Be-
fragung von Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung durchgeführt wird. Bei Be-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 7046

52

werbern und Mitarbeitern des Landesamtes für Verfassungsschutz werden weiter-
hin Auskunftspersonen zur Identitätsprüfung befragt, weshalb sie in der Sicher-
heitserklärung anzugeben sind. Auch dies trägt der besonderen Gefährdungslage 
dieses Personenkreises Rechnung. Die Angaben zu den Auskunftspersonen wer-
den in Anlehnung an die Regelung des Bundes um Daten zu Geburtsdatum und 
Geburtsort ergänzt.

Zu Buchstabe e (§ 13 Absatz 5)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neue Satz 2 stellt klar, dass das Recht, Angaben zu verweigern, sich auch auf 
nahe Angehörige der mitbetroffenen Person erstreckt.

Zu Buchstabe f (§ 13 Absatz 6 Satz 3)

Absatz 6 Satz 3 wird geändert, da zu jeder Person nur eine Personalakte geführt 
wird.

Zu Buchstabe g (§ 13 Absatz 7)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Nummer 13 (§ 14 – Abschluss der Sicherheitsüberprüfung)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird an die neue Rechtschreibung angepasst.

Zu Buchstabe b (§ 14 Absatz 1)

Nach § 14 Absatz 1 Satz 1 teilt die mitwirkende Behörde der zuständigen Stel-
le mit, wenn kein Sicherheitsrisiko vorliegt. Dies kann sowohl schriftlich als 
auch elektronisch geschehen, da eine eigenhändige Unterschrift des Bearbeiters 
nicht notwendig ist. Damit wird nunmehr die Möglichkeit eröffnet, die Mittei-
lung mittels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail vorzu-
nehmen (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa). Die Unterrichtung 
der zuständigen Stelle durch die mitwirkende Behörde wird so nachvollziehbar 
gemacht. Dagegen ist eine mündliche Mitteilung ausgeschlossen. 

Zu Buchstabe c (§ 14 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Mitteilung der mitwirkenden Behörde an die zuständige Stelle, dass ein Si-
cherheitsrisiko vorliegt, kann zukünftig auch elektronisch erfolgen, da eine eigen-
händige Unterschrift des Bearbeiters nicht notwendig ist. Damit wird nunmehr 
die Möglichkeit eröffnet, die Mitteilung mittels der einfachsten elektronischen 
Variante, z. B. durch E-Mail vorzunehmen (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa). Die Unterrichtung der zuständigen Stelle durch die mitwirkende 
Behörde wird so nachvollziehbar gemacht. Dagegen bleibt eine mündliche Mit-
teilung ausgeschlossen.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Zukünftig teilt die mitwirkende Behörde der zuständigen Stelle das Vorliegen 
eines Sicherheitsrisikos direkt mit, auch wenn es sich bei der zuständigen Stelle 
um eine nachgeordnete Behörde handelt. Die zuständige oberste Landesbehörde 
wird zu ihrer Entlastung nur noch nachrichtlich informiert. So hat diese weiterhin 
die Möglichkeit, sich in das Verfahren einzuschalten.

Zu Buchstabe d (§ 14 Absatz 2 a)

Nach dem neuen Absatz 2 a hat die mitwirkende Behörde die zuständige Stelle 
auch darüber zu unterrichten, wenn sie zu dem Ergebnis kommt, dass die Sicher-
heitsüberprüfung nicht abgeschlossen werden kann. Die mitwirkende Behörde ist 
auch dann zur Durchführung der Maßnahmen nach § 12 verpflichtet, wenn sie die-
se nicht für den gesamten Überprüfungszeitraum (§ 12 Absatz 6) treffen und daher 
nicht den gesamten Bewertungszeitraum aufklären kann.
Der zuständigen Stelle ist künftig nicht nur die Erkenntnislage mitzuteilen, son-
dern es sind auch die Zeiträume mitzuteilen, für die Maßnahmen nach § 12 nicht 
durchgeführt werden konnten. So wird die zuständige Stelle in die Lage versetzt, 
selbst zu entscheiden, ob ein Verfahrenshindernis im Sinn des Absatzes 5 Satz 1 
Nummer 2 dem Abschluss des Sicherheitsüberprüfungsverfahrens entgegensteht 
oder ob sie eine Entscheidung nach Absatz 3 treffen kann. 
Nach Satz 3 informiert die mitwirkende Behörde die zuständige Stelle schriftlich 
oder elektronisch, um die Unterrichtung der zuständigen Stelle nachvollziehbar 
zu machen. Damit wird nunmehr die Möglichkeit eröffnet, die Unterrichtung mit-
tels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail (siehe Nummer 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa) zu übermitteln.

Zu Buchstabe e (§ 14 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa

Der neue Satz 2 stellt klar, dass die Bewertung von sicherheitserheblichen Er-
kenntnissen sich im Einzelfall maßgeblich nach dem mit der jeweiligen Sicher-
heitsüberprüfung verfolgten Ziel richtet. Gerade Geheimschutz und vorbeugen-
der personeller Sabotageschutz verfolgen unterschiedliche Ziele. Zudem wird die 
Bedeutung der Einzelfallbetrachtung durch die verantwortliche zuständige Stelle 
betont.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach dem neuen Satz 5 informiert die zuständige Stelle die mitwirkende Be-
hörde über ihre Entscheidung, dass ein Sicherheitsrisiko vorliegt, das der sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit der betroffenen Person entgegensteht. Die Regelung 
dient der Berechnung der Löschfristen des § 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 durch 
die mitwirkende Behörde. Die zuständige Stelle informiert die mitwirkende Be-
hörde schriftlich oder elektronisch, um die Unterrichtung der mitwirkenden Be-
hörde nachvollziehbar zu machen. Damit wird nunmehr die Möglichkeit eröffnet, 
die Mitteilung mittels der einfachsten elektronischen Variante, z. B. durch E-Mail 
vorzunehmen (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa).

Zu Buchstabe f (§ 14 Absatz 4)

Zukünftig informiert die zuständige Stelle die betroffene Person nicht nur, wenn 
sie die Betrauung mit der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ablehnt, sondern sie 
informiert sie nach Absatz 4 generell über das Ergebnis der Sicherheitsüberprü-
fung. Dies dient der Transparenz des Verfahrens der Sicherheitsüberprüfung. Die 
Mitteilung umfasst lediglich das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung, also die 
Feststellung, ob die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit betraut werden darf oder nicht. Dagegen werden die entscheidungserheb-
lichen Tatsachen nicht nach § 14 Absatz 4 mitgeteilt, sondern nach der Regelung 
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des § 6. Danach erhält die betroffene Person Gelegenheit, sich vor Ablehnung 
der Zulassung zu einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit im Rahmen einer An-
hörung zu den entscheidungserheblichen Tatsachen zu äußern. Bewerber beim 
Landesamt für Verfassungsschutz werden daher nach Absatz 4 lediglich über das 
Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung informiert, jedoch nicht über die entschei-
dungserheblichen Tatsachen (vergleiche § 6 Absatz 1 Satz 4). Grund ist, dass aus-
ländische Nachrichtendienste immer wieder versuchen, durch gesteuerte Bewer-
bungen den Erkenntnisstand des Verfassungsschutzes beziehungsweise dessen 
Einstellungspraktiken auszuforschen.

Zu Buchstabe g (§ 14 Absatz 5)

Der neue Absatz 5 Satz 1 regelt, dass eine Sicherheitsüberprüfung nicht abge-
schlossen werden kann, wenn die betroffene oder die mitbetroffene Person nicht 
an der Sicherheitsüberprüfung mitwirkt oder nicht überprüfbar ist. Das gilt auch, 
wenn die betroffene oder die mitbetroffene Person ihre Zustimmung zur Sicher-
heitsüberprüfung widerruft. Nach Satz 2 darf eine Person nicht mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden, wenn die Sicherheitsüberprüfung 
nicht mit dem Ergebnis abgeschlossen wurde, dass kein Sicherheitsrisiko vorliegt. 
Satz 3 stellt klar, dass Satz 2 die Regelungen nicht berührt, nach denen von einer 
Sicherheitsüberprüfung abgesehen werden kann (§ 2 Absatz 1 Satz 4 und § 8 Ab-
satz 2) oder eine vorläufige Zuweisung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit 
möglich ist (§ 15).

Zu Nummer 14  (§ 15 – Vorläufige Betrauung mit einer sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

In der Überschrift des § 15 wird zukünftig der Oberbegriff des „Betrauens“ verwen-
det, der die Ermächtigung zum Zugang zu Verschlusssachen nach § 15 Absatz 1 
VSA, die Zulassung für eine Tätigkeit nach § 15 Absatz 2 VSA und die förmliche 
Verpflichtung zur Geheimhaltung von Verschlusssachen gemäß § 49 Absatz 2 VSA 
umfasst.

Zu Buchstabe b (§ 15)

Die Änderung dient der Vereinheitlichung der Begrifflichkeiten im Landessicher-
heitsüberprüfungsgesetz.

Zu Nummer 15 (§ 16 – Unterrichtung durch die personalverwaltende Stelle)

Zu Buchstabe a (§ 16 Satz 1)

Die Ergänzung in § 16 Satz 1 verdeutlicht, dass die personalverwaltende Stelle die 
zuständige Stelle nur über Veränderungen in den Verhältnissen der betroffenen 
Person unterrichten muss. Zudem wird auch hier der Oberbegriff des „Betrauens“ 
eingeführt.

Zu Buchstabe b (§ 16 Satz 2)

Die Aufzählung der Verhältnisse in § 16 Satz 2, über die die personalverwaltende 
Stelle die zuständige Stelle unterrichtet, wird in Nummer 4 ausdrücklich um Mit-
teilungen über abgeschlossene Insolvenzverfahren (Folgeänderung zu Nummer 
12 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa – § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13) und Be-
schlüsse zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und zur Restschuldbefreiung 
sowie in der neuen Nummer 6 um Nebentätigkeiten ergänzt. Damit wird die Re-
gelung an den neuen § 15 a SÜG angepasst. Die Aufzählung in Satz 2 war bereits 
bisher nicht abschließend. Bei der Änderung in Nummer 5 handelt es sich um eine 
Folgeänderung zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 13 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 16), mit der zugleich das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz verein-
heitlicht wird.
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Zu Nummer 16  (§ 17 – Sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der 
Sicherheitsüberprüfung)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird an die neue Rechtschreibung angepasst.

Zu Buchstabe b (§ 17 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Buchstabe c (§ 17 Absatz 3)

Der neue Absatz 3 schafft für die zuständige Stelle die Möglichkeit, einer be-
troffenen Person die weitere Ausübung einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit 
sofort zu untersagen, wenn eine sicherheitserhebliche Erkenntnis vorliegt. Vor-
aussetzung ist, dass eine sicherheitserhebliche Erkenntnis anfällt, die besondere 
Bedeutung der Erkenntnis und die Art der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit dies 
erfordern und die Untersagung keinen Aufschub duldet. In diesem Fall haben 
der Schutz von Verschlusssachen und anderen Rechtsgütern, die das Landessi-
cherheitsüberprüfungsgesetz schützt, Vorrang vor dem Interesse der betroffenen 
Person an der Fortführung ihrer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit. Die Tätigkeit 
kann schon vor Anhörung der betroffenen Person und damit vor der förmlichen 
Feststellung eines Sicherheitsrisikos untersagt werden. Jedoch stellt Satz 2 klar, 
dass die betroffene oder mitbetroffene Person nach § 6 auch in diesem Fall vor 
der endgültigen Entscheidung über ein Sicherheitsrisiko (§ 14 Absatz 3) angehört 
werden muss. 

Zu Nummer 17  (§ 18 – Aktualisierung der Sicherheitsüberprüfung und Wieder-
holungsüberprüfung)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift ist abzuändern, da nicht lediglich die Sicherheitserklärung er-
gänzt, sondern die Sicherheitsüberprüfung aktualisiert wird. Dabei werden auch 
die Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 erneut durchgeführt und die durch diese Maß-
nahmen gewonnenen Erkenntnisse bewertet.

Zu Buchstabe b (§ 18 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Änderungen in Satz 1 verdeutlichen, dass die betroffene Person die Daten 
in der Sicherheitserklärung nach fünf Jahren zu aktualisieren und nicht lediglich 
zu ergänzen hat. Damit sind grundsätzlich alle nach § 13 in der jeweils aktuellen 
Sicherheitserklärung angegebenen Daten auf eine Veränderung hin zu überprü-
fen. Zukünftig wird die Sicherheitserklärung fünf Jahre nach der Erstüberprü-
fung oder der letzten Wiederholungsüberprüfung aktualisiert. Zehn Jahre nach 
der Erstüberprüfung oder der letzten Wiederholungsüberprüfung ist eine Wieder-
holungsüberprüfung einzuleiten (siehe Absatz 2), für die die betroffene Person 
eine neue Sicherheitserklärung auszufüllen hat. Diese neue Sicherheitserklärung 
wird der betroffenen Person fünf Jahre nach der Wiederholungsüberprüfung zur 
Aktualisierung zugeleitet. Daher ist nicht die erstmalige Sicherheitserklärung alle 
fünf Jahre zu aktualisieren, sondern die jeweils zuletzt ausgefüllte Sicherheits-
erklärung nach fünf Jahren.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Nach dem neuen Satz 2 prüft die zuständige Stelle die aktualisierten Angaben auf 
ihre Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie kann dazu die Personalakten einsehen 
(Halbsatz 2 in Verbindung mit § 13 Absatz 6 Satz 3). Nach dem neuen Satz 3 beauf-
tragt die zuständige Behörde die mitwirkende Behörde, diejenigen Maßnahmen 
nach § 12 Absatz 1 erneut durchzuführen, die aufgrund der aktualisierten Daten 
erforderlich sind. Die Maßnahmen können sich sowohl auf die betroffene als auch 
auf die mitbetroffene Person beziehen. Sie sind erforderlich, damit sicherheits-
erhebliche Erkenntnisse, die erst nach Abschluss der Sicherheitsüberprüfung auf-
treten, erkannt werden und das Sicherheitsniveau aufrechterhalten bleibt. Die mit-
wirkende Behörde bewertet die durch diese Maßnahmen gewonnenen Erkenntnis-
se und teilt das Ergebnis der zuständigen Stelle mit. 

Zu Buchstabe c (§ 18 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Bislang wurde eine Wiederholungsüberprüfung nur bei sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeiten durchgeführt, für die nach § 10 eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen erforderlich ist. Nach Absatz 2 Satz 1 ist eine Wie-
derholungsüberprüfung zukünftig bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung alle 
zehn Jahre durchzuführen. Damit werden ein Gleichklang mit der Bundesrege-
lung in § 17 Absatz 2 SÜG und ein gleichwertiges Sicherheitsniveau erreicht. Die 
Wiederholungsüberprüfung ist bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung erfor-
derlich, da sich die Lebensverhältnisse über die Zeit hinweg verändern und damit 
nicht nur die Notwendigkeit besteht, die in der Sicherheitserklärung angegebenen 
Daten neu zu erheben, sondern auch die Notwendigkeit, die Maßnahmen nach 
§ 12 erneut umfassend durchzuführen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Ergänzung in Satz 3 ist notwendig, da Absatz 2 bisher nur für Sicherheits-
überprüfungen nach § 10 galt. Da eine Wiederholungsüberprüfung zukünftig bei 
allen Arten der Sicherheitsüberprüfung durchzuführen ist, ist in Satz 3 zu regeln, 
dass zukünftig bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung, bei denen eine Identi-
tätsprüfung durchgeführt wird, auf diese verzichtet werden kann.

Zu Doppelbuchstabe cc

Zukünftig kann die Zustimmung der betroffenen Person zur Wiederholungsüber-
prüfung sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen. Damit wird nunmehr 
die Möglichkeit eröffnet, die Zustimmung mittels der einfachsten elektronischen 
Variante, z. B. durch E-Mail zu erteilen (siehe Nummer 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa). Eine mündliche Zustimmung bleibt dagegen ausgeschlossen. Das 
entspricht dem geänderten § 2 Absatz 1 Satz 2, wonach auch die Zustimmung zur 
Erstüberprüfung sowohl schriftlich als auch elektronisch erfolgen kann. Für die 
Zustimmung der mitbetroffenen Person bleibt das Schriftformerfordernis jedoch 
bestehen, da die mitbetroffene Person als außenstehende Person stärker schutzbe-
dürftig als die betroffene Person ist. Die mitbetroffene Person wird in die Sicher-
heitsüberprüfung nach den §§ 9 und 10 einbezogen, obwohl sie selbst nicht mit 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut werden soll.
Des Weiteren handelt es sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc.

Zu Buchstabe d (§ 18 Absatz 3)

Der neue Absatz 3 Satz 1 stellt klar, dass die weitere Betrauung mit einer sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit unzulässig ist, wenn die betroffene oder die mitbe-
troffene Person sich weigert, an der Aktualisierung der Sicherheitsüberprüfung 
oder der Wiederholungsüberprüfung mitzuwirken. Der neue Satz 2 regelt, dass 
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die betroffene Person auch nicht weiter mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit betraut werden darf, wenn keine abgeschlossene Aktualisierung der Sicher-
heitsüberprüfung oder Wiederholungsüberprüfung vorliegt, die zum Ergebnis hat, 
dass kein Sicherheitsrisiko vorliegt.

Zu Nummer 18 (§ 19 – Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte)

Zu Buchstabe a (§ 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3)

Der Zusatz „ehemalige“ ist überflüssig, da die Bezeichnung „Deutsche Demokra-
tische Republik“ in Rechtsvorschriften nur noch im Zusammenhang mit Sachver-
halten aus der Vergangenheit vorkommt. Die Behörde des „Bundesbeauftragten 
für Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik“ trägt jedoch weiterhin diesen Namen.

Zu Buchstabe b (§ 19 Absatz 2 Satz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

In Nummer 3 werden Änderungen des Familienstandes gestrichen, da dieser 
Sachverhalt von der neuen Nummer 4 mit umfasst wird.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach der neuen Nummer 4 sind zukünftig Informationen über Beginn oder Ende 
einer Ehe, einer Lebenspartnerschaft oder einer auf Dauer angelegten Gemein-
schaft zur Sicherheitsakte zu nehmen. Gerade diese Informationen sind für die 
sicherheitsmäßige Beurteilung erheblich. Die verschiedenen Arten der Partner-
schaft werden aufgezählt, da der Begriff „Familienstand“, den die bisherige Num-
mer 3 enthielt, die auf Dauer angelegte Gemeinschaft nicht mit umfasst. Obwohl 
Lebenspartnerschaften zukünftig nicht mehr begründet werden können, ist die 
Lebenspartnerschaft in Nummer 4 aufzunehmen, da sie nur bei Erklärung beider 
Lebenspartner in eine Ehe umgewandelt wird (§ 20 a LPartG).

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe bb.

Zu Doppelbuchstabe dd

Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 ist eine Folgeänderung zu Num-
mer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13).

Zu Doppelbuchstabe ee

Bei der Änderung in der neuen Nummer 7 handelt es sich um eine Folgeänderung 
zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 16), 
mit der zugleich das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz vereinheitlicht wird.

Zu Buchstabe c (§ 19 Absatz 3)

Der neue Satz 4 soll Mehrfachüberprüfungen verhindern. Eine zuständige Stelle 
kann nur von der in § 2 Absatz 1 Satz 4 geregelten Möglichkeit Gebrauch ma-
chen, auf die erneute Sicherheitsüberprüfung einer betroffenen Person zu verzich-
ten, wenn sie anhand der Sicherheitsakte dieser Person prüfen kann, ob bereits 
eine gleich- oder höherwertige Überprüfung für sie durchgeführt wurde. 
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Zu Buchstabe d (§ 19 Absatz 4)

Zu Doppelbuchstabe aa

In Satz 1 Nummer 3 werden Änderungen des Familienstandes gestrichen, da die-
ser Sachverhalt von der neuen Nummer 4 mit umfasst wird. 
Nach der neuen Nummer 4 sind in die Sicherheitsüberprüfungsakte, ebenso wie in 
die Sicherheitsakte (vergleiche den neuen Absatz 2 Satz 2 Nummer 4), zukünftig 
Informationen über Beginn oder Ende einer Ehe, einer Lebenspartnerschaft oder 
einer auf Dauer angelegten Gemeinschaft aufzunehmen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Bei der Änderung in Satz 2 handelt es sich um eine Folgeänderung zu Buchsta-
be b Doppelbuchstabe cc.

Zu Doppelbuchstabe cc

Der neue Satz 3 stellt klar, dass auch die Sicherheitsüberprüfungsakte keine Per-
sonalakte ist. Sie muss wie die Sicherheitsakte gesondert geführt werden und darf 
der personalverwaltenden Stelle und der betroffenen Person nicht zugänglich ge-
macht werden.
Der neue Satz 4 trägt der Tatsache Rechnung, dass ein Wechsel der zuständigen 
mitwirkenden Behörde in der Praxis häufiger vorkommt. Bisher ist die Weiter-
gabe der Sicherheitsüberprüfungsakte in diesem Fall nicht geregelt. Durch eine 
Weitergabe der Sicherheitsüberprüfungsakte können bereits vorhandene Unter-
lagen über eine frühere Sicherheitsüberprüfung für die erneute Sicherheitsüber-
prüfung genutzt und Mehrfacherhebungen personenbezogener Daten vermieden 
werden.

Zu Buchstabe e (§ 19 Absatz 5)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe d Doppelbuchstabe aa.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um die Beseitigung eines redaktionellen Fehlers.

Zu Doppelbuchstabe cc

Der neue Satz 3 stellt klar, dass die zuständige Stelle der mitwirkenden Behörde 
trotz der Regelung in Satz 2 unverzüglich das Ausscheiden aus oder die Nichtauf-
nahme der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit mitteilen muss, wenn sicherheits-
erhebliche Erkenntnisse oder Erkenntnisse, die ein Sicherheitsrisiko begründen, 
vorliegen. Nur so kann die mitwirkende Behörde ihre Löschungspflicht aus § 23 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 erfüllen.

Zu Buchstabe f (§ 19 Absatz 6 bis 8)

Zu Absatz 6

Durch die Einfügung des Absatzes 6 wird eine Regelung für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten in elektronischen Akten geschaffen. Satz 1 beinhaltet 
eine Ermächtigung für die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde, die 
Sicherheitsakte und die Sicherheitsüberprüfungsakte in elektronischer Form zu 
führen, keine Verpflichtung. Es handelt sich um eine bereichsspezifische Spezial-
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regelung zur elektronischen Aktenführung. Sie geht § 6 EGovG BW insoweit vor. 
Das stellt auch die Kollisionsregelung in § 1 Absatz 5 EGovG BW klar. 
Nach Satz 2 ist eine in elektronischer Form geführte Akte – etwa im Hinblick auf 
den Grundsatz der Aktenvollständigkeit aber auch auf die sonstigen Verarbei-
tungsregelungen – wie eine Papierakte zu behandeln und nicht wie eine Datei. Die 
Regelung stellt die elektronische Akte der Papierakte in Bezug auf die Speiche-
rung (Absatz 1 bis 4 und Absatz 8), Aufbewahrung und Vernichtung (§ 20) sowie 
Berichtigung (§ 23 Absatz 1) personenbezogener Daten gleich. Die gesonderte 
Aufbewahrung (§ 20 Absatz 1) ist insoweit nicht physisch, sondern technisch zu 
verstehen und wird gegebenenfalls auch in einem zentralen Aktenverwaltungssys-
tem technisch durch entsprechend gesonderte Zugriffsberechtigungen realisiert.
Satz 3 stellt sicher, dass durch die Einführung der elektronischen Akten nicht die 
besonderen Regelungen für die Speicherung in Dateien (§ 21) umgangen werden, 
wonach die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde in Dateien nur be-
stimmte Personendaten speichern dürfen. In der elektronischen Akte sind auch 
Informationen enthalten, deren Speicherung in Dateien nicht zulässig wäre, zum 
Beispiel zu Referenzpersonen. So ist im Rahmen einer automatisierten Volltext-
erfassung für die elektronische Akte eine Mitspeicherung der Daten anderer Per-
sonen unumgänglich. Um den Schutz der Persönlichkeitsrechte dieser Personen 
wirksam und umfassend zu gewährleisten, ist eine Abfrage personenbezogener 
Daten mittels automatisierter Verarbeitung nur zulässig, wenn die Daten dieser 
Personen auch in Dateien gespeichert werden dürfen. Eine Abfrage personenbe-
zogener Daten etwa von Referenzpersonen mittels automatisierter Verarbeitung 
ist danach unzulässig. Dies trägt den besonderen datenschutzrechtlichen Bedürf-
nissen bei der Führung elektronischer Akten Rechnung. 
Nach Satz 4 ist ein automatisierter Abgleich mit anderen Dateien insgesamt aus-
geschlossen. Damit ist es nicht zulässig, sämtliche Akten als einen verbundenen 
Datenbestand systematisch für komplexe Suchanfragen im Volltext zu nutzen. 
Ausgeschlossen werden somit sowohl die unspezifische Suche über die Gesamt-
heit aller Akten als auch ein zielgerichteter Abgleich mit ausgewählten Akten. 
Die Sicherheitsakte und die Sicherheitsüberprüfungsakte dürfen also nicht auto-
matisiert nach bestimmten Merkmalen durchsucht werden. Diese Regelung ge-
währleistet auch die Einhaltung des Satzes 3.

Zu Absatz 7

Der neue Absatz 7 enthält spezielle Protokollierungsregelungen für die Sicher-
heitsüberprüfungsakte aufgrund ihres sensiblen Inhalts. Die Abfragepraxis unter-
liegt nach Satz 1 einer Vollprotokollierung. Die Protokolldaten dürfen nur für 
die in Satz 2 genannten Zwecke genutzt werden. Die Aufbewahrungsfrist des 
Satzes 3 soll dazu dienen, dass die Protokolle im Rahmen der nächsten periodisch 
anstehenden Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz noch 
vorliegen. Dieser kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften über den Daten-
schutz mindestens alle zwei Jahre (§ 36 LSÜG in Verbindung mit § 17 Absatz 1 
Satz 1 LVSG). Satz 4 soll sicherstellen, dass im Falle von Maßnahmen gegenüber 
Bediensteten nach Satz 2 die Protokolldaten bis zum Abschluss des jeweiligen 
Verfahrens zur Verfügung stehen, selbst wenn sie nach Satz 3 bereits zu löschen 
gewesen wären. Allerdings ist sicherzustellen, dass die Protokolldaten nur noch in 
dem jeweiligen Verfahren genutzt werden können (Satz 5).
In Bezug auf die von der jeweiligen zuständigen Stelle geführte Sicherheitsakte 
wäre diese Regelung dagegen unangemessen, da eine Vollprotokollierung nach 
Satz 1 eher eine spezifische Anforderung bei Sicherheitsbehörden ist. Daher fehlt 
diese Funktionalität marktüblichen Vorgangsbearbeitungssystemen der allgemei-
nen Verwaltung ohnehin und kann unter Umständen auch nur mit erheblichem 
Aufwand nachimplementiert werden. 

Zu Absatz 8

Der neue Absatz 8 dient zur Klarstellung, dass bei Sicherheitsüberprüfungen, bei 
denen das Landesamt für Verfassungsschutz nach § 3 Absatz 8 Satz 1 sowohl zu-
ständige Stelle als auch mitwirkende Behörde ist, eine Trennung von Sicherheits-
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akten und Sicherheitsüberprüfungsakten nicht erforderlich ist. Die Unterlagen 
über diese Sicherheitsüberprüfungen unterliegen nach § 20 Absatz 3 Satz 2 einer 
gemeinsamen Vernichtungsfrist. Bei der gemeinsamen Aktenführung sind jedoch 
die unterschiedlichen Verwendungs- und Auskunftsregelungen zu den jeweiligen 
Akten zu beachten.

Zu Nummer 19 (§ 20 – Aufbewahrung und Vernichtung der Unterlagen)

Zu Buchstabe a (§ 20 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

In Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass die Frist zur Vernichtung der Unterlagen 
erst zu laufen beginnen kann, wenn bei der zuständigen Stelle bekannt wird, dass 
die betroffene Person nicht mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut 
wurde. Dass die Vernichtung der Unterlagen unterbleibt, wenn die betroffene Per-
son in die weitere Aufbewahrung einwilligt, wird vom neuen Satz 3 erfasst.

Zu Doppelbuchstabe bb

Das mögliche Unterbleiben der Vernichtung der Unterlagen ist zukünftig im  
neuen Satz 3 geregelt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Satz 3 enthält eine Ausnahme von Satz 1 und 2 und normiert die Fälle, in denen 
eine Vernichtung der Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung unterbleibt. 
Nach Nummer 1 ist das, wie bereits bisher, bei Einwilligung der betroffenen Per-
son der Fall. Die betroffene Person wird insbesondere zur längeren Aufbewahrung 
der Sicherheitsakte befragt, wenn sie zum Zeitpunkt der Befragung noch in der 
die Sicherheitsakte führenden Dienststelle tätig ist. Nach Nummer 2 unterbleibt 
die Vernichtung bei einem anhängigen Verwaltungsstreit- oder Gerichtsverfah-
ren, wenn es bei dem Verfahren auch auf den Inhalt dieser Unterlagen ankommt. 
Weiter ist von der Vernichtung nach Nummer 3 abzusehen, wenn die betroffe-
ne Person in absehbarer Zeit mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betraut 
werden soll. So wird die betroffene Person vor einer zeitnahen erneuten Erhebung 
ihrer personenbezogenen Daten und der Durchführung der Maßnahmen nach § 12 
geschützt. Zuletzt unterbleibt nach Nummer 4 die Vernichtung, wenn durch sie 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. Dann ist 
die Verarbeitung dieser Daten nach dem neuen Satz 4 einzuschränken. Nach dem 
neuen Satz 5 dürfen sie nur noch mit Einwilligung der betroffenen Person ge-
speichert, genutzt, verändert, übermittelt und gelöscht werden.

Zu Buchstabe b (§ 20 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um die Beseitigung eines redaktionellen Fehlers.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc. Die 
Gründe für das Unterbleiben einer Vernichtung der Unterlagen über die Sicher-
heitsüberprüfung müssen auch für die Unterlagen bei der mitwirkenden Behörde 
gelten.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 7046

61

Zu Nummer 20  (§ 21 – Speichern, Verändern und Nutzen personenbezogener Da-
ten in Dateien)

Zu Buchstabe a (§ 21 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa.

Zu Buchstabe b (§ 21 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be aa und zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung des § 6 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) durch Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes 
vom 17. November 2015 (BGBl. I, S. 1938), wodurch die bisher in § 6 BVerfSchG 
enthaltene Vorschrift sich nun in § 6 Absatz 2 BVerfSchG befindet.

Zu Nummer 21 (§ 22 – Übermittlung und Zweckbindung)

Zu Buchstabe a (§ 22 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

§ 22 Absatz 1 Satz 1 erhält zur Klarstellung eine neue Nummer 2. Bereits bis-
her bestand das Bedürfnis, sicherheitserhebliche Erkenntnisse aus der Sicher-
heitsüberprüfung auch für andere gesetzlich geregelte Überprüfungsverfahren zur 
Feststellung der Zuverlässigkeit zu nutzen, sofern eine Anfragebefugnis an die 
Verfassungsschutzbehörden der Länder gesetzlich vorgesehen ist oder voraus-
gesetzt wird. Allerdings sind die Übermittlung und die Nutzung auf die für die 
Identifizierung erforderlichen biografischen Daten sowie auf sicherheitserhebliche 
Erkenntnisse beschränkt, die für die Bewertung der Zuverlässigkeit für die vorge-
sehene Verwendung erforderlich sind (siehe hierzu den neuen Satz 2).
Bei den Änderungen der neuen Nummern 3 und 4 handelt es sich um Folgeände-
rungen hierzu. 
Zudem wird die neue Nummer 3 um Zwecke der Verhinderung und sonstigen 
Verhütung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung ergänzt. Waren bisher le-
diglich Zwecke der Verfolgung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung von 
der Nutzung und Übermittlung der im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung ge-
speicherten personenbezogenen Daten erfasst, sollen diese Daten zukünftig erst 
recht bereits für die Verhinderung und sonstige Verhütung solcher Straftaten ge-
nutzt und übermittelt werden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neue Satz 2 begrenzt die Übermittlung und Nutzung nach dem neuen Satz 1 
Nummer 2 auf die personenbezogenen Daten, die für den Zweck der Anfrage er-
forderlich sind.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Doppelbuchstabe aa.
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Zu Doppelbuchstabe dd

Der neue Satz 4 wird geändert, weil die Nutzungs- und Übermittlungsbefugnis 
nicht nur zur Gewährleistung des Verschlusssachenschutzes, sondern auch zu-
gunsten der anderen durch das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz geschützten 
Rechtsgüter, wie etwa lebens- oder verteidigungswichtige Einrichtungen, gelten 
muss. Auch in diesen Fällen muss die Möglichkeit bestehen, beim Vorliegen ei-
nes Sicherheitsrisikos disziplinarrechtliche, dienst- oder arbeitsrechtliche Maß-
nahmen zu ergreifen (etwa die Entfernung einer betroffenen Person von einer 
sicherheitsempfindlichen Stelle durch Umsetzung). Insoweit ist eine Gleichstel-
lung mit dem Geheimschutz geboten, da sonst die zum Schutz der Rechtsgüter er-
forderlichen Maßnahmen nicht ergriffen werden könnten. Als Ausnahme zu Satz 1 
ist die Regelung jedoch eng auszulegen. Wird ein Sicherheitsrisiko festgestellt, 
genügt es grundsätzlich, dass die Personalverwaltung nach Satz 4 über das Er-
gebnis der Sicherheitsüberprüfung unterrichtet wird. Eine Übermittlung weiter-
gehender Erkenntnisse kommt nur ausnahmsweise in Betracht. Hierfür müssen 
aus Sicht der zuständigen Stelle Anhaltspunkte für einen schuldhaften Verstoß 
von besonderem Gewicht gegen dienst- oder arbeitsrechtliche Pflichten vorliegen. 
Sonst würde sich ein Wertungswiderspruch zu Satz 1 Nummer 3 ergeben, wonach 
eine Nutzung von Erkenntnissen nur zur Verfolgung von Straftaten von erheb-
licher Bedeutung erlaubt ist. Es sind auch nicht alle vorliegenden Erkenntnisse zu 
übermitteln, sondern nur solche, die die Personalverwaltung zur disziplinarrecht-
lichen Verfolgung oder für die zu ergreifenden dienst- oder arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen benötigt.

Zu Buchstabe b (§ 22 Absatz 5 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa.

Zu Nummer 22  (§ 23 – Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten)

Zu Buchstabe a (§ 23 Absatz 1)

§ 23 Absatz 1 regelt die Berichtigung personenbezogener Daten. Zur Klarstellung 
wird der bisherige Satz 2 durch die neuen Sätze 2 und 3 ersetzt. Sind personenbe-
zogene Daten unrichtig, sind sie nach Satz 1 zu berichtigen, da sie nicht der recht-
mäßigen Aufgabenerfüllung dienen. Der neue Satz 2 verdeutlicht, dass unrichtige 
personenbezogene Daten, die sich in Akten befinden, durch einen Vermerk zu 
berichtigen sind, da die Daten nicht wie in Dateien verändert werden können. 
Der neue Satz 3 regelt den bisher ebenfalls in Satz 2 enthaltenen Fall, dass die be-
troffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestreitet. Befinden 
sich diese Daten in Akten, ist das Bestreiten dort zu vermerken. Bei der Speiche-
rung der Daten in einer Datei ist dies auf sonstige Weise festzuhalten. 
Bei der Änderung in Satz 4 handelt es sich um eine Folgeänderung zu den Ände-
rungen in den Sätzen 2 und 3. 

Zu Buchstabe b (§ 23 Absatz 2 Satz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

§ 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird sprachlich an § 20 Absatz 2 
Satz 1 angepasst (Folgeänderung zu Nummer 19 Buchstabe a Doppelbuchstabe 
aa). Dass die Löschung der personenbezogenen Daten unterbleibt, wenn die be-
troffene Person in die weitere Speicherung einwilligt, wird zukünftig von Ab-
satz 3 erfasst. Absatz 3 erfasst zukünftig auch das mögliche Unterbleiben der 
Löschung der personenbezogenen Daten in den Fällen des § 23 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Die Änderungen in § 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 vervollständigen die bisher 
dort enthaltene Regelung. § 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b 
wird sprachlich an § 20 Absatz 2 Satz 1 angepasst (Folgeänderung zu Nummer 19 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa).
Nimmt die betroffene Person keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit auf und sind 
keine sicherheitserheblichen Erkenntnisse angefallen (neuer Buchstabe a), ist es 
bei allen Arten der Sicherheitsüberprüfung in der Regel nicht erforderlich, dass 
die personenbezogenen Daten von der mitwirkenden Behörde länger als ein Jahr 
nach Bekanntwerden gespeichert und die Sicherheitsüberprüfungsakte nach § 20 
Absatz 3 länger aufbewahrt wird. Im Verhältnis zur bisherigen Regelung wird die 
Speicherfrist der mitwirkenden Behörde in den Fällen, dass die betroffene Person 
keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit aufgenommen hat und keine sicherheits-
erheblichen Erkenntnisse angefallen sind, somit erheblich verkürzt (vergleiche 
§ 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b LSÜG a. F.). Löscht die zuständige 
Stelle die personenbezogenen Daten nach Ablauf eines Jahres (Nummer 1 Buch-
stabe a) und vernichtet sie die Sicherheitsakte (§ 20 Absatz 2 Satz 1), kommt 
eine Betrauung der betroffenen Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätig-
keit nur nach Einleitung und Durchführung einer neuen Sicherheitsüberprüfung in 
Betracht. Daher hat auch die mitwirkende Behörde die personenbezogenen Daten 
in der Regel ein Jahr, nachdem ihr bekannt wird, dass die betroffene Person keine 
sicherheitsempfindliche Tätigkeit aufgenommen hat, zu löschen und die Sicher-
heitsüberprüfungsakte zu vernichten (§ 20 Absatz 3).
Hat die betroffene Person keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit aufgenommen, ist 
eine Speicherungs- und Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren (neuer Buchstabe b) er-
forderlich, wenn im Rahmen der Sicherheitsüberprüfung sicherheitserhebliche Er-
kenntnisse angefallen sind. Sie werden gespeichert und aufbewahrt, damit bei 
einer erneuten Einleitung einer Sicherheitsüberprüfung die bereits angefallenen 
sicherheitserheblichen Erkenntnisse zur Verfügung stehen. Sonst wäre eine er-
neute umfangreiche Erhebung der Daten erforderlich, die die betroffene Person 
belasten würde.
Die Regelung in Buchstabe c entspricht der bisherigen Regelung in Buchstabe a, 
zweiter Spiegelstrich. Da die bisher in Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c enthaltene 
Sonderregelung entfällt, umfasst die Regelung nun auch die Daten nach § 21 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3.
Die Regelung in Buchstabe d war bisher in Buchstabe b enthalten. Die sprachlichen 
Änderungen dienen der Klarstellung dieser Regelung. Da die bisher in Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe c enthaltene Sonderregelung entfällt, umfasst die Regelung nun 
auch die Daten nach § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3.
Durch den Verweis des § 20 Absatz 3 Satz 1 auf die Fristen des § 23 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 2 entsprechen die Fristen für die Vernichtung der Unterlagen über die 
Sicherheitsüberprüfung durch die mitwirkende Behörde weiterhin den Fristen für 
die Löschung der in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten durch die 
mitwirkende Behörde.

Zu Buchstabe c (§ 23 Absatz 3)

Absatz 3 enthält eine Ausnahme von Absatz 2 Satz 1 und normiert parallel zu § 20 
Absatz 2 Satz 3 die Fälle, in denen eine Löschung der in Dateien gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten unterbleibt. Nach Satz 1 Nummer 1 ist das, wie bereits bis-
her, bei Einwilligung der betroffenen Person der Fall. Die betroffene Person wird 
insbesondere zur längeren Speicherung ihrer personenbezogenen Daten befragt, 
wenn sie zum Zeitpunkt der Befragung noch in der die personenbezogenen Daten 
speichernden Dienststelle tätig ist. Nach Nummer 2 unterbleibt die Löschung bei 
einem anhängigen Verwaltungsstreit- oder Gerichtsverfahren, wenn es bei dem 
Verfahren auch auf die gespeicherten personenbezogenen Daten ankommt. Wei-
ter ist von der Löschung nach Nummer 3, wie bereits bisher, abzusehen, wenn die 
betroffene Person in absehbarer Zeit mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit 
betraut werden soll. So wird die betroffene Person vor einer zeitnahen erneuten 
Erhebung ihrer personenbezogenen Daten und der Durchführung der Maßnahmen 
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nach § 12 geschützt. Zuletzt unterbleibt nach Nummer 4, wie bereits bisher, die 
Löschung, wenn durch sie schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beein-
trächtigt würden. Dann sind die Daten nach Satz 2 zu sperren.

Zu Nummer 23 (Fünfter Abschnitt)

Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz enthält künftig nicht nur Regelungen 
zum personellen Geheim- und Sabotageschutz, sondern auch zum materiellen Ge-
heimschutz. An diese Änderungen ist auch die Überschrift des Fünften Abschnitts 
anzupassen.

Zu Nummer 24 (§ 25 – Anwendungsbereich)

Zu Buchstabe a (§ 25 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Änderung, die aufgrund der Änderung in Buchstabe c er-
forderlich ist. 

Zu Buchstabe b (§ 25 Absatz 1 Satz 1)

Der fünfte Abschnitt des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes enthält Sonder-
regelungen für nicht-öffentliche Stellen. Die Regelung des Anwendungsbereichs 
in § 25 Absatz 1 Satz 1 verweist zukünftig nicht mehr auf § 1 Absatz 2 Nummer 3. 
Grund dafür ist, dass für Sicherheitsüberprüfungen grundsätzlich die Stelle zu-
ständig ist, die auch für den materiellen Geheimschutz zuständig ist. Damit ist 
bei Personen, die bei einer nicht-öffentlichen Stelle beschäftigt sind und zu einer 
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit ermächtigt werden sollen, grundsätzlich die 
öffentliche Stelle zuständig, in der die Verschlusssache zur Kenntnis genommen 
wird. Nur wenn der nicht-öffentlichen Stelle Verschlusssachen ab dem Geheim-
haltungsgrad VS-VERTRAULICH übergeben werden, ist eine Geheimschutzbe-
treuung dieser nicht-öffentlichen Stelle erforderlich. Sofern der nicht-öffentlichen 
Stelle jedoch keine Verschlusssachen zur Kenntnis gegeben werden, sondern nur 
betroffene Personen der nicht-öffentlichen Stelle in eine öffentliche Stelle ent-
sandt werden, sind technische oder organisatorische Geheimschutzmaßnahmen 
bei der nicht-öffentlichen Stelle grundsätzlich nicht erforderlich. Dann muss auch 
die jeweilige öffentliche Stelle die betroffene Person selbst überprüfen. Dies ist 
bei einem Sicherheitsbereich im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 3 der Fall, denn 
die betroffene Person ist in der öffentlichen Stelle tätig. Deshalb kann künftig die 
Bezugnahme auf § 1 Absatz 2 Nummer 3 entfallen.
Es entfällt auch die Einschränkung, dass die Weitergabe von Verschlusssachen 
durch eine öffentliche Stelle des Landes an die nicht-öffentliche Stelle die Er-
mächtigung erforderlich machen muss. Die dadurch beabsichtigte Abgrenzung 
des Anwendungsbereichs gegenüber den entsprechenden Regelungen im Sicher-
heitsüberprüfungsgesetz des Bundes sowie den Sicherheitsüberprüfungsgesetzen 
der anderen Bundesländer (Landtags-Drucksache 11/6870, Seite 55) ergibt sich 
bereits aus der Geltung des Gesetzes für öffentliche Stellen des Landes.
Die bisherige Nummer 2 des Satzes 1 entfällt ebenfalls, denn nur der Bund kann 
Personen nicht-öffentlicher Stellen mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit 
nach § 1 Absatz 3 (Bereich des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes) in 
einer nicht-öffentlichen Stelle betrauen. Er hat den nicht-öffentlichen Bereich im 
Sabotageschutz mit der Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung abschlie-
ßend geregelt und dadurch seine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für 
diesen Bereich (aus der Natur der Sache – Schutz der Bundeseinrichtung von 
innen – sowie aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 – Recht der Wirtschaft – und 
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes) voll ausgeschöpft. Einrichtungen im Sin-
ne des § 1 Absatz 3 und 4 können daher nur öffentliche Einrichtungen sein. Für sie 
gilt § 3 Absatz 1 Nummer 1. 
Zukünftig erfasst der neue Absatz 2 den Fall, dass betroffene Personen nicht-öf-
fentlicher Stellen mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit nach § 1 Absatz 2 
Nummer 3 oder Absatz 3 in einer öffentlichen Stelle betraut werden (siehe hierzu 
Buchstabe b).
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Zu Buchstabe c (§ 25 Absatz 2)

Der neue Absatz 2 stellt klar, dass die §§ 26 ff. auch Sonderregelungen für die 
Konstellation enthalten, dass betroffene Personen nicht-öffentlicher Stellen mit 
einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 3 
(Sicherheitsbereich) oder Absatz 3 (Bereich des vorbeugenden personellen Sabo-
tageschutzes) in einer öffentlichen Stellen betraut werden. 

Zu Nummer 25 (§ 26 – Zuständigkeit)

Zu Buchstabe a (§ 26 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Regelung des § 26 Absatz 1 Satz 1 verweist, ebenso wie § 25 Absatz 1 
Satz 1 (siehe Nummer 24 Buchstabe a), zukünftig nicht mehr auf § 1 Absatz 2 
Nummer 3. Im Fall des § 1 Absatz 2 Nummer 3 ist eine betroffene Person einer 
nicht-öffentlichen Stelle im Sicherheitsbereich einer öffentlichen Stelle tätig. Der 
nicht-öffentlichen Stelle werden in diesem Fall keine Verschlusssachen überge-
ben und die jeweilige öffentliche Stelle muss die betroffene Person selbst über-
prüfen. Daher gilt für die Zuständigkeit in diesen Fällen § 3 Absatz 1 Nummer 1.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der neue Satz 2 räumt der zuständigen obersten Landesbehörde die Möglichkeit 
ein, die Befugnis für die Sicherheitsüberprüfung einer ihr nachgeordneten Be-
hörde zu übertragen. Hintergrund ist, dass die nachgeordnete Behörde in vielen 
Fällen eine größere Sachnähe besitzt.

Zu Buchstabe b (§ 26 Absatz 2)

Der bisherige Absatz 2 entfällt ebenso wie der bisherige § 25 Satz 1 Nummer 2, da le-
diglich der Bund Personen nicht-öffentlicher Stellen mit einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit im Bereich des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes (§ 1 
Absatz 3) in einer nicht-öffentlichen Stelle betraut. Er hat den nicht-öffentlichen 
Bereich mit der Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung abschließend ge-
regelt. Einrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 3 und 4 können daher nur öffent-
liche Einrichtungen sein. Für sie gilt § 3 Absatz 1 Nummer 1.
Mit dem neuen § 26 Absatz 2 wird eine Regelung für den nicht-öffentlichen Be-
reich geschaffen, die der Regelung für den öffentlichen Bereich in § 3 a entspricht. 
Der Anwendungsbereich der Nummer 2 ist eröffnet, wenn eine Person einer 
nicht-öffentlichen Stelle mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit im Sinne 
des § 1 Absatz 3 in einer öffentlichen Einrichtung betraut wird. § 26 Absatz 2 findet 
sowohl Anwendung auf Sicherheitsüberprüfungen nach § 25 Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 2 als auch auf Sicherheitsüberprüfungen 
nach § 25 Absatz 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 2 Nummer 3 oder Absatz 3.

Zu Buchstabe c (§ 26 Absatz 3)

Bei der Änderung in Absatz 3 Satz 1 handelt es sich um eine Folgeänderung zu 
Nummer 4 Buchstabe f (§ 3 Absatz 9). Bei der Änderung in Satz 2 handelt es sich 
um eine Folgeänderung zu Satz 1.

Zu Nummer 26 (§ 27 – Sicherheitserklärung)

Zu Buchstabe a (§ 27 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Ergänzung des Satzes 1 erfolgt zur Vereinheitlichung des Gesetzes.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Nach dem neuen Satz 2 darf die Sicherheitserklärung auch einer nicht-öffent-
lichen Stelle zugeleitet werden, die zwar nicht Arbeitgeber der betroffenen Person 
ist, für die die betroffene Person aber tätig werden soll. Dies kann der Fall sein, 
wenn eine nicht-öffentliche Stelle Mitarbeiter einer anderen nicht-öffentlichen, 
nicht geheimschutzbetreuten Stelle im Rahmen eines Verschlusssachenauftrages 
einsetzen will. Für die Zuleitung ist die Zustimmung der zuständigen Stelle er-
forderlich.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Buchstabe b (§ 27 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um die Korrektur eines redaktionellen Fehlers und um eine Folge-
änderung zu Nummer 25 Buchstabe c.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Buchstabe c (§ 27 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc. Zudem wird der Wortlaut an den des § 13 Absatz 7 Satz 1 angepasst.

Zu Nummer 27  (§ 28 – Abschluss der Sicherheitsüberprüfung, Weitergabe sicher-
heitserheblicher Erkenntnisse)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird an die neue Rechtschreibung angepasst.

Zu Buchstabe b (§ 28)

Mit der Änderung wird ein redaktioneller Fehler beseitigt.

Zu Buchstaben c und d (§ 28 Satz 1 und 2)

In § 28 Satz 1 und 2 wird künftig der Oberbegriff des Betrauens verwendet, denn 
unter die Regelung fällt auch der vorbeugende personelle Sabotageschutz, bei 
dem – im Gegensatz zum personellen Geheimschutz – die zuständige Stelle die 
betroffene Person nicht zum Zugang zu Verschlusssachen ermächtigt.

Zu Buchstabe e (§ 28 Satz 3)

Durch die Änderung in Satz 3 können der nicht-öffentlichen Stelle zum Schutz 
aller vom Landessicherheitsüberprüfungsgesetz geschützten Rechtsgüter sicher-
heitserhebliche Erkenntnisse übermittelt werden. Der Sicherheitsbevollmächtig-
te der nicht-öffentlichen Stelle kann durch seine Sachnähe zusätzlich auftreten-
de Erkenntnisse bewerten. Eine Übermittlung ist jedoch nur zulässig, wenn die 
nicht-öffentliche Stelle die Entwicklung im Hinblick auf die sicherheitserhebliche 
Erkenntnis weiter beobachten soll, weil die zuständige Stelle hierzu aus tatsäch-
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lichen Gründen nicht oder nicht ebenso effektiv in der Lage ist. Die Erkenntnis 
ist möglichst abstrakt darzustellen. Eine routinemäßige Übermittlung von sicher-
heitserheblichen Erkenntnissen oder eine Übermittlung von umfassenden Einzel-
erkenntnissen ist dagegen nicht zulässig. 

Zu Buchstabe f (§ 28 Satz 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe cc.

Zu Nummer 28   (§ 29 – Aktualisierung der Sicherheitsüberprüfung und Wieder-
holungsüberprüfung)

§ 29 enthält zukünftig nur noch die von § 18 abweichenden Sonderregelungen. 
Zukünftig wird die Sicherheitserklärung fünf Jahre nach der Erstüberprüfung 
oder der letzten Wiederholungsüberprüfung aktualisiert. Die betroffene Person 
hat grundsätzlich alle nach § 13 angegebenen Daten auf eine Veränderung hin zu 
überprüfen. Nach Satz 1 prüft die nicht-öffentliche Stelle die aktualisierten An-
gaben auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie kann dazu die Personalakte 
einsehen. Die zuständige Stelle beauftragt die mitwirkende Behörde, diejenigen 
Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 erneut durchzuführen, die aufgrund der aktuali-
sierten Daten erforderlich sind. Die Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 können sich 
sowohl auf die betroffene als auch auf die mitbetroffene Person beziehen. 
Der neue Satz 2 stellt klar, dass zehn Jahre nach der Erstüberprüfung oder der letz-
ten Wiederholungsüberprüfung eine Wiederholungsüberprüfung einzuleiten ist.

Zu Nummer 29  (§ 30 – Übermittlung von Informationen über persönliche und 
arbeitsrechtliche Verhältnisse)

Nach § 19 Absatz 5 ist die zuständige Stelle verpflichtet, in § 19 Absatz 4 genann-
te Daten unverzüglich der mitwirkenden Behörde zu übermitteln. Diese Pflicht 
kann die zuständige Stelle für den nicht-öffentlichen Bereich jedoch nur erfüllen, 
wenn ihr die nicht-öffentliche Stelle entsprechende Veränderungen mitteilt. Daher 
orientiert sich § 30 Absatz 1 an § 19 Absatz 4, der regelt, welche Informationen 
die mitwirkende Behörde in die Sicherheitsüberprüfungsakte über die betroffene 
Person aufzunehmen hat. § 30 Absatz 1 war daher entsprechend § 19 Absatz 4 
Satz 1 zu ändern. 
Die neue Nummer 4 schafft für die zuständige Stelle die Möglichkeit, bei der 
nicht-öffentlichen Stelle weitere Informationen zur Aufklärung sicherheitserheb-
licher Erkenntnisse im Sicherheitsüberprüfungsverfahren anzufragen. Sie ergänzt 
§ 28 Satz 5, nach dem die nicht-öffentliche Stelle die zuständige Stelle unverzüg-
lich zu unterrichten hat, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse über die betroffe-
ne oder die mitbetroffene Person bekannt werden. Durch die neue Nummer 4 kön-
nen vor allem Fragen vor der Weiterleitung an die mitwirkende Behörde geklärt 
werden, die bei der Prüfung der Sicherheitserklärung auftreten. Zudem kann die 
nicht-öffentliche Stelle der zuständigen Stelle nach Nummer 4 auch Informatio-
nen weiterleiten, wenn die zuständige Stelle eine Ermächtigung zum Umgang mit 
Verschlusssachen teilweise mit Auflagen an die betroffene Person erteilt hat. Die 
betroffene Person kann in einem solchen Fall dazu verpflichtet werden, der zu-
ständigen Stelle über einen festgelegten Zeitraum weitere Informationen (wie Fi-
nanzunterlagen, Insolvenzberichte, Laborbefunde zum Ausschluss einer Alkohol- 
oder Drogenabhängigkeit) mitzuteilen. Die nicht-öffentliche Stelle muss dann die 
Informationen, die sie von der betroffenen Person erhält, der zuständigen Stel-
le weiterleiten. Die zuständige Stelle kann nur so bei sicherheitserheblichen Er-
kenntnissen unverzüglich entscheiden, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, das einer 
weiteren Verwendung in einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit entgegensteht. 
Nach dem neuen § 30 Absatz 2 tritt die nicht-öffentliche Stelle zum Teil an die 
Stelle der zuständigen Stelle. Eine unmittelbare Unterrichtung der zuständigen 
Stelle durch die betroffene Person (§ 2 Absatz 2 Satz 6 und 7) oder die personal-
verwaltende Stelle (§ 16) ist nicht zielführend. Zudem würde sie dem Sinn und 
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Zweck der Funktion der Sicherheitsbevollmächtigten und Sabotageschutzbeauf-
tragten (siehe hierzu § 26 Absatz 2) im nicht-öffentlichen Bereich entgegenstehen.

Zu Nummer 30 (§ 33 – Reisebeschränkungen und Anzeigepflicht)

Zu Buchstabe a (Überschrift)

Die Überschrift wird ergänzt, um zu verdeutlichten, dass Absatz 3 eine Regelung 
zur Pflicht der Anzeige von Anbahnungs- und Werbungsversuchen ausländischer 
Nachrichtendienste nach Abschluss der Reise enthält.

Zu Buchstabe b (§ 33 Absatz 1 Satz 1)

Künftig sind Dienst- und Privatreisen in oder durch die Staaten, in denen beson-
dere Sicherheitsrisiken für die mit sicherheitsempfindlicher Tätigkeit befassten 
Personen zu besorgen sind, auch durch Personen anzuzeigen, für die eine ein-
fache Sicherheitsüberprüfung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 durchgeführt 
wurde. Grund dafür ist, dass alle Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tä-
tigkeit ausüben, als Geheimnisträger in besonderem Maße Ziel fremder Nachrich-
tendienste sind, wenn auch die nachrichtendienstliche Gefährdung nicht für alle 
Geheimnisträger gleich groß ist. Unerheblich sind der konkrete Kenntnisstand 
der betroffenen Person und deren konkrete Zugangsmöglichkeiten zu Verschluss-
sachen. Zweck der Anzeigepflicht sind die Prüfung, ob die Reise nach Absatz 2 
untersagt werden muss, und die Unterrichtung über die nachrichtendienstliche 
Gefährdung in dem Reiseland, um die betroffene Person zu sensibilisieren. Von 
der Anzeigepflicht ausgenommen bleiben weiterhin Personen, die nach § 8 Ab-
satz 1 Nummer 3 sicherheitsüberprüft wurden, denn der vorbeugende personelle 
Sabotageschutz verfolgt – im Unterschied zum personellen Geheimschutz – das 
Ziel, potenzielle Saboteure (Innentäter) von sicherheitsempfindlichen Stellen 
fern zuhalten.

Zu Buchstabe c (§ 33 Absatz 2)

Zukünftig wird der Begriff der ausländischen Nachrichtendienste verwendet, um 
§ 33 sprachlich an § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 14 und Absatz 4 Nummer 5 an-
zugleichen.

Zu Buchstabe d (§ 33 Absatz 3)

Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausüben, haben Anhalts-
punkte, die auf einen Anbahnungs- und Werbungsversuch ausländischer Nach-
richtendienste hindeuten können, nach Abschluss der Reise der zuständigen Stel-
le unverzüglich anzuzeigen. Das gilt zukünftig auch für Reisen in oder durch 
Staaten, in denen nach Feststellung des Innenministeriums keine besonderen Si-
cherheitsrisiken für die mit sicherheitsempfindlicher Tätigkeit befassten Personen 
zu besorgen sind, also auch für Reisen, die nicht vorher angezeigt werden müs-
sen. Sonst würde diese Anzeige möglicherweise erst bei der Aktualisierung der  
Sicherheitserklärung nach fünf Jahren erfolgen, obwohl solche Kontakte bald-
möglichst geklärt werden sollten. Eine Anzeige ist bereits bei einem nur vagen 
Verdacht erforderlich. Die mitwirkende Stelle kann dann klären, ob es sich tat-
sächlich um einen Anbahnungs- und Werbungsversuch handelte. 
Der Begriff der ausländischen Nachrichtendienste wird verwendet, um § 33 
sprachlich an § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 14 und Absatz 4 Nummer 5 anzu-
gleichen. Er erfasst alle Nachrichtendienste außerhalb Deutschlands, auch die von 
Partner-Staaten.

Zu Nummer 31  (§ 34 – Sicherheitsüberprüfung auf Antrag ausländischer Dienst-
stellen)

Die Ergänzung um überstaatliche Einrichtungen stellt klar, dass die Mitwirkung 
der mitwirkenden Behörde bei einer Sicherheitsüberprüfung einer ausländischen 
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Dienststelle auch anderweitige Regelungen in Rechtsvorschriften der Europä-
ischen Union als überstaatliche Einrichtung unberührt lässt.

Zu Nummer 32 (§ 38 – Übergangsregelung)

Eine Übergangsregelung ist erforderlich, da zukünftig bei allen Arten der Sicher-
heitsüberprüfung nach dem neuen § 18 Absatz 2 Satz 1 (Nummer 17 Buchstabe c 
Doppelbuchstabe aa) eine Wiederholungsüberprüfung durchzuführen ist. Bisher 
war dies dagegen nur bei erweiterten Sicherheitsüberprüfungen mit Sicherheits-
ermittlungen (§ 10) vorgeschrieben. Für alle betroffenen Personen, die nach den 
§§ 8 oder 9 überprüft wurden und bereits 10 Jahre oder länger eine sicherheits-
empfindliche Tätigkeit ausüben, wäre nach dem neuen § 18 Absatz 2 Satz 1 nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Wiederholungsüberprüfung einzuleiten, auch 
wenn die Sicherheitserklärung nach § 18 Absatz 1 erst vor kurzer Zeit aktualisiert 
wurde. Diese große Zahl an Wiederholungsüberprüfungen würde die Arbeitska-
pazität der mitwirkenden Behörde, der zuständigen Stellen und der nicht-öffent-
lichen Stellen deutlich übersteigen. Deshalb ist nach dem neuen § 38 in diesen 
Fällen bis zur nächsten anstehenden Aktualisierung zu warten und dann eine Wie-
derholungsüberprüfung einzuleiten.

Zu Nummer 33

Die Änderungen dienen der Korrektur der Rechtschreibung.

Zu Nummer 34

Die Änderungen dienen der Korrektur der Rechtschreibung.

Zu Nummer 35 (Inhaltsverzeichnis)

Aufgrund der Gesetzesänderung ist das Inhaltsverzeichnis anzupassen.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landesverfassungsschutzgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 7 Absatz 2)

Nach dem neuen Absatz 2, der § 10 Absatz 2 BVerfSchG weitgehend entspricht, 
dürfen Informationen, die nach Absatz 1 in Akten oder Dateien gespeicherte An-
gaben belegen, auch dann gespeichert werden, wenn darin personenbezogene 
Daten Dritter enthalten sind (Satz 1). Im Interesse der Rechtssicherheit erfolgt 
eine ausdrückliche Regelung. Die Regelung dient insbesondere dem praktikab-
len Umgang mit Ursprungsdokumenten, die einer Speicherung zugrunde liegen. 
Diese Belegdokumente sollen die Voraussetzungen einer Speicherung unmittelbar 
dokumentieren und verfügbar machen. Sie können jedoch auch Daten zu Perso-
nen enthalten, die nach Absatz 1 grundsätzlich nicht gespeichert werden dürfen, 
etwa weitere Daten in Presseartikeln. Die Regelung betrifft auch beispielsweise 
Bild- und Tonträger. Daten Dritter sind dabei Daten zu Personen, die nicht Absatz 1 
unterfallen. 
Das Landesamt für Verfassungsschutz kann daher beispielsweise aus Pressemel-
dungen, Jahrbüchern und sonstigen öffentlich zugänglichen Publikationen gewon-
nenes Hintergrundmaterial zu fremden Nachrichtendiensten und den entsprechen-
den ausländischen Staaten in Akten und Dateien speichern, da diese regelmäßig 
auch personenbezogene Daten enthalten, etwa zu maßgeblichen Personen des dor-
tigen öffentlichen Lebens. Auch extremistische Publikationen, die sich beispiels-
weise mit den Auffassungen von namentlich benannten Politikern, Wissenschaft-
lern, Künstlern oder sonstigen Personen des öffentlichen Lebens agitatorisch aus-
einandersetzen, fallen unter die Regelung. 
Nach Satz 2 ist eine Abfrage der Daten Dritter mittels automatisierter Verarbei-
tung jedoch unzulässig. Dies gewährleistet den Schutz der Persönlichkeitsrechte 
der Dritten. Sind also Daten über Personen mitgespeichert worden, deren Kennt-
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nis nur zum Verständnis des Kontexts eines Sachverhalts erforderlich sind, bleibt 
eine Abfrage dieser Personen mittels automatisierter Verarbeitung unzulässig. Da 
eine Auswertung von Informationen zu diesen Personen grundsätzlich nicht zu 
den Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz zählt, bleibt die Erfüllung 
dieser Aufgaben hiervon unbeeinträchtigt.
Eine spezielle Prüfungs- und Löschungsregelung für die Belegdokumente ist 
nicht erforderlich, da sich Absatz 2 auf Belegdokumente zu einer Speicherung 
nach Absatz 1 bezieht. Ist die belegte Speicherung nach Absatz 1 weiterhin erfor-
derlich, dann ist auch die Belegspeicherung nach Absatz 2 zulässig. Ist diese nach 
den §§ 14 und 8 nicht mehr erforderlich, erfolgt mit der Löschung der personen-
bezogenen Daten auch die Löschung des Belegdokuments.

Zu Nummer 2 (§ 7 Absatz 3 bis 6)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 1.

Zu Nummer 3 (§ 7 Absatz 3 Satz 1)

Die Regelung zur Speicherung von Daten in automatisierten Dateien im Zuge 
von Sicherheitsüberprüfungen wird aufgehoben. Sie stammt noch aus dem Jahr 
1991, in dem das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz noch nicht in Kraft war 
und die Materie der Sicherheitsüberprüfung ausschließlich in Verwaltungsvor-
schriften geregelt war. Aufgrund der Regelung des § 21 LSÜG zur Speicherung, 
Veränderung und Nutzung personenbezogener Daten durch die zuständige Stelle 
und die mitwirkende Behörde in Dateien ist die Regelung im Landesverfassungs-
schutzgesetz obsolet.

Zu Nummer 4 (§ 7 Absatz 4)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2.

Zu Nummer 5 (§ 7 Absatz 7)

§ 7 LVSG wird um einen neuen Absatz 7 ergänzt, der sich an der Regelung des 
Bundes in § 13 Absatz 4 BVerfSchG orientiert. Er enthält Regelungen für die 
elektronische Aktenführung. Satz 1 beinhaltet eine Ermächtigung für das Landes-
amt für Verfassungsschutz, die Akten in elektronischer Form zu führen, keine 
Verpflichtung. Die Regelung gilt auch für Auszüge aus Akten, weil auch der Ak-
tenauszug weiter als Aktenstück einheitlich zu behandeln ist. 
Es handelt sich um eine bereichsspezifische Spezialregelung zur elektronischen 
Aktenführung. Sie geht § 6 EGovG BW insoweit vor. Das stellt auch die Kol-
lisionsregelung in § 1 Absatz 5 EGovG BW klar. Die Spezialregelung ist auch 
erforderlich, um es dem Landesamt für Verfassungsschutz zu ermöglichen, Ver-
schlusssachen ab dem Geheimhaltungsgrad VS-VERTRAULICH elektronisch zu 
führen. Denn Behörden, die mit der E-Akte BW ausgestattet werden, sind nach 
einem Beschluss des IT-Rats Baden-Württemberg vom 6. November 2017 von 
der Pflicht zur elektronischen Aktenführung nach § 6 Absatz 1 Satz 2 EGovG BW 
insoweit befreit, als Verschlusssachen mit dem Geheimhaltungsgrad VS-VER-
TRAULICH und höher betroffen sind.
Nach Satz 2 ist eine in elektronischer Form geführte Akte – auch im Hinblick auf 
die Grundsätze der Aktenführung, wie etwa die Aktenvollständigkeit – wie eine 
Papierakte zu behandeln und nicht wie eine Datei. Dagegen sind die Regelungen 
des Landesverfassungsschutzgesetzes zu Dateien bereits nach ihrem Zweck nicht 
auf Akten anwendbar, unabhängig davon, ob sie in Papier oder elektronisch ge-
führt werden. Die Regelung stellt die elektronische Akte der Papierakte in Bezug 
auf die Speicherung, Veränderung, Nutzung (Absatz 1, 2, 5 und 6, § 5 Absatz 1 Satz 1, 
§ 8 Absatz 1 Satz 1), Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Vernich-
tung (§ 8 Absatz 2, § 14 Absatz 1 und 4) personenbezogener Daten gleich. Auch 
eine Abfrage personenbezogener Daten mittels automatisierter Verarbeitung ist 
folglich grundsätzlich unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 zulässig. Da 
diese Regelung sowohl für Akten als auch für Dateien gilt, ist gewährleistet, dass 
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die Regelungen für Dateien nicht durch die Nutzung elektronischer Akten um-
gangen werden. Für Daten Dritter in Dokumenten, die nach Absatz 1 gespeicherte 
Angaben belegen, gilt zudem die Einschränkung in Absatz 2 Satz 2. 
Die Befugnis zur Speicherung personenbezogener Daten kann bei elektronischer 
Aktenführung aufgrund des Grundsatzes der Aktenvollständigkeit nicht auf be-
stimmte Personengruppen beschränkt sein. Dass dies zulässig ist, ergibt sich 
aus Absatz 2 Satz 1. Danach darf das Landesamt für Verfassungsschutz in der 
elektronischen Akte im Volltext beispielsweise aus öffentlich zugänglichen Pu-
blikationen gewonnenes Hintergrundmaterial oder extremistische Publikationen 
speichern, die sich mit den Auffassungen von Personen des öffentlichen Lebens 
agitatorisch auseinandersetzen. Der Schutz der Persönlichkeitsrechte Dritter wird 
dabei durch Absatz 2 Satz 2 wirksam und umfassend gewährleistet. Sind also – 
etwa durch das Einscannen von Papierdokumenten – Daten über Personen mitge-
speichert worden, deren Kenntnis nur zum Verständnis des Kontexts eines Sach-
verhalts erforderlich ist, bleibt eine Abfrage dieser Personen mittels automatisier-
ter Verarbeitung unzulässig.
Eine Ausnahme von der Abfrage personenbezogener Daten mittels automatisier-
ter Verarbeitung gilt nach Satz 3 für Daten Minderjähriger, die das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben (§ 8 Absatz 1 Satz 1). Zum Schutz dieser Minder-
jährigen ist eine Abfrage mittels automatisierter Verarbeitung unzulässig. Eine 
elektronische Akte zu einem Minderjährigen, der das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, darf lediglich gezielt aufgerufen werden.
Nach Satz 4 ist ein automatisierter Abgleich mit anderen Dateien insgesamt aus-
geschlossen. Damit ist es nicht zulässig, sämtliche Akten als einen verbundenen 
Datenbestand systematisch für komplexe Suchanfragen im Volltext zu nutzen. 
Ausgeschlossen werden somit sowohl die unspezifische Suche über die Gesamt-
heit aller Akten als auch ein zielgerichteter Abgleich mit ausgewählten Akten. 
Die Akten dürfen also nicht automatisiert nach bestimmten Merkmalen durch-
sucht werden.
Die Sätze 5 bis 7 enthalten spezielle Protokollierungsregelungen, um die Kontrol-
le der Einhaltung der Nutzungsbeschränkungen verfahrensmäßig zu sichern. Die 
Abfragepraxis unterliegt nach Satz 5 einer Vollprotokollierung. Die Protokoll-
daten dürfen nur für die in Satz 6 genannten Zwecke genutzt werden. Die Auf-
bewahrungsfrist des Satzes 7 soll dazu dienen, dass die Protokolle im Rahmen der 
nächsten periodisch anstehenden Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz noch vorliegen. Dieser kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften 
über den Datenschutz mindestens alle zwei Jahre (§ 17 Absatz 1 Satz 1). Satz 8 
soll sicherstellen, dass im Falle von Maßnahmen gegenüber Bediensteten nach 
Satz 6 die Protokolldaten bis zum Abschluss des jeweiligen Verfahrens zur Ver-
fügung stehen, selbst wenn sie nach Satz 3 bereits zu löschen gewesen wären. 
Allerdings ist sicherzustellen, dass die Protokolldaten nur noch in dem jeweiligen 
Verfahren genutzt werden können (Satz 9).

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten. Die Änderung in Artikel 1 Nummer 11 
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (Einführung einer Befugnis zur Gewerbe-
zentralregisterabfrage) tritt erst am 31. August 2020 in Kraft. Die Einführung 
der Gewerbezentralregisterabfrage für die mitwirkende Behörde beruht auf der 
Neufassung des § 150 a Absatz 2 Nummer 5 GewO, wonach u. a. den Verfas-
sungsschutzbehörden der Länder eine Befugnis zur Abfrage des Gewerbezen-
tralregisters eingeräumt wird. Diese Regelung tritt gemäß Artikel 6 Absatz 3  
7. BZRGÄndG erst am 31. August 2020 in Kraft. Ein Datenabruf durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz ist nicht möglich, bevor die Regelung des 
§ 150 a Absatz Nummer 5 GewO in Kraft getreten ist, da sich ein Datenaus-
tausch durch die einander korrespondierenden Eingriffe von Abfrage und Über-
mittlung vollzieht, die jeweils ihrer eigenen Rechtsgrundlage bedürfen. Erst 
beide Rechtsgrundlagen gemeinsam ermöglichen einen Austausch personenbe-
zogener Daten.
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C. Wesentliches Ergebnis der Anhörung und Bewertung

1. Eingegangene Stellungnahmen

Zu dem Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Landessicherheitsüberprüfungs-
gesetzes und des Landesverfassungsschutzgesetzes wurden angehört: der Gemein-
detag Baden-Württemberg, der Städtetag Baden-Württemberg, der Landkreistag 
Baden-Württemberg, der Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Würt-
temberg, der Verein der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter Ba-
den-Württemberg, die Rechtsanwaltskammer Freiburg, die Rechtsanwaltskammer 
Karlsruhe, die Rechtsanwaltskammer Stuttgart, die Rechtsanwaltskammer Tübin-
gen, der Anwaltsverband Baden-Württemberg im Deutschen Anwaltverein, die 
Arbeitsgemeinschaft Verwaltungsrecht Baden-Württemberg im Deutschen An-
waltverein, die Neue Richtervereinigung, der Baden-Württembergische Indus trie- 
und Handelskammertag e. V., der Beamtenbund Tarifunion BBW, die Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft – Landesbezirk Baden-Württemberg, die Gewerk-
schaft öffentlicher Dienst – Landesverband Baden-Württemberg, der Christliche 
Gewerkschaftsbund Deutschland, die Allianz für Sicherheit in der Wirtschaft 
Baden-Württemberg e. V., der Arbeitskreis Sicherheitsbevollmächtigte, der Lan-
desverband der Baden-Württembergischen Industrie e. V. und der Bundesverband 
mittelständische Wirtschaft – Unternehmerverband Deutschlands e. V.
Die Beauftragte der Landesregierung Baden-Württemberg für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen, der Landesbeauftragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit, der Normenkontrollrat und der Normenprüfungsaus-
schuss wurden beteiligt sowie der Gesetzentwurf im Beteiligungsportal der Lan-
desregierung freigeschaltet.
Stellung genommen haben der Gemeinde-, Städte- und Landkreistag, der Landes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit sowie der Anwalts-
verband Baden-Württemberg. Der Normenprüfungsausschuss hat Anmerkungen 
zum Gesetzentwurf übermittelt. Der Beamtenbund Tarifunion BBW hat in seiner 
Stellungnahme keine Einwendungen erhoben. Der Baden-Württembergische In-
dustrie- und Handelskammertag hat keine Betroffenheit gesehen. Der Normen-
kontrollrat hat eine Stellungnahme abgegeben und keine Einwände gegen die 
Darstellung der Regelungsfolgen erhoben.

2. Stellungnahmen zum Gesetzentwurf im Einzelnen und Bewertung

2.1 Der Gemeinde-, Städte- und Landkreistag regt eine Überprüfung der Ein-
schränkung der Einbeziehung der mitbetroffenen Person auf Volljährige an, da 
es auch heute noch in verschiedenen Staaten möglich sei, als Minderjährige bzw. 
Minderjähriger zu heiraten. Weiterhin wird angeregt, neben den in § 19 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 5 oder 6 aufgeführten Sucht- bzw. finanziellen Unzuverlässig-
keitstatbeständen auch die Spielsucht aufzunehmen.

Haltung der Landesregierung:
Grundsätzlich erscheint die Einbeziehung minderjähriger Ehegatten in die Sicher-
heitsüberprüfung nach Sinn und Zweck einer solchen Überprüfung sinnvoll. Die 
genaue Ausgestaltung der Regelung bedarf allerdings der umfassenden Abstim-
mung mit dem Bund und den anderen Ländern, da andernfalls das mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf verfolgte Ziel der Harmonisierung verfehlt würde. Diese 
Abstimmung ist derzeit noch nicht abgeschlossen. Die – grundsätzlich sinnvolle 
– Einbeziehung minderjähriger Ehegatten bleibt daher einem späteren Gesetzge-
bungsvorhaben vorbehalten. 
In § 19 Absatz 2 wird geregelt, welche Informationen zur Sicherheitsakte zu neh-
men sind. Die Ergänzung des Gesetzentwurfs ist aus zwei Gründen nicht erfor-
derlich: Zum einen sind Sicherheitsrisiken bereits in § 5 Absatz 1 ausdrücklich 
definiert. Gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kann eine Spielsucht aufgrund 
einer besonderen Gefährdung der betroffenen Person, insbesondere aufgrund ihrer 
Erpressbarkeit zu einem Sicherheitsrisiko führen (Landtags-Drucksache 11/6870, 
Seite 37). Zum anderen sind gemäß § 19 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 Anhaltspunk-
te für eine geistige oder seelische Störung zur Sicherheitsakte zu nehmen. Nach 
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der „Internationalen statistische Klassifikation der Krankheiten und verwandter 
Gesundheitsprobleme“ (ICD) handelt es sich beim „pathologischen Spielen“ 
(Glücksspielsucht) um eine Persönlichkeits- und Verhaltensstörung, sodass ent-
sprechende Hinweise in die Sicherheitsakte gemäß § 19 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
5 aufzunehmen sind. Einer gesonderten Nennung bedarf es daher nicht. 

2.2 Der Anwaltsverband Baden-Württemberg im Deutschen Anwaltverein bean-
standet, dass unklar sei, welche Rechtsbehelfe einem abgelehnten Bewerber zur 
Verfügung stünden, da die Rechtsnatur der Unterrichtung der betroffenen Person 
nicht abschließend geregelt sei. Es sei vorzugwürdig, wenn das Gesetz die Unter-
richtung in Form eines Verwaltungsaktes festlegen würde.
Darüber hinaus sei aus Datenschutzgründen bei Erteilung der Zustimmung zur 
Sicherheitsüberprüfung durch einfache E-Mail eine Authentifizierung notwendig 
(§ 2 Absatz 1 Satz 2). Gleiches gelte für die Zustimmung der miteinbezogenen 
Person mit einfacher E-Mail nach § 13 Absatz 3 Satz 2.
Die Einbeziehung von volljährigen Ehegatten, Lebenspartnern oder Lebensge-
fährten in die Sicherheitsüberprüfung auch bei einfachen und erweiterten Sicher-
heitsüberprüfungen sei nicht nachvollziehbar begründet, weshalb das Regel-Aus-
nahme-Verhältnis umgekehrt werden sollte.
In § 11 Absatz 2 Satz 2 sollten die „geeigneten Personen oder Stellen“ auf ihre 
datenschutzrechtliche Verantwortung und Verschwiegenheit hingewiesen werden 
sowie die Erhebung und Begründung für die Datenerhebung dokumentiert wer-
den.
Die Begründungen zu den Änderungen in § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sowie 
Absatz 3 Satz 2 seien nicht nachvollziehbar, zumal es sich bei der Änderung in 
§ 12 Absatz 3 Satz 2 um eine Verschärfung der bisherigen Rechtslage hinsichtlich 
der mitbetroffenen Person handele.
Auch die Streichung der Angaben zu Kindern in § 13 Absatz 1 Satz 1 sei nicht 
nachvollziehbar, da minderjährige Kinder das Risiko der Erpressbarkeit begrün-
den könnten.
Die Berechnung der Löschfristen nach § 23 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 a und Nr. 2 a und 
b begegne Bedenken, da nicht deutlich werde, wie die Frist zu berechnen sei. Der 
Zeitpunkt des „Bekanntwerdens“ sei nicht hinreichend genau bestimmt, um eine 
zuverlässige Fristenberechnung zu gewährleisten. 
Unklar sei, wem nach § 24 auf Antrag Auskunft zu erteilen sei, insbesondere da 
die Regelung nicht nach dem Betroffenheitsgrad der anfragenden Person unter-
scheide.

Haltung der Landesregierung:
Die Frage, ob die Mitteilung einer Ablehnung nach § 14 Absatz 4 ein Verwal-
tungsakt ist, wurde durch die Rechtsprechung mehrfach entschieden. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat sowohl für den öffentlichen Dienst als auch den nicht-öf-
fentlichen Bereich entschieden, dass dies nicht der Fall ist (Bundesverwaltungs-
gericht, Urteil vom 31. März 2011, Az.: 2 A 3/09). Der zulässige Rechtsbehelf ist 
daher die Feststellungsklage. 
Die Möglichkeit der betroffenen Person, die Zustimmung zur Sicherheitsüberprü-
fung zukünftig nicht nur schriftlich, sondern auch elektronisch zu erteilen, wurde 
– fußend auf dem Arbeitsprogramm der Landesregierung zum Bürokratieabbau – 
aus Gründen der Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung eingeführt (§ 2 
Absatz 1 Satz 2). Um dem Schutzbedürfnis der betroffenen Person, dem Daten-
schutz und der Notwendigkeit einer Identitätsüberprüfung Rechnung zu tragen, ist 
im Fall der elektronischen Zustimmung durch die betroffene Person die Beibrin-
gung einer Unterschriftenprobe erforderlich (§ 13 Absatz 1 Satz 2). Das Risiko, 
dass eine dritte Person im Namen der betroffenen Person die Zustimmung zur 
Sicherheitsüberprüfung mittels einfacher E-Mail erteilt, ist zu vernachlässigen. 
Denn zum einen ist die betroffene Person aufgrund eines vorangegangenen Aus-
wahlverfahrens bei der zuständigen Stelle bekannt, zum anderen würde dieser 
Umstand im Sicherheitsüberprüfungsverfahren aufgrund der durchzuführenden 
Maßnahmen rechtzeitig bekannt werden. Für die mitbetroffene Person bleibt das 
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Schriftformerfordernis in seiner bisherigen Form bestehen, da für sie ein größe-
res Schutzbedürfnis besteht (§ 2 Absatz 1 Satz 3). Dieses Schriftformerfordernis 
kann jedoch nach § 3 a LVwVfG durch die elektronische Form ersetzt werden. 
Bei der elektronischen Form handelt es sich allerdings nicht um die einfachs-
te elektronische Variante, sondern um die in § 3 a Absatz 2 LVwVfG eng um-
grenzten technischen Verfahren, die ihrerseits eine sichere Authentifizierung der 
elektronischen Kommunikation gewährleisten. Soweit die mitbetroffene Person 
der Einbeziehung in elektronischer Form nach § 3 a LVwVfG zustimmt, ist der Si-
cherheitserklärung gemäß § 13 Absatz 3 Satz 2 zum Zwecke der Identitätsprüfung 
eine Unterschriftenprobe beizufügen.
Gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 werden der volljährige Ehegatte oder Lebensgefähr-
te und der Lebenspartner in eine Sicherheitsüberprüfung nach den §§ 9 und 10 
(erweiterte Sicherheitsüberprüfung und erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit 
Sicherheitsermittlungen) einbezogen. Bei einer einfachen Sicherheitsüberprüfung 
nach § 8 erfolgt keine Einbeziehung. Volljährige Ehegatten, Lebensgefährten oder 
Lebenspartner werden in die Sicherheitsüberprüfung einbezogen, da Sicherheits-
risiken, die in der mitbetroffenen Person liegen, sich aufgrund der engen per-
sönlichen Beziehung auf die betroffene Person auswirken können. Bei diesem 
Personenkreis gegebene Umstände, wie z. B. Sachverhalte, die sich für eine Er-
pressung durch einen fremden Nachrichtendienst eignen, oder Aktivitäten in ex-
tremistischen Organisationen, können für die sicherheitsmäßige Beurteilung der 
betroffenen Person von Bedeutung sein. Eine Umkehr des bisherigen Regel-Aus-
nahme-Verhältnisses ist daher nicht angezeigt.
Die nach § 11 Absatz 2 Satz 2 gegebenenfalls durchgeführten Befragungen ande-
rer geeigneter Personen oder Stellen sind nach § 19 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 zu 
dokumentieren. Danach führt die mitwirkende Behörde eine Sicherheitsüberprü-
fungsakte, in die unter anderem Informationen über die durchgeführten Maßnah-
men aufzunehmen sind. Der Umgang mit übermittelten Daten ist für die nach § 11 
Absatz 2 Satz befragten Personen oder Stellen in § 22 Absatz 5 geregelt. Danach 
darf der Empfänger die übermittelten Daten nur für den Zweck speichern, nutzen, 
verändern und übermitteln, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wurden (§ 22 Ab-
satz 5 Satz 1). Eine nicht-öffentliche Stelle ist auf diese Zweckbindung gesondert 
hinzuweisen (§ 22 Absatz 5 Satz 2). Aus diesen Gründen ist eine Ergänzung der 
Regelung nach § 11 Absatz 2 Satz 2 nicht notwendig.
Bisher wurden die Entscheidungen über eine gewerberechtliche Unzuverlässig-
keit über den Abruf der Daten aus dem Bundeszentralregister sowohl zur betrof-
fenen als auch bei Sicherheitsüberprüfungen nach §§ 9 und 10 zur mitbetroffenen 
Person übermittelt. Eine gewerberechtliche Unzuverlässigkeit der mitbetroffenen 
Person kann zum Beispiel auf der Begehung von Straftaten sowie Ordnungswid-
rigkeiten oder einem Mangel an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit beruhen und 
sich daher aufgrund der engen persönlichen Beziehung zur betroffenen Person 
auswirken. Die Beurteilung der Auswirkungen ist stets eine Einzelfallentschei-
dung und von der konkreten Gestaltung des Sachverhalts abhängig. Die Möglich-
keit des Abrufs von Daten aus dem Gewerbezentralregister ist daher erforderlich 
und kann nicht entfallen.
Die Ausweitung der Referenzpersonenbefragung auch zur mitbetroffenen Person 
(§ 12 Absatz 3 Satz 2) ist auf den Personenkreis begrenzt, deren Partner beim 
Landesamt für Verfassungsschutz tätig werden sollen oder tätig sind. Für diese 
besteht eine besondere Gefährdungslage, da sie als Mitarbeiter eines Nachrichten-
dienstes besonders im Fokus extremistischer Organisationen und ausländischer 
Nachrichtendienste stehen. Die vom Verfassungsschutz beobachteten Personen-
zusammenschlüsse und Bestrebungen haben ein gesteigertes Interesse daran, den 
Wissensstand, die Erkenntnisse und Strategien des Inlandsnachrichtendienstes 
zu kennen. Da die miteinbezogene Person der betroffenen Person aufgrund ihrer 
persönlichen Bindungen besonders nahesteht, müssen auch mögliche Sicherheits-
risiken, die sich durch die miteinbezogene Person ergeben können, möglichst um-
fassend abgeklärt werden. Hierzu gehört auch die Referenzpersonenbefragung. 
Dies dient einerseits dem Geheimschutz, andererseits aber auch dem Schutz der 
betroffenen und miteinbezogenen Person selbst. Eine Streichung dieser Regelung 
ist daher nicht möglich.
Die Angabe zum Familienstand ist erforderlich, da sich aus dem Bestehen oder 
Nichtbestehen einer Ehe, Partnerschaft oder Lebenspartnerschaft gegebenenfalls 
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durchzuführende Maßnahmen der mitwirkenden Behörde ableiten. Die Anzahl 
der Kinder ist für die Feststellung eines Sicherheitsrisikos von geringerer Be-
deutung, da Kinder per se kein Sicherheitsrisiko darstellen und die Angabe ihrer 
bloßen Anzahl für die sicherheitsmäßige Beurteilung kaum von Relevanz ist. 
Nach § 23 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 a sowie Nummer 2 a und b ist auf den Zeit-
punkt des Bekanntwerdens bei der zuständigen Stelle oder der mitwirkenden Be-
hörde abzustellen. Insoweit unterscheidet sich diese Regelung nicht erheblich bei-
spielsweise von jener des § 48 Absatz 4 LVwVfG, die ebenfalls auf den Zeitpunkt 
der Kenntnisnahme Bezug nimmt. Im Übrigen wird dem Grundsatz der Daten-
sparsamkeit durch die Unterrichtungspflichten aller an einer Sicherheitsüberprüfung 
beteiligten Stellen gemäß § 16 Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 und § 17 Absatz 1 
Rechnung getragen.
Nach § 24 Absatz 1 ist nicht nur die betroffene Person, sondern jede Person, de-
ren personenbezogene Daten gespeichert wurden, auskunftsberechtigt. Die Aus-
kunftsverweigerung nach § 24 Absatz 3 bedarf einer Interessenabwägung nach 
dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und muss zu dem Ergebnis führen, dass das In-
teresse an der Geheimhaltung das Interesse des Anfragenden auf Auskunft über-
wiegt. Nach § 24 Absatz 3 Nummer 3 unterbleibt die Auskunftserteilung, wenn 
Daten oder Tatsachen ihrem Wesen nach wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen Dritter geheimgehalten werden müssen. Hierzu zählt vor allem die zu-
gesagte Vertraulichkeit gegenüber Referenz- oder Auskunftspersonen. 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit hält un-
ter Verweis auf die DSGVO die Erteilung der Zustimmung zur Sicherheitsüber-
prüfung per einfacher E-Mail gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 und § 7 Absatz 2 Satz 1 
nur dann für zulässig, wenn eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung erfolge.
Außerdem sei in § 2 Absatz 4 ein Verzicht auf die Sicherheitsüberprüfung auch 
für den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit vor-
zusehen, da andernfalls die unabhängige Stellung des Landesdatenschutzbeauf-
tragten untergraben würde, zumal aufgrund seiner europarechtlich garantierten 
Unabhängigkeit (Artikel 52 Absatz 1 DSGVO) ihm die Kontrolle von als Ver-
schlusssachen eingestuften Gegenständen nicht verwehrt werden könnte. Außer-
dem erscheine vor dem Hintergrund des Artikels 52 Absatz 5 DSGVO die Zu-
ständigkeitsregelung des § 3 Absatz 1 und Absatz 3 problematisch.
Unklar sei, auf welche Regelungen § 11 Absatz 1 Satz 2 Bezug nehme, wenn die 
betroffene Person auf die Auskunftspflichten nach dem Landessicherheitsüberprü-
fungsgesetz hinzuweisen sei. Eine Verpflichtung der betroffenen Person zur Aus-
kunftserteilung bestehe nicht, da die Pflicht zur Abgabe der Sicherheitserklärung 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung der betroffenen Person stünde.
§ 12 Absatz 1 Satz 3 sei mit Blick auf die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zum BKAG (Urteil vom 20. April 2016 – 1BvR 966/09, 1 BvR 1140/09) 
ergänzungsbedürftig, da gewährleistet werden müsse, dass die Daten im Empfän-
gerstaat weder zu politischer Verfolgung noch unmenschlicher oder erniedrigen-
der Bestrafung oder Behandlung verwendet werden. 
§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 sei zu streichen, jedenfalls als freiwillige Angabe 
zu kennzeichnen, da die Erreichbarkeit der betroffenen Person über die zuständige 
Stelle ausreichend sei. Entsprechendes solle für die Angaben in § 13 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 18 sowie § 13 Absatz 4 Nummern 6 und 7 gelten.
Hinsichtlich der Fristenberechnungen nach § 20 Absatz 2 Satz 1 käme es nur in 
den Fällen auf das Bekanntwerden an, in denen die zuständige Stelle nicht zu-
gleich Beschäftigungsbehörde sei. In diesen Fällen müsse auch bei der Regelung 
nach § 20 Absatz 2 Satz 2 auf das Bekanntwerden abgestellt werden. Zudem müs-
se sichergestellt sein, dass der zuständigen Stelle das Ausscheiden aus der Tätig-
keit mitgeteilt werde, da andernfalls das Risiko bestünde, dass die Unterlagen 
länger als erforderlich gespeichert werden. Gleiches müsse für die Fristenberech-
nungen nach § 23 Absatz 2 gelten.
§ 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 begegne verfassungsrechtlichen Bedenken, da 
nicht sichergestellt sei, dass dem Eingriffsgewicht der Datenerhebung auch hin-
sichtlich der neuen Nutzung Rechnung getragen werde. Dies beruhe insbesondere 
darauf, dass Sicherheitsüberprüfungen einerseits und Zuverlässigkeitsüberprüfun-
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gen andererseits völlig unterschiedliche Eingriffstiefen aufweisen könnten. Vor 
allem sei nicht auszuschließen, dass im Rahmen durchzuführender Zuverlässig-
keitsüberprüfungen private Arbeitgeber sensible Daten aus einer Sicherheitsüber-
prüfung erfahren könnten. 
Bezüglich der Regelungen des Fünften Abschnitts bestünden Konflikte mit § 26 
Bundesdatenschutzgesetz, da sich die grundsätzliche Frage stelle, ob der Landes-
gesetzgeber hinsichtlich des Beschäftigtendatenschutzes regelungsbefugt sei. So 
sehe § 26 BDSG nicht die Zustimmung, sondern die freiwillige Einwilligung im 
Sinne des Artikels 7 DSGVO vor. 
§ 36 erscheine zu pauschal, da unter anderem für die Datenverarbeitung durch 
nicht-öffentliche Stellen das Landesverfassungsschutzgesetz für anwendbar er-
klärt werde. 
Die Beschränkung der Prüfungskompetenz des Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz nach § 37 sei nicht zeitgemäß und vor dem Hintergrund der Daten-
schutzgrundverordnung jedenfalls im nicht-öffentlichen Bereich unzulässig. Da-
her sollte § 37 gestrichen werden.

Haltung der Landesregierung:
Die Einführung einer Ende-zu-Ende-Verschlüsselung für die Übermittlung der 
Zustimmung der betroffenen Person mittels einfacher E-Mail wird nicht für erfor-
derlich gehalten. Zum einen findet die DSGVO auf das LSÜG keine Anwendung, 
da die Europäische Union gemäß Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 des Vertrages über 
die Europäische Union (EUV) keine Regelungskompetenz für den Bereich der 
nationalen Sicherheit (vgl. auch Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung 
mit Erwägungsgrund 16 DSGVO) besitzt. Auch wurde die Verarbeitung personen-
bezogener Daten im Anwendungsbereich des LSÜG nach § 2 Absatz 1 Satz 3 
Nummer 2 LDSG von der Anwendung des LDSG ausgenommen, soweit nicht ab-
weichend geregelt. Zum anderen wird dem Schutzbedürfnis der betroffenen Person 
Rechnung getragen, in dem in diesem Fall die Beibringung einer Unterschriften-
probe notwendig ist. Wie bereits in der Stellungnahme zu den Äußerungen des 
Anwaltsverbandes dargelegt, wird das Risiko, dass eine dritte Person im Namen 
der betroffenen Person die Zustimmung zur Sicherheitsüberprüfung mittels ein-
facher E-Mail erteilt, für nicht erheblich erachtet. 
Auch die Forderung, in § 2 Absatz 4 einen Verzicht auf eine Sicherheitsüberprü-
fung für den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit vorzusehen, kann nicht aufgegriffen werden. Die bisherigen Ausnahmen vom 
Anwendungsbereich des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes sind sehr eng 
gefasst. Sie beschränken sich auf die Mitglieder des Landtags und der Landesre-
gierung sowie auf Richter, soweit sie Aufgaben der Rechtsprechung wahrnehmen 
(§ 2 Absatz 3). Privilegiert sind damit zum einen die Mitglieder der Verfassungs-
organe des Landes, zum anderen die von Verfassungs wegen mit einer besonderen 
Unabhängigkeit ausgestatteten Richter (vgl. Artikel 97 Absatz 1 Grundgesetz – GG). 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit fällt in 
keine dieser Kategorien: Weder zählt er zu den Verfassungsorganen des Landes 
noch verfügt er kraft der Regelungen des Grundgesetzes über eine richterliche  
– oder zumindest richterähnliche – Unabhängigkeit. Zwar erlangt er dadurch, dass 
er vom Landtag gewählt wird, eine gesteigerte demokratische Legitimation. Dies 
rechtfertigt aber keine Gleichstellung mit den Mitgliedern des Landtags, zumal 
auch in anderen Fällen die Wahl durch den Landtag einer Sicherheitsüberprüfung 
nicht entgegensteht (z. B. bei den Mitgliedern der G 10-Kommission oder beim 
Präsidenten und Vizepräsidenten des Rechnungshofs). An diesem Ergebnis ver-
mag die nach den Vorgaben der DSGVO garantierte Unabhängigkeit des Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz schon deshalb nichts zu ändern, weil – wie 
bereits ausgeführt – der beim Zugang zu Verschlusssachen in Rede stehende Be-
reich der nationalen Sicherheit vom Anwendungsbereich der DSGVO ausgenom-
men ist. Im Übrigen wäre die Unabhängigkeit des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz durch die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung ohnehin nicht 
gefährdet, da die Sicherheitsüberprüfung weder ein Instrument der Rechts- oder 
Fachaufsicht ist noch die zuständige Stelle oder die mitwirkende Behörde berech-
tigt, Weisungen zu erteilen. Vielmehr handelt es sich bei der Sicherheitsüberprü-
fung um eine – letztlich auf Erwägungen des Staatswohls fußende – Maßnahme 
zum Geheim- und Sabotageschutz.
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Hinsichtlich der Regelungen für die zuständige Stelle bleibt es bei den bishe-
rigen Zuständigkeiten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und § 3 Absatz 3: Soweit 
der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit mit einer  
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit durch seine eigene Behörde betraut werden soll, 
ist seine eigene Behörde gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 1 zuständige Stelle. Eine  
Sicherheitsüberprüfung wäre durch den dortigen Geheimschutzbeauftragten ein-
zuleiten. Dass dies die Unabhängigkeit des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz berühren könnte, ist nicht ersichtlich. 
Demgegenüber werden der Geheimschutzbeauftragte und sein Stellvertreter von 
§ 3 Absatz 3 erfasst, da der Landesbeauftragte für den Datenschutz als oberste 
Landesbehörde sui generis eingerichtet wurde (§ 20 Absatz 1 Satz 1 LDSG). Er 
fällt mithin in den Anwendungsbereich der allgemeinen Regelung für die Über-
prüfung von Geheimschutzbeauftragten oberster Landesbehörden. Die Unabhän-
gigkeit des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
wird auch durch diese Zuständigkeitsregelung nicht eingeschränkt. Denn die zu-
ständige Stelle übt weder eine Rechts- noch eine Fachaufsicht gegenüber dem 
Landesbeauftragten aus; im Übrigen betrifft die Überprüfung nach § 3 Absatz 3 
nicht den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
selbst, sondern nur den dortigen Geheimschutzbeauftragten und seinen Stellver-
treter.
Auskunftspflichten bestehen für die betroffene Person hinsichtlich der in der  
Sicherheitserklärung anzugebenden Daten (§ 13) sowie ggf. im Rahmen einer 
Eigenbefragung, soweit sie ihrer Sicherheitsüberprüfung zugestimmt hat. Eine 
derartige Auskunfts- und Mitwirkungspflicht der betroffenen Person stellt nach 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Beschluss vom  
10. Februar 1988, 2 BvR 522/87) keinen Verstoß gegen das durch Artikel 2 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG geschützte allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht dar. Der Bürger müsse Einschränkungen seines Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung im überwiegenden Allgemeininteresse hin-
nehmen, die aber nach Artikel 2 Absatz 1 GG einer gesetzlichen Grundlage be-
dürften. Die Entscheidung erging bereits vor Inkrafttreten des Sicherheitsüber-
prüfungsgesetzes des Bundes und stellte fest, dass die aus dem damaligen § 55 
Bundesbeamtengesetz abgeleitete Treuepflicht eine hinreichende gesetzliche 
Grundlage für die Annahme einer Auskunfts- und Mitwirkungspflicht darstel-
le. Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Rechtsprechung auch für Soldaten  
im Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung (BVerwG, Beschluss vom 
19. Mai 1992, 1 WB 144.91 und Beschluss vom 4. Februar 2019, 1 WDS-VR 
1/19) sowie Beamte des Bundesnachrichtendienstes (BVerwG, Urteil vom  
26. Juni 2014, 2 A 1/12) bestätigt. Für das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz 
kann dem Grunde nach nichts anderes gelten, zumal § 13 detailliert die Sicher-
heitserklärung gesetzlich regelt. § 13 ist daher hinreichende gesetzliche Grund lage 
für die Pflicht zur Angabe der in der Sicherheitserklärung verlangten personen-
bezogenen Daten. Im Übrigen handelt es sich bei § 11 Absatz 1 Satz 2 um keine 
Neuregelung. Vielmehr findet sich der Hinweis auf etwaige Mitwirkungspflichten 
bereits im geltenden Recht sowohl des Bundes als auch des Landes.
§ 12 Absatz 1 Satz 3 ist unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum BKAG (Urteil vom 20. April 2016, Az.: 1 BvR 966/09,  
1 BvR 1140/09) verfassungsgemäß und daher nicht ergänzungsbedürftig. Das 
Bundesverfassungsgericht führt in seiner Entscheidung zu § 14 Absatz 7 Sätze 7 
und 8 BKAG in der damals geltenden Fassung aus, dass diese Regelung mit den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen vereinbar sei. Bei einer Auslegung im 
Licht der Verfassung sei die Beachtung der grundrechtlichen Anforderungen an 
einen angemessenen datenschutzrechtlichen Umgang im Empfängerstaat nicht 
lediglich ein Abwägungsgesichtspunkt, der im Einzelfall zur Disposition der Be-
hörden stehe. Vielmehr seien insoweit grundrechtliche Mindestanforderungen 
stets zur Geltung zu bringen (BVerfG, Urteil vom 20. April 2016 – Az.: 1 BvR 
966/091, BvR 1140/09 – Rn. 353). § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und Satz 3 
entsprechen nach Sinn und Zweck der durch das Bundesverfassungsgericht für 
verfassungsgemäß erklärten Regelung in § 14 Absatz 7 Satz 7 und 8 BKAG in der 
vor dem 20. April 2016 geltenden Fassung. Die Begründung wurde in Anlehnung 
an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts um entsprechende Aus-
führungen ergänzt.
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Die alleinige Erreichbarkeit der betroffenen Person über die zuständige Stelle ist 
für Terminabsprachen und mögliche Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4 nicht ausreichend. Die Abstimmung von Terminen beispielsweise für not-
wendige Eigenbefragungen oder zur Klärung von Rückfragen obliegt der mitwir-
kenden Behörde. Müsste sie den Umweg über die zuständige Stelle gehen, könnte 
dies zu deutlichen Verzögerungen bei der Sicherheitsüberprüfung führen. Es ist 
aber im Sinne aller an der Sicherheitsüberprüfung beteiligten Stellen, insbesonde-
re auch der betroffenen Person, dass das Verfahren schnellstmöglich abgewickelt 
werden kann. Gleiches gilt für die Angabe der privaten Erreichbarkeit der Refe-
renzpersonen (§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 18) sowie Auskunftspersonen (§ 13 
Absatz 4 Nummer 6 und 7), zumal deren Erreichbarkeiten regelmäßig auch nicht 
bei der zuständigen Stelle bekannt sein dürften. Die Angabe der elektronischen 
Erreichbarkeit, zum Beispiel über eine private E-Mail-Adresse, ist zudem nicht 
nur für Terminabsprachen erforderlich, sondern auch für die sichere und eindeu-
tige Zuordnung von Internetseiten oder Accounts in sozialen Netzwerken, soweit 
Maßnahmen nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 getroffen werden. Daher kann 
eine Streichung nicht erfolgen. Allein die Angabe auf freiwilliger Basis ist nicht 
ausreichend.
Nach § 20 Absatz 2 Satz 1 sind die Unterlagen über die Sicherheitsüberprüfung 
bei der zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres zu vernichten, wenn bekannt 
wird, dass die betroffene Person keine sicherheitsempfindliche Tätigkeit auf-
nimmt. Die zuständige Stelle erhält von diesem Umstand nicht zwingend auto-
matisch Kenntnis, auch nicht in dem Fall, in dem die zuständige Stelle gleich-
zeitig bei der Beschäftigungsbehörde angesiedelt ist, denn zuständige Stelle und 
Personalverwaltung sind nach § 3 Absatz 9 in getrennten Organisationseinhei-
ten wahrzunehmen. Daher unterrichtet gemäß § 16 Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 
die personalverwaltende Stelle die zuständige Stelle unverzüglich unter ande-
rem über ein Ausscheiden der betroffenen Person. Nach § 17 Absatz 1 wieder-
um haben sich zuständige und mitwirkende Behörde unverzüglich gegenseitig 
zu unterrichten, wenn sicherheitserhebliche Erkenntnisse nach Abschluss der  
Sicherheitsüberprüfung bekannt werden. Mit diesen Regelungen ist sichergestellt, 
dass alle Stellen unverzüglich über Änderungen unterrichtet werden. Das Risiko, 
dass Unterlagen länger als erforderlich gespeichert werden, wird damit auf das 
geringstmögliche Maß reduziert. Aufgrund der erforderlichen Entscheidungs- und 
Unterrichtungsprozesse ist auf den Zeitpunkt des Bekanntwerdens abzustellen. 
Insoweit unterscheidet sich die Regelung nicht erheblich beispielsweise von § 48 
Absatz 4 LVwVfG, der ebenfalls auf den Zeitpunkt der Kenntnisnahme abstellt. 
§ 20 Absatz Satz 2 stellt hingegen auf den Zeitpunkt des Ausscheidens ab und 
wählt einen anderen Anknüpfungspunkt zur Fristenberechnung, da die Frist deut-
lich länger ist als diejenige nach § 20 Absatz 2 Satz 1 und damit den beteiligten 
Stellen hinreichend Zeit für eine Sachentscheidung einräumt. Zudem kann der 
Zeitpunkt des Ausscheidens aus einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit auf den 
Tag genau festgelegt werden, wohingegen der exakte Zeitpunkt der Nichtaufnah-
me einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit häufig ungewiss ist. In den Fällen der 
Nichtaufnahme bietet das Bekanntwerden als Anknüpfungspunkt für die Fristen-
berechnung daher im Gegensatz zum Zeitpunkt der Nichtaufnahme die notwendi-
ge Rechtssicherheit.
Dem Eingriffsgewicht der Datenerhebung wird durch § 22 Absatz 1 Satz 2 auch 
hinsichtlich der neuen Nutzung Rechnung getragen, indem die Übermittlung und 
Nutzung von Daten aus einer Sicherheitsüberprüfung auf die nach den gesetz-
lichen Regelungen zur jeweiligen Zuverlässigkeitsüberprüfung zu erhebenden 
und zu bewertenden Daten beschränkt bleibt. Zum einen wird damit das Krite-
rium der hypothetischen Neuerhebung berücksichtigt, da nur solche Daten über-
mittelt werden dürfen, die für die Bewertung der Zuverlässigkeit in der in Rede 
stehenden Überprüfungsart von Relevanz sind und deshalb auch in diesem Ver-
fahren erhoben werden dürften. Zum anderen wird dem Grundsatz der Daten-
sparsamkeit Rechnung getragen, kann doch im Falle einer bereits durchgeführten 
Sicherheitsüberprüfung auf die erneute Datenerhebung im Rahmen einer Zuver-
lässigkeitsüberprüfung verzichtet werden. Die Übermittlung von Daten aus einer 
Zuverlässigkeitsüberprüfung und damit auch eventuell verwendeter Daten aus ei-
ner Sicherheitsüberprüfung an private Arbeitgeber ist der mitwirkenden Behörde 
gänzlich untersagt (§ 22 Absatz 3), unterliegt stets einer strengen Zweckbindung 
(§ 22 Absatz 5) und wird im Übrigen durch die jeweiligen Fachgesetze geregelt. 
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So wird beispielsweise gemäß § 7 Absatz 7 Satz 2 Halbsatz 1 Luftsicherheitsge-
setz (LuftSiG) dem gegenwärtigen Arbeitgeber lediglich das Ergebnis der Über-
prüfung mitgeteilt. Nach § 7 Absatz 7 Satz 2 Halbsatz 2 ist hingegen ausdrücklich 
untersagt, dass dem gegenwärtigen Arbeitgeber die dem Ergebnis der Überprü-
fung zugrundeliegenden Erkenntnisse übermittelt werden. 
Der Landesgesetzgeber ist hinsichtlich der Regelungen des Fünften Abschnitts 
regelungsbefugt. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Landes-
sicherheitsüberprüfungsgesetz stützt sich für den Fünften Abschnitt des Gesetzes 
über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen des 
Bundes und den Schutz von Verschlusssachen (Sicherheitsüberprüfungsgesetz – 
SÜG) auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes – Recht der Wirt-
schaft (Bundestagsdrucksache 18/11281). Die bundesgesetzlichen Regelungen er-
strecken sich ausdrücklich nur auf sicherheitsempfindliche Tätigkeiten, die vom 
Bund zugewiesen beziehungsweise übertragen werden oder zu denen der Bund 
ermächtigt (Bundestagsdrucksache 18/11218). Die Bundesländer sind hingegen 
für den Verschlusssachenschutz in ihrem Bereich zuständig (Bundestagsdruck-
sache 12/4891) und haben daher eigene Regelungen erlassen (Landtagsdruck-
sache 11/6870). Eine Kollision der Regelungen im Fünften Abschnitt mit denen 
es Bundesdatenschutzgesetzes oder Landesdatenschutzgesetzes liegt ebenfalls 
nicht vor. Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz bildet ein bereichsspezifi-
sches Datenschutzvollsystem und geht damit als lex specialis diesen Regelungen 
vor. Außerdem wird die Verarbeitung personenbezogener Daten im Anwendungs-
bereich des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes (LSÜG) nach § 2 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 LDSG von der Anwendung des LDSG ausgenommen.
§ 36 wurde mit Gesetz zur Änderung des Landesverfassungsschutzgesetzes und 
anderer Gesetze vom 18. Dezember 2018 (GBl. 2018, S. 1552) eingeführt und 
wird durch die jetzige Novellierung des LSÜG nicht berührt. Zur Begründung 
wurde im damaligen Gesetzgebungsverfahren ausgeführt, dass für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten im außerhalb des Anwendungsbereichs des 
Unionsrechts liegenden Bereich des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes (Be-
reich der nationalen Sicherheit, Artikel 4 Absatz 2 EUV, Artikel 73 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union) die DSGVO nicht gilt. Dieser 
Bereich wird grundsätzlich auch nach § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 LDSG von 
der Anwendung des Landesdatenschutzgesetzes ausgenommen. § 36 stellt daher 
klar, dass für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Bereich der Sicher-
heitsüberprüfung das Landesverfassungsschutzgesetz anzuwenden ist, soweit das 
Landessicherheitsüberprüfungsgesetz keine eigenen Regelungen trifft (Landtags-
drucksache 16/5164). Die Anregung des Landesbeauftragten für den Datenschutz, 
§ 36 zu streichen, wird nicht aufgegriffen, da es sich bei dem Verweis um die 
notwendige und im Kontext des früheren Gesetzgebungsvorhabens folgerichtige 
Klarstellung handelt, dass Lücken im Landessicherheitsüberprüfungsgesetz inso-
weit zunächst durch die einschlägigen Regelungen des Landesverfassungsschutz-
gesetzes ausgefüllt werden, welches zum Teil strengere Regelungen enthält (vgl. 
Landtagsdrucksache 11/6870).
Die vorgesehene Widerspruchslösung nach § 37 kollidiert nicht mit den Rege-
lungen der DSGVO, denn der Bereich des Landessicherheitsüberprüfungsgeset-
zes liegt außerhalb des Anwendungsbereichs des Unionsrechts. Die Europäische 
Union besitzt gemäß Artikel 4 Absatz 2 Satz 3 des Vertrages über die Europä-
ische Union (EUV) keine Regelungskompetenz für den Bereich der nationalen 
Sicherheit (vgl. auch Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung mit Erwä-
gungsgrund 16 DSGVO). § 2 Absatz 4 LDSG erklärt zwar die Verordnung (EU) 
2016/679 und das Landesdatenschutzgesetz auch für nicht in den Anwendungs-
bereich des Unionsrechts fallende Bereiche für anwendbar. Allerdings wurde die 
Verarbeitung personenbezogener Daten im Anwendungsbereich des LSÜG nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 LDSG von der Anwendung des LDSG ausgenom-
men, soweit nicht abweichend geregelt. 
Unabhängig davon ist die Regelung sachgerecht und entspricht dem Leitgedan-
ken des Datenschutzrechtes, dass aufgrund des Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung jede Person selbst über den Umgang mit ihren personenbezogenen 
Daten bestimmt. Je sensibler Daten sind, desto größer ist in der Regel das Schutz-
interesse der betroffenen Person. Gerade in Sicherheits- und Sicherheitsüberprü-
fungsakten befinden sich hochsensible personenbezogene Daten der zu überprü-
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fenden Person. Aufgrund dessen soll es der betroffenen Person überlassen bleiben 
festzulegen, ob über den zur Verarbeitung dieser Daten berechtigten Personen-
kreis (insbesondere in zuständiger Stelle und mitwirkender Behörde) hinaus noch 
weitere Dritte Einsichtsmöglichkeiten in die Sicherheits- und Sicherheitsüberprü-
fungsakten erhalten sollen.
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